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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

bestimmten Investitionszeitraums verwirklicht wurde
und bei ErschlieBungsmaflnahmen die Belegung (Num-
mer 2.1.1) erfolgt ist (Zuwendungszweck).

Die Bewilligungsbehorde hat den Zuw endungszweck
eines Investitionsvorhabens im Zuwendungsbescheid so
konkret zu bezeichnen, dass er auch als Gr undlage fiir
eine begleitende und abschlieende Erfolgskontrolle
dienen kann.

Richtlinie 1.3 Gegenstinde, zu deren Erw erb oder Herstellung zum
des Ministeriums fiir Wirtschaft Zwecke kiinftiger Nutzung die Zuwendung gewéhrt
zur Forderung der wirtschaftsnahen wurde, unterliegen einer fristgebundenen Zweckbin-
kommunalen Infrastruktur dung. Diese beginnt mit dem Erwerb oder der Herstel-
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe lung, sie endet fiinfzehn Jahre nach dem Ende des im
,» Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur Zuwendungsbescheid bestimmten Investitionszeitraums.
- GRW - (GA-I) Werden Gegenstinde wihrend der Zweckbindungsfrist
durch gleich- oder héherwertige ersetzt, so unterliegen
Bekanntmachung des Ministeriums fiir Wirtschaft diese bis zum Ablauf der Zw eckbindungsfrist gemaf
des Landes Brandenburg Satz 2 der Zweckbindung.
Vom 24. Mérz 2009
14 Ein Rechtsanspruch auf GRW-Mittel besteht nicht. Die
Bewilligungsbehorde entscheidet aufgrund ihres pflicht-
1 Grundlagen, Zuwendungszweck gemifen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren Haus-
haltsmittel. Hierzu bezieht die Bavilligungsbehorde Stel-
1.1 Das Land Brandenburg gewéhrt auf der Grundlage des lungnahmen insbesondere der Industrie- und Handels-
Gesetzes liber die Gemeinschaftsaufgabe ,,\erbesserung kammern beziehungsweise der Handwerkskammern des
der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) vom 6. Okto- Landes sowie anderer fachlicher Einrichtungen ein. Ein
ber 1969 (BGBI. I S. 1861), zuletzt geédndet durch Arti- Landesforderausschuss (LFA) berét die Be willigungs-
kel 8 des Gesetzes v om 7. September 2007 (BGBI. I behorde vor Forderentscheidungen.
S.2246), im Rahmen des auf dieser Gnndlage ergange-
nen Koordinierungsrahmens, aufgrund der §§ 23, 44 der 1.5 Die GRW-Mittel sind zusétzliche Hilfen. Sie sind nicht
Landeshaushaltsordnung (LHO) und der dazu ergange- dazu vorgesehen, andere 6ffentliche Finanzierungsmog-
nen Verwaltungsvorschriften in der jeweils giiltigen Fas- lichkeiten ohne regionale Zielsetzung zu ersetzen (Sub-
sung sowie nach MaBigabe dieser Richtlinie Zuwendun- sidiarititsgrundsatz). Eine angemessene Eigenbeteili-
gen flir wirtschaftsnahe kommunale Infrastrukturvorha- gung des Triagers des Vorhabens an den forderfdhigen
ben, durch die die Wettbewerbs- und Anpassungsfahig- Investitionskosten ist in jedem Fall Voraussetzung fiir ei-
keit der Wirtschaft - insbesondere der Priméref fekt- ne Forderung (Zusitzlichkeitsgrundsatz).
betriebe - gestirkt und neue Arbeitspldtze geschaffen
oder vorhandene gesichert werden. 1.6 Das Land Brandenburg ist GA-Fordergebiet im Sinne
des Koordinierungsrahmens.
Beim Einsatz von Mitteln des Fonds fiir regionale Ent-
wicklung (EFRE) sind dariiber hinaus das Operationel- Die EFRE-Mittel stehen spezifisch fiir die Region Bran-
le Programm (OP) fiir den Zeitraum 2007 - 2013 und der denburg-Nordost und die Region Brandenburg-Siidwest
jeweils fiir die Forder periode geltenden Verordnungen nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003
und sonstigen Rechtsakte' in der jeweils geltenden Fas- (NUTS-VO)? zur Verfiigung. Daher konnen die Forder-
sung Grundlage der Forderung. sitze fiir die Gewédhrung der Mittel und die entsprechen-
de Verwaltungspraxis zwischen diesen Regionen variie-
1.2 Der Zuwendungsempfénger hat die ge wihrte Zuwen- ren.
dung nur fiir die im Bescheid festgele gte Infrastruktur-
mafinahme zu v erwenden. Eine solche Verwendung 2 Gegenstand der Forderung
liegt regelméBig nur dann vor, wenn das Infrastruktur-
vorhaben bis zum Ende des im Zuwendungsbescheid 2.1 Die Forderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur wird

prioritdr auf Re gionale Wachstumskerne ausgerichtet
(siche Anlage). Regionale Wachstumskerne sind Stand-
orte mit tiberdurchschnittlichen wirtschaftlichen und/oder
wissenschaftlichen Entwicklungspotenzialen.

Forderfahig sind (abschlieBender Forderkatalog):

! Fiir die Forder periode 2007 - 2013 sind dies insbesondere ~ Verordnung
(EG) Nr. 1080/2006, Verordnung (EG) Nr. 1083/2006, Verordnung (EG)
Nr. 1828/2006.

ABI. L 154 vom 21.6.2003, S. 1.
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die bedarfsgerechte ErschlieBung von Industrie- und
Gewerbegelidnde, wenn zum Zeitpunkt der Bewilligung
nachgewiesen wird,

- dass mindestens zwei Drittel des Gelédndes mit iiber-
wiegend GRW-forderfdhigen Betrieben (entspre-
chend Koordinierungsrahmen) belegt werden kon-
nen und

- dass in der Umgebung keine geeigneten Industrie-
und Gewerbefldchen fiir die geplanten Ansiedlun-
gen verfiigbar sind.

Im Rahmen der ErschlieBung von Industrie- und Gewer-
begeldnde werden insbesondere folgende Anlagen be-
riicksichtigt:

- Verkehrsanlagen, zum Beispiel die 6ffentlichen, zum
Neu- und Ausbau bestimmten Stralen, Wege und
Plétze; die 6ffentlichen aus rechtlichen oder tatsdch-
lichen Griinden mit Kraftfahrzeugen nicht befahr-
baren Verkehrsanlagen innerhalb des Industrie- und
Gewerbegeldndes; Sammelstralen innerhalb des In-
dustrie- und Gewerbegelédndes, die selbst nicht zum
Ausbau bestimmt, aber zur ErschlieBung notwendig
sind (sogenannte Baustraf3en);

- Stellpldtze und Griinanlagen, soweit sie Bestandteil
solcher Verkehrsanlagen oder nach stédtebaulichen
Grundsdtzen innerhalb der Gelédnde zu deren Er-
schlieung notwendig sind;

- Straflenbeleuchtungsanlagen;

- Netzanschliisse, Zu- und Ableitungen fiir Wasser-
ver- und -entsorgung;

- Energieversorgungsanlagen;

- Kommunikationsleitungen bis zur Anbindung an
das Netz beziehungsweise nichsten Knoten;

- Industriestammgleise;

- Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen schid-
liche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG).

Forderfahig sind Umweltschutzmalinahmen, soweit die-
se in einem unmittelbaren sachlichen und rdumlichen
Zusammenhang mit der ErschlieBungsmafBnahme ste-
hen und fiir deren Umsetzung erforderlich sind.

Die Erweiterung bestehender Industrie- und/oder
Gewerbegebiete wird nur geférdert, wenn mindestens
75 Prozent des vorhandenen Industrie- und/oder Gewer-
begebietes belegt sind. Fiir den neuen ErschlieBungsteil
gilt Satz 1 dieser Nummer.

Zu den zuwendungsfédhigen Ausgaben bei der Erschlie-
Bung von Industrie- und Gewerbegeldande gehoren:

- Kosten der Baureifmachung und Gelidndegestaltung;

- Baukosten: Straflen, Stralenbeleuchtung, Wasser-
versorgung, Kanal, Energie, Industriestammgleise,
Larmschutzwille, Begriinung;

- Baunebenkosten: Honorare fiirArchitekten und Land-
schaftsarchitekten, Ingenieurleistungen, soweit sie
fiir die projektbezogene Ausfiihrungsplanung, Ent-

wurfsgenehmigung, Projektsteuerung, Bauleitung
usw. anfallen;

- Ausgleichsmafinahmen und Ausgleichsabgaben nach
Naturschutzrecht.

die Wiederherrichtung von brachliegendem Industrie-
und Gewerbegeldnde, wenn eine bedarfsgerechte Nut-
zung im Sinne von Nummer 2.1.1 sichergestellt ist. Die
Wiederherrichtung umfasst:

- die Beseitigung (Demontage) der auf dem brachlie-
genden Industrie- oder Ge werbegeldande befindli-
chen Altanlagen (zum Beispiel alte Fabrikationsstét-
ten, Gebédude oder Versorgungseinrichtungen);

- die Wiederherrichtung von ErschlieBungsanlagen
(Nummer 2.1.1) sowie UmweltschutzmaBnahmen
(Nummer 2.1.1);

- die Beseitigung von Altlasten.

Im Rahmen der Wiederherrichtung von brachliegendem
Industrie- und Gewerbegelédnde sind Ausgaben fiir Ab-
bruch von Altanlagen und Altlastensanierung zusatzlich
zu den unter Nummer 2.1.1 genannten Ausgaben for-
derfdhig, soweit sie:

- fiir eine zweckentsprechende Nutzung des Geldandes
durch die anzusiedelnden Betriebsstitten erforder-
lich (zum Beispiel zur Beachtung der einschlidgigen
Arbeitsschutzbestimmungen) und wirtschaftlich ver-
tretbar sind (Die Sanier ungskosten sind nur dann
wirtschaftlich vertretbar, wenn die durch die Sanie-
rung anfallenden Ausgaben im Verhiltnis zur Grof3e
des Infrastrukturprojekts und der Anzahl der anzu-
siedelnden Betriebe wir tschaftlich vertretbar sind
[Kosten-Nutzen-Relation].) und

- nicht bereits durch andere F inanzierungsmdglich-
keiten gedeckt werden, zum Beispiel durch Inan-
spruchnahme aus Storerhaftung, Arbeitsbeschaf-
fungsmafinahmen, Altlastenfonds, Stddtebauforde-
rungsmittel, Konversionsmittel, Mittel gemafl dem
Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III). Soweit an-
dere Finanzierungsmoglichkeiten bestehen, sind die-
se von den forderfdhigen Ausgaben abzusetzen (vgl.
Nummer 1.5, Subsidiarititsgrundsatz).

die Errichtung oder der Ausbau von Verkehrsverbindun-
gen, soweit dadurch Ge werbebetriebe oder Ge werbe-
gebiete unmittelbar an das tiber regionale Verkehrsnetz
angebunden werden (zum Beispiel Zufahrten von iiber-
regionalen Straflen zu Gewerbegebieten oder zu Gewer-
bebetrieben, Abbiegespuren von liberregionalen Strallen
zu Gewerbegebieten).

die Errichtung, der Ausbau oder dieAnpassung von Ener-
gie- und Wasserversorgungsleitungen und -verteilungs-
anlagen. Es werden nur zusitzliche spezifische Mehr-
aufwendungen aufgrund des spezif ischen Standortes
gefordert, um die Investitionskosten auf einen tiblichen
rentablen Kostenrahmen abzusenken.

der Ausbau oder die Anpassung von Anlagen fiir die Be-
seitigung beziehungsweise Reinigung von Abwasser.



2.2

2.2.1

222

223

23

24

2.5

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 15 vom 22. April 2009 697

Als touristische Infrastruktur werden gefordert (ab-
schlieBender Forderkatalog):

- MaBnahmen zur Qualitdtssteigerung 6ffentlicher In-
frastrukturen in staatlich anerkannten Kur- und Er-
holungsorten (siche Anlage) auf der Basis der ak-
tuellen Kur- beziehungsweise Erholungsortkonzep-
tionen;

- die Unterstiitzung und Weiterentwicklung der touris-
tischen Produkte mit besonderem Potenzial im Land
Brandenburg: Radwander-, Wasser-, Natur-, gesund-
heitsorientierter und barrierefreier Tourismus.

Forderfahig ist die Erichtung oder der Ausbau von Rad-
wegen, soweit diese Bestandteil der Landesk onzeption
fiir Radwege sind.

Forderfahig sind Vorhaben des Wassertourismus, soweit
diese Bestandteil des Wassersportentwicklungsplanes
des Landes sind.

Offentliche Einrichtungen des Tourismus und MaBnah-
men der touristischen GelidndeerschlieBung werden nur
gefordert, wenn diesen ein schliissiges Konzept des An-
tragstellers zugrunde liegt, in dem

- die regionalwirtschaftliche Bedeutung der Infra-
strukturmafBnahme mit realistischen Erfolgsperspek-
tiven,

- die Mallnahmen zur Vermarktung der Infrastruktur
und

- die positiven Auswirkungen auf die Leistungsfahig-
keit und wirtschaftliche Entwicklung der in der Re-
gion ansidssigen Tourismusbetriebe

dargestellt werden.

Mit Ausnahme der Bauleitplanung kénnen Planungs-
und Beratungsleistungen gefordert werden, welche die
Triger zur Vorbereitung forderfahiger Infrastrukturmal-
nahmen von Dritten in Anspruch nehmen, nicht jedoch
eine Beratung iiber die Antragstellung selbst. Die Leis-
tungen diirfen nur gefordert werden, sofern sie nicht von
anderen Ressorts zu finanzieren sind.

Forderféhig ist die Erarbeitung von regionalen Entwick-
lungskonzepten fiir Regionale Wachstumskerne und
Kur- und Erholungsorte.

Forderfahig ist ein Regionalbudget fiir Regionale Wachs-
tumskerne (siche Anlage) und den sie umgebenden be-
ziehungsweise den angrenzenden Landkreis. Mit dem
Regionalbudget kénnen gemeinsame Projekte durchge-
fithrt werden zur:

- Stirkung regionsinterner Krifte,

- Verbesserung der regionalen Kooperation,

- Mobilisierung regionaler Wachstumspotenziale und
Initiierung regionaler Wachstumsprozesse oder

- Verstirkung von Mafinahmen des Re gionalmarke-
tings.

2.6

2.7

2.7.1

2.72

2.7.3

2.74

2.7.5

2.7.6

2.7.7

2.7.8

2.7.9

Mit dem Regionalbudget darf keine direkte Forderung
gewerblicher Unternehmen erfolgen. Beim Tréiger an-
fallende Personalkosten sind nicht forderfahig. DerTri-
ger kann Dienstleistungen bei privaten Dienstleistungs-
erbringern erwerben. Aufwendungen fiir ein Regional-
management diirfen nicht doppelt gefordert werden.

Forderfahig sind Baunebenkosten und Projektnebenkos-
ten in Hohe von insgesamt bis zu 10 Prozent der forder-
fahigen Investitionskosten innerhalb eines Vorhabens.

Von der Forderung sind ausgeschlossen:
Mafnahmen zugunsten des groB3fléchigen Einzelhandels;
MafBnahmen des Bundes und der Lénder;

NeuerschlieBung von Industrie- und Ge werbegelénde;
ausgenommen die bedarfsgerechte Erweiterung beste-
hender Industrie- und Ge werbegeldnde nach Num-
mer 2.1.1, die Wiederherrichtung von brachliegendem
Industrie- und Ge werbegelande nach Nummer 2.1.2,
Gelandeerschlieung flir Tourismus nach Nummer 2.2
sowie die im Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (LEP B-B) genannten Vorsorgestandorte fiir ge-
werblich-industrielle Vorhaben;

MaBnahmen der allgemeinen Landschaftspfle ge; denk-
malsschutzbedingte Mehraufwendungen; Naherholungs-
mafBnahmen; die Sanierung oder Instandsetzung muse-
aler Anlagen und Einrichtungen (zum Beispiel Schlosser,
Burgen, Industrieanlagen als Museen); die Verbesserung
der innerstidtischen Park- und Griinfldchen zur allgemei-
nen Steigerung der Attraktivitéit der Innenstadt, wenn die-
se ohne unmittelbare Bedeutung fiir die umliegenden
Tourismusbetriebe ist; die Er richtung oder der Ausbau
von Unterkiinften (zum Beispiel Jugendherber gen); lo-
kale Sporteinrichtungen (Sportplétze, Stadien, sonstige
Sporteinrichtungen); Stellplétze, die nicht im Zusammen-
hang mit der Férderung einer Basiseinrichtung stehen;

Errichtung von Bédern, Kureinrichtungen, Hausern des
Gastes, Kongress- und Tagungszentren;

Errichtung und Ausbau von Wirtschaftshidfen und Re-
gionalflugplétzen;

Bau oder Ausbau von Strallen mit netzbildendem Cha-

rakter, von Marktpldtzen oder von Streckenabschnitten

oder Netzen des 6ffentlichen Personennahverkehrs; Ver-

kehrsverbindungen, die forderfahig sind nach der Richt-
linie des Ministeriums fiir Infrastruktur und Raumord-

nung zur Verwendung von Fordermitteln zur Verbesse-

rung der Verkehrsverhéltnisse der Gemeinden des Lan-

des Brandenburg - Teil kommunaler Straflenbau;

Errichtung oder Ausbau von Einrichtungen der ber uf-
lichen Bildung, Fortbildung und Umschulung;

Errichtung oder Ausbau von Gewerbezentren, Techno-
logie- und Griinderzentren;
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die Errichtung von Anlagen fiir die Beseitigung bezie-
hungsweise Reinigung von Abwasser und Abfall;

Regionalmanagementvorhaben;
Nachforderung bereits geforderter Ma3nahmen;

Kosten des Grunderwerbs, der Bauleitplanung; Unter-
haltungs-, Wartungs- und Abldsekosten (Stralenbau);
Anschlussbeitriage; Finanzierungskosten; Umsatzsteuer,
soweit sie als Vorsteuer gemifl Umsatzsteuergesetz gel-
tend gemacht werden kann; Eigenleistungen desTragers
der InfrastrukturmafBnahme; Richtfestkosten und Kos-
ten der Einweihungsfeier.

Zuwendungsempfinger

Empfanger der Zuw endung ist der Trager der Infra-
strukturmaBnahme. Tréger einer Mafinahme kann nur
eine Gebietskorperschaft oder ein kommunaler Zweck-
verband sein, welcher der Kommunalaufsicht untersteht.

Zuwendungsvoraussetzungen

Eine InfrastrukturmafBnahme ist unter Beachtung des Sub-
sidiaritdts- und des Zusétzlichk eitsgrundsatzes (Num-
mer 1.5) nur forderfahig, soweit dies fiir die Entwick-
lung der gewerblichen Wirtschaft (vorrangig der Primar-
effektbetriebe) unabdingbar ist. Die zu fordernde Infra-
strukturmafinahme muss die begriindete Erwartung zu-
lassen, dass neue Arbeitsplitze geschaffen oder beste-
hende Arbeitspldtze durch ge werbliche Unternehmen
gesichert werden.

Zuwendungen werden nur fiir Vorhaben bewilligt, die
nicht vor Antragstellung begonnen wurden. Beginn des
Investitionsvorhabens ist grundsétzlich der Abschluss
eines der Ausfithrung zuzurechnenden Lieferungs- und
Leistungsvertrages. Bei Baumafinahmen gelten Planung
und Bodenuntersuchung nicht als Be ginn des Investi-
tionsvorhabens. Der Grunderwerb ist nicht als Be ginn
des Vorhabens anzusehen.

Bei Mallnahmebeginn vor der Bewilligung ist auf die
Moglichkeit hinzuweisen, dass dem Zuwendungsantrag
ganz oder teilweise nicht entsprochen w erden konnte.
Die Risiken liegen beim Antragsteller.

Anhand der mittelfristigen Finanzplanung ist vom An-
tragsteller nachzuweisen, dass die Folgekosten der In-
vestition getragen werden kdnnen.

Beim Einsatz von Mitteln aus dem Europédischen Fonds
fiir Regionale Entwicklung (EFRE) aus der Forder-
periode 2007 bis 2013 ist der Grundsatz der Gleichstel-
lung von Miannern und Frauen sowie der Nichtdiskrimi-
nierung im Sinne des Artikels 16 der Verordnung (EG)
Nr. 1083/2006 einzuhalten. Es ist sicherzustellen, dass
durch die Maflnahmen keine negativen Auswirkungen
auf die Gleichstellung von Méannern und Frauen erfolgt.

4.5

4.6

4.7

5.1

52

53

5.4

5.5

5.6

5.7

Die Nachhaltigkeit in den Dimensionen Ok onomie,
Okologie und Soziales des zu fordemden Vorhabens so-
wie der Einfluss auf die demo grafische Entwicklung
sind darzustellen.

Bei Vorhaben mit forderféhigen Investitionskosten tiber
10 Millionen Euro ist zur Beurteilung der Forderféhig-
keit eine Kosten-Nutzen-Analyse vom Antragsteller vor-
zulegen.

Das forderfahige Investitionsvolumen muss mindestens
50 000 Euro betragen. (Gilt nicht fiir Malnahmen nach
Nummern 2.3 und 2.4.)

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung an den zu-
wendungsfdahigen Ausgaben in Form eines nichtriick-
zahlbaren Zuschusses gewahrt.

Bei Einnahmen schaffenden Projekten im Sinne v on
Artikel 55 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 in Ver-
bindung mit der Verordnung (EG) Nr. 1341/2008 miis-
sen die Nettoeinnahmen bei der Bestimmung der Héhe
der zuschussfahigen Ausgaben beriicksichtigt werden.

Der Fordersatz bei derAnteilfinanzierung betrigt bis zu
50 Prozent der um die Nettoeinnahmen verminderten
zuwendungsfahigen Ausgaben der Infrastrukturmal-
nahme (Basisforderung).

Fiir Investitionen der wirtschaftsnahen Infrastruktur in
Regionalen Wachstumskernen sowie der touristischen
Infrastruktur in staatlich anerkannten K ur- und Erho-
lungsorten (siehe Anlage) und auf diese Gebiete bezo-
gene Investitionen kann zusitzlich zur Basisforder ung
ein Zuschlag von bis zu 30 Prozent der um die Netto-
einnahmen verminderten zuwendungsfahigen Ausgaben
gewihrt werden (Potenzialforderung).

Fordersdtze von iiber 60 Prozent gemafl Nummer 5.4
konnen nur bei Vorliegen der folgenden Voraussetzun-
gen gewihrt werden:

- die geforderte Infrastrukturmafinahme wird im Rah-
men einer interkommunalen Kooperation durchge-
fiihrt oder

- die geforderte Infrastrukturmafnahme fiigt sich in
eine regionale Entwicklungsstrategie ein oder

- Industriebrachflichen werden revitalisiert (siche
Nummer 2.1.2).

Die Zuwendungen fiir Planungs- und Beratungsleistun-
gen nach Nummer 2.3 so wie fiir Regionale Entwick-
lungskonzepte nach Nummer 2.4 betragen bis zu 80 Pro-
zent der forderfahigen Ausgaben, hochstens jedoch fiir
eine Mafinahme 50 000 Euro.

Die Zuwendung fiir ein Regionalbudget nach Num-
mer 2.5 betrdgt bis zu 80 Prozent der forderfahigenAus-
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gaben, hochstens jedoch 150 000 Euro pro Jahr. Die
Laufzeit der Vorhaben kann bis zu drei Jahren betragen.

Bei Vorhaben mit Gesamtkosten iiber 50 Millionen Eu-
ro werden bei der Zuschussberechnung die zu beriick-
sichtigenden gesamten Investitionskosten auf 50 Millio-
nen Euro begrenzt.

Es werden nur Ausgaben gefordert, die in einem ursich-
lichen Zusammenhang mit der Mafinahme stehen, wenn
sie zur Durchfiihrung notwendig sind, den Grundsétzen
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit entsprechen so-
wie bei ihrer Entstehung bestehende vergaberechtliche
Verpflichtungen eingehalten werden und dabei markt-

offene, transparente und diskriminierungsfreie Verfah-
ren zur Anwendung kommen.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Investitionszuschiisse werden grundsétzlich nur fiir ein
Investitionsvorhaben gewihrt, das innerhalb von sechs
Monaten begonnen und innerhalb von 36 Monaten durch-
gefiihrt wird. Die genannten F risten beginnen an dem
Tag zu laufen, an dem der Be willigungsbescheid Be-
standskraft erlangt.

Der Tréger von Infrastrukturmafnahmen nach Num-
mern 2.1.1 und 2.1.2 der Richtlinie hat die geforder te
Einrichtung vorrangig forderfdhigen Betrieben zur Ver-
fiigung zu stellen und sich bei ErschlieBungsmafnah-
men zu diesem Zweck intensiv um die Ansiedlung von
Priméreftektbetrieben zu bemiihen. Hierfiir ist ein Ver-
marktungskonzept vorzulegen, dessen Umsetzung grund-
sétzlich zu beauflagen ist.

Die mit Fordermitteln der GRW erschlossenen Indus-
trie- und Gewerbegeldnde werden nach offentlicher Ver-
kaufsbemiihung zum Marktpreis verkauft.

Soweit der Verkaufspreis die Kosten fiir den Gr und-
stiickserwerb zuziiglich des Eigenanteils des Trigers an
den ErschlieBungskosten iiberschreitet, ist der gewéhrte
Zuschuss um den iibersteigenden Teil zu kiirzen.

Werden die Grundstiicke unter dem Marktpreis verkauft

oder die ErschlieBungsk osten nicht vollstdndig tiber-

wilzt, ist der damit v erbundene Fordervorteil bei der

Subventionsberechnung der einzelbetrieblichen Forde-

rung im Rahmen der Forderhdchstsdtze der GRW fiir die
gewerbliche Wirtschaft mit einem Subventionswert von

hochstens 2,25 Prozent anzurechnen (vgl. Nummer 5.2

der Richtlinie zur Férder ung der ge werblichen Wirt-

schaft im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbes-

serung der regionalen Wirtschaftsstruktur - GA-G).

Wird nach Nummemn 2.1.1, 2.1.2 oder 2.2 der Richtlinie
Gelédnde erschlossen, das sich nicht im Eigentum des
Tragers befindet, iiber welches der Tréger aber vertrag-
lich abgesicherte Einwirkungsrechte auf die Umgestal-
tung und spatere Nutzung hat, werden dem Eigentiimer
durch die geforderten Maflnahmen wihrend der Zweck-
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bindung (vgl. Nummer 6.9) entstehendeVorteile (Diffe-
renz zwischen Verkaufspreis und Verkehrswert des un-
erschlossenen/nicht hergerichteten Grundstiicks) auf
der Grundlage eines Abschopfungsvertrages entzogen.

Der Trager der InfrastrukturmaBnahme hat vor Bewilli-
gung der Fordermittel zu priifen, ob und inwieweit die
Einschaltung privater Unternehmer Kosten- oder Zeit-
ersparnisse bei der Erbringung der 6f fentlichen Infra-
strukturleistungen erméglicht. Die Priifung soll auf der
Grundlage eines Interessenbekundungsverfahrens erfol-
gen. Zur Durchfiihrung eines Interessenbekundungsver-
fahrens gibt der Trager zweckmifBigerweise Anzeigen
auf, in denen das geplante Infrastrukturvorhaben vorge-
stellt wird und private Unternehmen aufgefordert wer-
den, sich zu bewerben. Die Bewilligungsbehdrde weist
den Trager der Infrastrukturmafinahme (Zuwendungs-
empfanger) in geeigneter Weise auf diese Vorgehens-
weise hin.

Der Tréger kann die Ausfithrung, den Betrieb und die
Vermarktung des Infrastr ukturprojektes sowie das
Eigentum an dem Infrastrukturprojekt auch an auf
Gewinnerzielung ausgerichtete natiirliche oder juris-
tische Personen des Privatrechts iibertragen. Eine Uber-
tragung setzt voraus, dass:

- die Forderziele der GRW gewahrt bleiben und die
geforderte Infrastruktureinrichtung vorrangig und
zielgerichtet forderfahigen Betrieben zurVerfliigung
gestellt wird (Nummer 6.2);

- der Triger ausreichenden Einfluss auf die Ausge-
staltung des Projekts behilt, etwa durch eine geeig-
nete vertragliche Ausgestaltung (zum Beispiel Ge-
schéftsbesorgungs-, Treuhand-, ErschlieBungsver-
trag);

- die Auswahl des Betreibers unter Beachtung der
Vorschriften zur Vergabe von 6ffentlichen Auftragen
erfolgt und

- sich die wirtschaftliche Aktivitdt des Betreibers auf
den Betrieb beziehungsweise die Vermarktung der
Infrastruktureinrichtung zu beschranken hat. Er darf
die Infrastruktureinrichtung nicht eigenwirtschaft-
lich nutzen. Die Vergiitung erfolgt mit einem markt-
iiblichen Entgelt.

Trager, Betreiber und Nutzer diirfen weder rechtlich,
wirtschaftlich noch personell verflochten sein.

Der Tréger einer Infrastrukturmafinahme ist in vollem
Umfang fiir die rahmenplankonforme Abwicklung des
Vorhabens verantwortlich und haftet dementsprechend
gegeniiber dem Subventionsgeber fiir den Fall einer et-
waigen Riickforderung. Sofern beim Triager Gewerbe-
betriebe beteiligt sind, ist eine Besicherung eventueller
Haftungs- oder Riickforderungsanspriiche in geeigneter
Form vorzusehen.

Trager und gegebenenfalls Betreiber der Infrastruktur-
mafnahme sind an die Erfiillung der im Rahmenplan
und in diesen Richtlinien genannten Voraussetzungen
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nach Fertigstellung fiir eine Dauer von mindestens
15 Jahren gebunden.

Verfahren

Der Antrag auf Gewéhrung von Investitionszuschiissen
ist vor Beginn des Investitionsvorhabens unter Verwen-
dung des amtlichen Vordrucks bei der InvestitionsBank
des Landes Brandenburg (Bewilligungsbehdrde) zu stel-
len.

Wird mit der Maflnahme vor der Bewilligung begonnen,
trdgt der Antragsteller das Risik o, dass dem Zuw en-
dungsantrag ganz oder teilweise nicht entsprochen wer-
den konnte.

MafBgeblich fiir die Beurteilung der Forderfahigkeit ei-
nes Vorhabens ist der Zeitpunkt der Entscheidung iiber
die Bewilligung der GRW-Forderung.

Offentliche Finanzierungshilfen, die dem Antragsteller
in fritheren Jahren ge wéhrt wurden, und insbesondere
die Ergebnisse der Verwendungsnachweispriifung, sind
bei der Entscheidung iiber die Antrage zu beriicksichti-
gen.

Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit von Planung und
Konstruktion und die Angemessenheit der Kosten wer-
den durch eine v on der Be willigungsbehorde veran-
lasste baufachliche Priifung festgestellt. Diese Priifung
muss durch die zustindige staatlicheBauverwaltung oder
eine andere nach § 44 Absatz 2 LHO zugelassene Stelle
erfolgen. Bei Vorhaben mit einem Zuschusswlumen un-
ter 500 000 Euro soll auf die baufachliche Priifung ver-
zichtet werden.

In begriindeten Ausnahmeféllen kann nach Einzelfall-
priifung abweichend von dieser Richtlinie im Rahmen
der Regelungen des Koordinierungsrahmens entschie-
den werden, wenn ein besonderes Landesinteresse vor-
liegt. Von einem besonderen Landesinteresse kann ins-
besondere ausgegangen werden, wenn die Infrastruktur-
mafnahme in erheblichem Mafe langfristigen gesamt-
wirtschaftlichen Nutzen fiir das Land hat, das heif3t:

- ein konkreter Bedarf nachgewiesen wird und

- nennenswerte, unmittelbare positive Auswirkungen
auf die Entwicklung eines Branchenkompetenz-
feldes bestehen oder

- der Ansiedlung von Hochtechnologien dient oder

- es sich um Verbundprojekte handelt, bei denen For-
derprogramme anderer Ressorts eingebunden sind.

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachw eis und die Priifung
der Verwendung und die ge gebenenfalls erforderliche
Aufthebung des Zuwendungsbescheides und die Riick-
forderung der gewéhrten Zuwendung gelten dieVV/VVG
zu §§ 23, 44 LHO, soweit nicht in der Forderrichtlinie
Abweichungen zugelassen worden sind.

7.7

7.8

7.9

7.10

Abweichend von Nummer 7 VV/VVG zu § 44 LHO
wird bestimmt, dass Zuwendungs(teil)betrage nur unter
Vorlage von Nachweisen iiber die im Rahmen des Zu-
wendungszwecks tatsdchlich getitigten Ausgaben aus-
gezahlt werden diirfen. Ein letzter Teilbetrag von 5 Pro-
zent der Gesamtzuw endung darf dariiber hinaus erst
ausgezahlt werden, wenn der Zuw endungsempfénger
den Verwendungsnachweis gema3 Nummer 6 derAllge-
meinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Pro-
jektforderung (ANBest-P)/Nummer 7 der Allgemeinen
Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektfor-
derung an Gemeinden (GV) (ANBest-G) wllstéindig und
in priiffahiger Form vorgelegt hat.

Erfiillt die Infrastr ukturmaBnahme die Voraussetzun-
gen zur Forderung von Arbeitsbeschaffungsmafinahmen
gemal § 260 ff. des Dritten Buches Sozialgesetzb uch
(SGB 1II) oder v on Beschiftigung schaffender Infra-
strukturforderung geméif § 279a des Dritten Buches

Sozialgesetzbuch (SGB I1I), soll inAbstimmung mit der
Agentur fir Arbeit beziehungsweise dem Triger der
Grundsicherung fiir Arbeitssuchende der Einsatz forderfa-
higer Arbeitnehmer in Vergabemafinahmen vor Vergabe
gepriift und bei positvem Ergebnis beriicksichtigt werden.

Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne v on
§ 264 des Strafgesetzbuches sind im Antragsformular zu
bezeichnen.

Beim Einsatz von EFRE-Mitteln gelten gegeniiber der
Landeshaushaltsordnung vorrangig die einschldgigen
europdischen Vorschriften fiir die Forder periode, aus
der die jeweils eingesetzten Strukturfondsmittel stam-
men. Daraus ergeben sich Besonderheiten insbesonde-
re hinsichtlich der Auszahlung, des Abrechnungsver-
fahrens, der Aufbewahrungspflichten und der Priifrech-
te.

Die Daten der Zuwendungsempfinger werden elektro-
nisch gespeichert und verarbeitet und bei Mitteln der
Forderperiode 2007 - 2013 im Rahmen eines Registers
von Zuwendungsempfingern teilweise veroffentlicht.
Ferner sind w egen der K ofinanzierung durch Euro-
péische Strukturfondsmittel besondere Pub lizitdtsvor-
schriften, insbesondere Artikel 8, 9 der Verordnung (EG)
Nr. 1828/2006, einzuhalten.

Giiltigkeitsdauer

Diese Richtlinie tritt am 1. April 2009 in Kraft. Sie tritt
mit Ablauf des 31. Dezember 2013 auBler Kraft.

Mit Inkrafttreten dieser Richtlinie tritt die Richtlinie des
Ministeriums flir Wirtschaft zur Férder ung der wirt-
schaftsnahen kommunalen Infrastruktur im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der re gionalen
Wirtschaftsstruktur - GRW - (GA-I) vom 7. Dezember
2006 (ABL. S. 808), gednder t durch die Bekanntma-
chung vom 29. Dezember 2008 (ABI. 2009 S. 6), au3er
Kraft.
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9 Schlussbestimmungen

9.1 Diese Richtlinie ist aufAntrage anzuwenden, die ab dem
1. April 2009 gestellt werden.

9.2 Fiir Antrédge, die nach einer nach dem 1. April 2009 im
Bundesanzeiger veroffentlichten Anderung von Forder-
bedingungen des jeweils giiltigen K oordinierungsrah-
mens gestellt werden, findet die Richtlinie mit der Maf3-
gabe Anwendung, dass an die Stelle der jeweiligen Re-
gelung dieser Richtlinie die gednderte Regelung des Ko-
ordinierungsrahmens tritt.

9.3 Verlieren Gemeinden beziechungs weise Gemeindeteile
ihre Eigenschaft als Fordeigebiet, konnen die bisherigen
Forderhilfen weiter gezahlt werden, wenn die Bewilli-
gung der Forderhilfe bis zum Zeitpunkt des Ausschei-
dens der Gemeinde beziehungsweise des Gemeindever-
bandes als Fordergebiet erteilt wurde und die im Zu-
sammenhang mit einem solchen In vestitionsvorhaben
angeschafften oder hergestellten Wirtschaftsgiiter, Ge-
baudeteile, Ausbauten und Erweiterungen innerhalb von
drei Jahren nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens der
Gemeinde beziehungsweise des Gemeindeverbandes aus
dem Fordergebiet geliefert oder fertiggestellt wurden.

Anlage zur Forderrichtlinie GA-1:
Folgende Standorte bilden Regionale Wachstumskerne:

Brandenburg an der Havel

Cottbus

Eberswalde

Frankfurt (Oder)/Eisenhiittenstadt
Fiirstenwalde

Konigs Wusterhausen/Wildau/Schonefeld
Luckenwalde

Ludwigsfelde

Neuruppin
Oranienburg/Hennigsdorf/Velten
Potsdam

Schwedt/Oder
Senftenberg/Schwarzheide/Lauchhammer/Finsterwalde-Mas-
sen/Grofriaschen (,, Westlausitz*)
Spremberg
Wittenberge/Perleberg/Karstadt

Die Mehrfachnennungen bilden zusammen einen Regionalen
Wachstumskern.

Folgende Standorte bilden Kur- und Erholungsorte im Land
Brandenburg:

Bad Saarow

Bad Liebenwerda
Bad Freienwalde
Bad Wilsnack
Belzig

Buckow

Templin

Burg/Spreewald

Stadt Rheinsberg, OT Rheinsberg
Stadt Rheinsberg, OT Kleinzerlang
Lindow/Mark

Stechlin, OT Neuglobsow
Fiirstenberg, OT Himmelpfort
Lychen

Waldsieversdorf

Wendisch Rietz

Miillrose

Neuzelle

Gemeinde Schwielochsee, OT Goyatz
Liibben/Spreewald
Liibbenau/Spreewald
Werder/Havel

Anderung der Richtlinie
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Raumordnung
zur Verwendung von Fordermitteln
zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse
der Gemeinden des Landes Brandenburg
- Teil kommunaler Strafienbau -
(Rili KStB Bbg)

Erlass
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Raumordnung
Vom 16. Februar 2009

Die Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastuktur und Raumord-
nung zur Verwendung von Férdermitteln zur Verbesserung der
Verkehrsverhdltnisse der Gemeinden des Landes Brandenb urg
- Teil kommunaler Stralenbau - (Rili KStB Bbg) vom 13. Mérz
2007 (ABLI. S. 971) wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 2.1 Buchstabe g werden die Worter ,,im Sinne
von Nummer 2.1 Buchstabe a bis f* gestrichen.

2. In Nummer 4.1.1 wird der vierte Anstrich wie folgt gefasst:

- bau- und verkehrstechnisch einwandfrei und unter Be-
achtung der Grundsitze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit und unter Beachtung des § 10 Abs. 2 BStrG in
Verbindung mit dem Gesetz zur Anderung des Branden-
burgischen Straengesetzes geplant ist,.

3. Nummer 4.1.2 wird aufgehoben.

4. In Nummer 4.1.3 wird nach dem Wort ,,Folgekosten* das
Wort ,,nachweislich® eingefiigt.

5. InNummer 4.1.4 werden nach den Wortern ,,des Eisenbahn-
kreuzungsgesetzes® die Worter ,,von Dritten” eingefiigt.
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Nach Nummer 4.2 Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz ein-
gefligt:

,,.Die Bekanntmachung hat auf der elektronischen Plattform
vergabemarktplatz.brandenburg.de zu erfolgen.*

In Nummer 5.4 werden die Worter ,,bis zu® gestrichen.
In Nummer 5.5.1 wird der fiinfte Anstrich wie folgt gefasst:

- Sicherungsanlagen und -einrichtungen (zum Beispiel
passive Sicherheitseinrichtungen) an Kreisstralen auch
ohne Ausbau der Fahrbahn,*.

In Nummer 5.5.2 wird der sechsteAnstrich wie folgt gefasst:

.- Mehraufwendungen fiir denkmalpflegerische Mafinah-
men beziehungsweise die Verwendung besonderer Bau-
stoffe aus Griinden des Denkmalschutzes,*.

Nummer 7.3.5 wird aufgehoben.

In Nummer 8 wird die Angabe ,,31. Dezember 2008 durch
die Angabe ,,31. Dezember 2010 ersetzt.

Anlage 5 wird wie folgt gedndert:

a) In dem Abschnitt ,,Baukosten* wird in dem achten An-
strich die Angabe ,,§ 8 Nr. 4 VOB/B* durch die Angabe
»$ 3 Nr. 4 VOB/B* ersetzt.

b) Nach dem Abschnitt ,,Nachtriage™ wird folgender Ab-
schnitt eingefiigt:

»Natur- und andere hochwertige Materialien

Der Einsatz von Natur- und anderen hochwertigen Ma-
terialien ist dann zuldssig, wenn der Nachweis des wirt-
schaftlichen Einsatzes im Vergleich zu preisgiinstigeren
gingigen Materialien erbracht wird.*

¢) Indem Abschnitt,,Verkehrsberuhigung® wird nach dem
dritten Absatz folgender Absatz angefiigt:

,»Aus Griinden des Larmschutzes ist auch ohne das Vor-
liegen eines Larmminderungsplanes an einer sonst als
verkehrswichtigen innerértlichen beziehungsweise Ver-
bindungsstralle eingeordneten Strafle dieAnordnung ei-
ner Geschwindigkeitsbeschrankung auf 30 km/h auf ei-
nen Teilabschnitt beziehungsweise durchgehend nicht
zwingend forderschadlich.”

1L

Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft.

Ideenwettbewerb
im Rahmen des INNOPUNKT-Programms

des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit

und Familie des Landes Brandenburg

»Mehr Durchléssigkeit in der Berufsbildung -
Brandenburg in Europa*

Bekanntmachung des Ministeriums

fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie (MASGF)

des Landes Brandenburg
Vom 6. April 2009

An welchen Problemen setzt der Ideenwettbewerb an?

In Deutschland liegt die Zahl der beruflich Qualifizierten
ohne formale Hochschulzugangsberechtigung, die ein Stu-
dium beginnen, bisher nur bei knapp einem Prozent der
Studienanfanger. Gleichzeitig haben viele Beschiftigte den
Waunsch, ihre individuellen Arbeits- und Karrierechancen
durch Aufstiegsqualifizierung zu verbessern. Hierbei fiihrt
der Weg sinnvollerweise haufig tiber Hochschulen (akade-
mische Bildung). Andererseits bekriftigt auch der Bedarf
der Unternehmen an hochqualifizierten Fachkriften die
Notwendigkeit, diesen Anteil deutlich zu erhéhen. Es zeigt
sich insgesamt eine mangelhafte Bildungssystemdurchlés-
sigkeit: ,,Die Barrieren zwischen dem Hochschulsystem
und der beruflichen Bildung sind traditionell schwer tiber-
windbar® (vgl. Bosch, G. 2008)'.

Die Européische Staatengemeinschaft hat das Jahr 2009
zum Jahr der Kreativitit und Innovation erklért und stellt
damit die Bedeutung geistigen Schaffens fiir die Entwick-
lung in Europa heraus. Der Bildung kommt eine Schliis-
selrolle zu. Qualifikationen und Beschéftigungsfahigkeit
miissen im Prozess des Lebenslangen Lernens iiber das
ganze Berufsleben hinweg gesichert und weiterentwickelt
werden. Bildung erweitert die individuellen Moglichkeiten
der Menschen und stérkt die Wettbewerbsfahigkeit von
Unternehmen. Dazu miissen Strategien fiir das Lernen im
Lebenslauf entwickelt und konsequent in einem modemen
Berufsbildungssystem umgesetzt werden.

Dabei hat die Entwicklung von qualifizierten Fachkréften
flir eine dynamische, auf die Anforderungen der Zukunft
ausgerichtete Volkswirtschaft im Rahmen der Arbeitspoli-
tik des Landes Brandenburg hohe Prioritét und triagt gleich-
zeitig zur Vermeidung potenzieller Fachkrifteengpésse bei.
Im Interesse der Wirtschaft, Gesellschaft und des Einzel-
nen gilt es, Mdglichkeiten zu schaffen, um individuelle be-
rufliche Qualifikationen und Kompetenzen besser weiter-
entwickeln zu kénnen.

In Brandenburg ist das Interesse, nachAbschluss der Schu-
le eine berufliche Erstausbildung im Dualen System auf-
zunehmen, deutlich hoher ausgeprigt als in den westdeut-
schen Bundeslidndern. Etwa sechs Zehntel der Schulent-

Vgl. Bosch, Gerhard 2008: Zur Zukunftsfahigkeit des deutschen Berufsbil-

dungssystems, in: Arbeit, Heft 4, Jg. 17, S. 239 - 253
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lassenen wollen eine Lehre be ginnen. Die Berufsausbil-
dung hat auch fiir die Brandenburger Studienberechtigten
einen hohen Stellenwert. So haben 43 Prozent der Stu-
dienberechtigten im Jahr 2006 eine Bemfsausbildung auf-
genommen oder die feste Absicht, dies zu tun. Dieser Per-
sonenkreis stellt ein wichtiges Potenzial fiir kiinftige hoch-
schulqualifizierte Fach- und Fiihrungskrifte dar, welches
es zu nutzen gilt.

Gleichzeitig hat Brandenburg eine im Bundesdurchschnitt
relativ niedrige Br uttostudierquote. Als Entwicklungs-
hemmnis gerade fiir Brandenb urg wird dabei deutlich,
dass die bestehenden gesetzlichen Méglichkeiten zur stér-
keren Durchldssigkeit zwischen den Bildungsbereichen
unzureichend bekannt sind und zu wenig genutzt werden.

Bund, Lander und Sozialpartner haben sich zum Ziel ge-
setzt, mit der Einfiihrung des Deutschen Qualif ikations-
rahmens das deutsche Bildungssystem mit seinen zahlrei-
chenund unterschiedlichen Bildungsgidngenund Abschliis-
sen transparenter zu gestalten und damit Ubegiinge inner-
halb des Systems zu erleichtem. Dabei ist die Orientiemng
an Lernergebnissen (Outcome-Orientierung) vorgesehen,
das heifit eine Be wertung erworbener Kompetenzen er-
folgt unabhéngig vom Lernort, an dem sie erworben wur-
den. Dies ist eine wichtige Voraussetzung, um Kompeten-
zen besser vergleichbar (auch im Sinne von Gleichwertig-
keit) beschreiben zu konnen. Mehr Vergleichbarkeit wie-
derum ermoglicht mehr Durchldssigkeit zwischen verschie-
denen Bildungsbereichen.

Entsprechend ihrer Zusage beim Bildungsgipfel im Herbst
2008 sind die Lander am Zuge, die Durchldssigk eit zwi-
schen den Bildungsbereichen zu verbessern. Durchléssig-
keit in der Berufsbildung zielt in diesem Sinne auf mehr
Ubergangs- und Anrechnungsmaéglichkeiten zwischen Be-
rufs- und Hochschulbildung, auf die sich im INNOPUNKF
Wettbewerb exemplarisch konzentriert werden soll.

Das Land hat bereits in den letzten Jahren entscheidende
Weichen gestellt, um mehr Durchléssigkeit in und zwi-
schen den Bildungsbereichen zu gewéhrleisten: Branden-
burg verfiigt iiber ein modemes Hochschulgesetz, das ein-
fachere Zuginge in die Hochschulen erméglicht. Spezifi-
sche landesrechtliche Regelungen stirken den Gestaltungs-
raum fiir mehr Flexibilitét in der beruflichen Bildung, der
mit der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG)
im Jahr 2005 und mit der entsprechenden Umsetzung in
der Handwerksordnung (HwO) geschaffen wurde.”

Jedoch gestalten sich die Anrechnung von Kompetenzen
aus der betrieblichen Praxis und die Durchléssigkeit in die
Hochschule und innerhalb dieser Bildungsbereiche immer
noch unzureichend. Dies gilt nicht nur fiir die Anrechnung
von Vorqualifikationen und erworbenen Kompetenzen aus
der Berufsausbildung, sondern auch fiir die Erwerbstatig-
keit auf ein Studium. Des Weiteren mangelt es nach wie

? Ein Beispiel: Die Internationalisierung, denn geméf § 2 BBiG kann ein Vier-

tel der in derAusbildungsordnung vorgesehenen Ausbildungszeit in einem Be-
trieb oder einer sonstigen Ausbildungsstitte im Ausland durchgefiihrt werden.

vor an geniigend Optionen fiir ein synegetisches ,,Mitein-
ander* von berufspraktischem Kompetenzerwerb und aka-
demischer (postgradualer) Qualifizierung sowie an Infor-
mation fiir diese Verkniipfung.

Fiir das deutsche Bildungssystem stellt das Erforder nis
nach Durchldssigkeit eine g role Herausforderung dar,
denn es ist durch eine starke Abgrenzung seiner verschie-
denen Bildungsbereiche geprigt. Das allgemein bildende
Schulwesen, die berufliche Ausbildung, die hochschuli-
sche Bildung und die Weiterbildung untergliedern sich
dariiber hinaus auch innerhalb ihrer eigenen Sektoren in
oft streng getrennte Teilbereiche. Zugédnge werden an for-
male Abschliisse gebunden, Anrechnungsmoglichkeiten
aus anderen Bildungsse gmenten nur schwer und/oder in
komplizierten Verfahren zugelassen und spezifische Unter-
stiitzungsstrukturen fiir die ,,Bildungssuchenden® sind nur
wenig ausgebaut. Folgen sind oft unnétig lange Ausbil-
dungszeiten, konsekutive Doppelqualifizierungen oder
gar der Ausschluss vom Erwerb weiterer erforderlicher
Qualifikationen - und dies nicht nur im wissenschaftlichen
Bereich.

Neben diesen oben genannten inhaltlich-strukturellen Her-
ausforderungen sind ebenso Hiirden auf der individuellen
Ebene zu nehmen:

- Erst durch eine intensive Zusammenarbeit der Akteure
in Wissenschaft und Wirtschaft konnen konkrete Be-
darfe bei der Verbesserung der Durchldssigkeit identi-
fiziert werden.

- Unterschiedliche Prioritéten bei Inhalten und Metho-
den, unterschiedliche tiber Jahrzehnte historisch ge-
wachsene (Aus-)Bildungskulturen und eine damit er-
bundene Unkenntnis iiber die Inhalte der ,,anderen* Bil-
dungsstufen und -bereiche beeintrichtigen die ,,Durch-
lassigkeit”. Damit verbunden sind Vorbehalte bei den
handelnden Akteuren, inhaltlich und hinsichtlich des
Ausbildungsniveaus unterschiedlich definierte Lern-
leistungen fiir einen anderen Bildungsgang anzuerlen-
nen.

Der Ideenwettbewerb INNOPUNKT ,,Mehr Durchlédssig-
keit in der Berufsbildung - Brandenburg in Europa“ setzt
deshalb an einer doppelten Fragestellung an, nimlich wo-
durch werden die Ubergiinge zwischen den Bildungsberei-
chen im Land Brandenburg behindert und wie kénnen die-
se verbessert werden. Dazu sollen verschiedenen Moglich-
keiten (Methoden/Verfahren) im Land erprobt werden.

Welche Ziele sollen mit der Initiati ve des MASGF er-
reicht werden?

Mit der INNOPUNK T-Initiative ,,Mehr Durchléssigkeit in

der Berufsbildung - Brandenburg in Europa“ will das Land
Brandenburg mehr Akzeptanz fiir bereits bestehende recht-

lich fixierte Gestaltungsméglichkeiten zur besseren Durch-
lassigkeit erreichen, gute Beispiele im Land férden und in

den Strukturen nachhaltig implementieren.
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Die Initiative, die aus Mitteln des Europdischen Sozial-
fonds (ESF) und aus Mitteln des Landes finanziert wird,
richtet sich demnach auf die Realisier ung des folgenden
zentralen Ziels: Vorhandene rechtliche Rahmenbedingun-
gen und Spielrdume werden fiir Beschiftigte in Branden-
burg zur Verbesserung der Durchléssigk eit in und zwi-
schen der Berufs- und Hochschulbildung genutzt und die
Erfahrungen iiberregional verbreitet. Konkret soll die Ge-
nerierung von Gestaltungs- und K ooperationswissen ge-
fordert werden, die den Interessen der Beschéftigten nach
differenzierteren beruflichen Entwicklungsmdéglichkeiten
- insbesondere im akademischen Bereich - Rechnung tra-
gen.

Die Erreichung des Hauptziels wird durch die folgenden
Teilziele angestrebt:

1. Anrechnungs- und Abstimmungsverfahren an den
Ubergangs- und Schnittstellen zwischen und innerhalb
der verschiedenen Bildungsbereiche sind (weiter-)ent-
wickelt und erprobt.

2. Die Akzeptanz der aufnehmenden Systeme (Betriebe,
Hochschulen) sowie bei Kammem und Fachverbanden
flir nicht traditionelle Zugange ist erhoht.

3. Die Moglichkeiten der Durchldssigkeit im beruflichen
und akademischen Bildungssystem in Brandenb urg
sind bei Betrieben, Institutionen,Verbanden, Kammern
sowie bei Auszubildenden und Beschiftigten bekannt.

4. Es gibt erprobte (aufler-)betriebliche Unterstiitzungs-
angebote zur Erhohung der Durchléssigkeit durch In-
formation, Beratung und Begleitung.

In welche Strategien der EU, des Bundes und des Lan-
des bindet sich die MASGF-Initiative ein?

Die INNOPUNKT-Initiative kniipft an eine Vielzahl von
Entwicklungen auf europédischer, Bundes- und Landesebe-
ne an. Der Entwicklungs- und Implementier ungsprozess
fiir einen Deutschen Qualifikationsrahmen in Verbindung
mit dem Europiischen Qualif ikationsrahmen (EQR) ist

besonders hervorzuheben.” Der Europdische Qualif ika-
tionsrahmen (European Qualifications Framework - EQF)
wurde am 23. April 2008 vom Europdischen P arlament
und vom Rat angenommen. Der Rahmen empfiehlt, dass
sich ab 2012 alle dann ervorbenen Qualifikationen auf die
acht Referenzniveaus des EQF bezichen, die auf Ler ner-
gebnissen beziehungsweise Kompetenzen basieren und

beschreiben, welche Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompe-
tenzen die Lernenden (aber auch Beschiftigte) haben. Der
EQF dient damit als ein Ubersetzungsinstrument, das die
nationalen Qualifikationen durch Standards europa weit
vergleichbar und v erstiandlich macht. Die erw orbenen
Kompetenzen werden zuvor den Niveaustufen des Deut-

schen Qualifikationsrahmens (DQR) zugeordnet.

Siehe dazu auch www.esf.brandenburg.de/durchléssigkeit

N

Weitere Informationen unter: www.deutscherqualifikationsrahmen.de
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Der Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR)* vermittelt in
Anlehnung an den Europiischen Qualif ikationsrahmen
(EQR) eine systematische Umschreibungder im deutschen
Bildungssystem zu erlangenden Qualif ikationen, Kennt-
nissen und Féahigkeiten. Dadurch sollen die Bildungswege
auf nationaler wie inter nationaler Ebene transparenter,
durchléssiger und vergleichbarer werden. Zugleich wurde
ein Referenzpunktesystem entwickelt, welches die Evalu-
ation sowie die Entwicklung von Curricula erleichtert, ein
entscheidender Faktor fiir die Entwicklung der Qualitét in
der Berufsbildung.

,,Beschiftigung und Wirtschaftswachstum durch Stirkung
der Humanressourcen® ist das tiber greifende Ziel der ar-
beitspolitischen Strategie Brandenburgs. Mehr denn je ste-
hen in den - im Arbeitspolitischen Programm zusammen-
gefassten - Forderprogrammen die Menschen und ihre Fa-
higkeit zum Lernen, zur berufsbezogenen Qualifizierung
und ihre Fahigkeit zur Anpassung an sich immer schneller
wandelnde Anforderungen im Mittelpunkt. Der Prozess
des Lebenslangen Lernens soll dabei tiber das ganze Be-
rufsleben hinweg gesichert und weiterentwickelt werden.
Die INNOPUNKT-Initiative bindet sich unmittelbar in
diese Strategie des Landes ein.

Wie ergiinzt der Wettbewerb bestehende For derpro-
gramme des Landes und des Bundes?

Auf Bundesebene wurden bereits mehrere Initiativen
durchgefiihrt, die sich mit den Fragen von mehr Transpa-
renz und Durchldssigkeit in der deutschen Berufsbildung
auseinandersetzen. Von Relevanz fiir die INNOPUNKT-
Initiative sind hier vor allem die Programme ,,ANKOM -
Anrechnung beruflicher Kompetenzen auf Hochschulstu-
dienginge* und ,,DECVET-Leistungspunktesystem fiir die
Berufliche Bildung* des Bundesministeriums fiir Bildung
und Forschung (BMBF).?

Ihre Ergebnisse sollen in der Programm- und Projektum-
setzung verfolgt werden und mit einflieen.

Indem die INNOPUNKT-Initiative an strukturellen Ver-
besserungen des Bildungssystems selbst ansetzt und vor-
handene Hindernisse tiberwinden helfen will, stellt sie ei-
ne sinnvolle Ergdnzung zu den bestehenden Forderpro-
grammen des Landes zur Unterstiitzung des lebenslangen
Lernens dar. Bisher gibt es keine Férderung zur Nutzung
der bestehenden gesetzlichen Moglichkeiten zur stirkeren
Durchléssigkeit zwischen den Bildungsbereichen.

Inwieweit sollen zusitzliche Ressour cen neben den
MASGF-Mitteln erschlossen werden?

Erwartet wird, dass mogliche EU-, Bundes- und Landes-
forderungen genutzt und mit der INNOPUNKT-Forderung
kombiniert werden.

Siehe dazu auch ,, ANKOM* (Hochschule) www.ankom.his.de und ,, DECVET*
(Berufsbildung) www.decvet.net


http:www.decvet.net
http:www.ankom.his.de
http:www.deutscherqualifikationsrahmen.de
www.esf.brandenburg.de/durchl�ssigkeit

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 15 vom 22. April 2009 705

Eine Finanzierung des gleichen Fordeigegenstandes (Dop-
pelfinanzierungen) zum Beispiel durch das EU-Programm
,,Lebenslanges Lernen®, Bundes- oder Landesmittel ist je-
doch ausgeschlossen.

Zum Gegenstand der For derung des Ideenwettbe-
werbs

Der Wettbewerb richtet sich an Projekttrages die aufgrund
ihrer Kompetenzen und Erfahrungen Beitrdge zu dem Ziel
,Mehr Durchldssigkeit in der Berufsbildung™ im Land
Brandenburg leisten konnen. Unter Berufsbildung wird
dabei die Gesamtheit der ber uflichen und akademischen
Bildungsbereiche verstanden. Von besonderer Bedeutung
sind gemeinsame Projekte der Wirtschafts- und Sozial-
partner, da dadurch die grofiten Nachhaltigkeitseftfekte zu
erwarten sind.

Gefordert werden regionale bzw. sektorale Projekte bzw.
Kooperationen, die hinsichtlich der unter Punkt 2 be-
schriebenen Ziele einen Losungsansatz innerhalb ihrer
Strukturen umsetzen wollen, im Einzelnen:

- Sensibilisierung und Information der handelnden Ak-
teure (Unternehmen, Branchennetzwerke, Hochschu-
len, Kammern, Sozialpartner u. a.)

- Entwicklung und Erprobung von Modellen fiir mehr
Flexibilitit in den Ubergiingen zwischen und innerhalb
von Bildungsbereichen

- Entwicklung und Erprobung von Verfahren zur An-
rechnung von Kompetenzen und Abschliissen

- Erprobung von Verfahren zur Anrechnung von im Aus-
land erworbenen beruflichen Abschliissen bei Mig-
ranten und Migrantinnen im dualen System der Be-
rufsausbildung

- Entwicklung und Erprobung von unterstiitzenden Be-
gleitstrukturen fiir die ,,Lernenden*

Notwendige Bedingungen sind die enge Zusammenarbeit
der relevanten Akteure und das Schaffen einer produkti-
ven Kommunikationskultur.

Zum Bestandteil der Projektarbeit gehor t eine zielg rup-
penspezifische Offentlichkeitsarbeit zur Verbreitung der
Projektergebnisse und zur Herstellung v on mehr Akzep-
tanz fiir existierende bzw. neue Bildungswege.

Von den Antragstellern wird des Weiteren erwartet, dass
sie die oben genannten deutschen und europdischen Pro-
zesse und Pro gramme und andere bereits entwick elten
Losungsstrategien auf EU-, Bundes- und Lénderebene
kennen. Die Einbeziehung bisheriger Erk enntnisse und
Ergebnisse in die Projektk onzeption muss sichtbar sein
und - ge gebenenfalls gemeinsam mit anderen europii-
schen Partnern - diese Prozesse sollen weiter verfolgt und
fiir die eigene Arbeit genutzt werden. Durch einen ergén-
zenden transnationalen Erf ahrungsaustausch mit ver-

¢ Siehe zum Thema ,,Européische Bildungspolitik und Reformprozesse* auch

gleichbaren Ansédtzen in anderen europdischen Lander n
kann weiteres Wissen generiert und Erf ahrungen aus
Brandenburg nach Europa transferier t werden. Von den
Ergebnissen werden wichtige Impulse fiir den w eiteren
Gestaltungsprozess transparenter Bildungssysteme in
Deutschland und Europa erwartet.®

Entsprechend der Forderstrategie des Landes Brandenburg
werden besonders Modellansitze gefordert, die die fiir die
identifizierten Branchenkompetenzfelder relevanten Be-
rufe und Qualifikationen zum Inhalt haben. Durch den
raumlichen engen Bezug von Wirtschaft und Hochschule
in den Regionalen Wachstumskernen Brandenburgs sind
die dort titigen Akteure besonders angesprochen.

Am Wettbewerb konnen juristische Personen des privaten
und offentlichen Rechts sowie rechtsfahige Personenge-
sellschaften teilnehmen.

Inwieweit wird das Querschnittsthema Gender Main-
streaming angesprochen und werden die Grundsitze
der Chancengleichheit zwischen Frauen und Ménnern
beriicksichtigt?

Die Europédische Union sowie die Mitgliedstaaten haben
sich verpflichtet, mit ihrer Politik zur Chancengleichheit
von Frauen und Ménnern beizutragen. Das gilt insbeson-
dere auch fiir Manahmen, die durch die européischen
Strukturfonds gefordert werden. Die Forderung der Gleich-
stellung im Sinne des Gender Mainstreamings wird daher
als eine wichtige Grundlage der INNOPUNKT-Initiative
betrachtet. Die Projekttrager sind aufgefordett, mit den In-
halten und Methoden der Projektumsetzung einen Beitrag
zum Abbau von geschlechtsspezifischen Benachteiligun-
gen zu leisten. Die Projekte sind so auszurichten und zu
steuern, dass sie die Féhigkeiten und Interessen von Frau-
en und Ménner n beriicksichtigen, gleiche Chancen auf
Partizipation wahren und Hiirden fiir mehr Geschlechter-
gerechtigkeit abbauen. In Anwendung des Gender Main-
streaming-Prinzips sind bei der Planung, Durchfiihr ung
und Begleitung des Projekts die Auswirkungen auf die
Gleichstellung von Frauen und Ménnern aktiv zu bertick-
sichtigen und in der Berichterstattung darzustellen.

Bei der Entwicklung der Projektideen sollen mit Blick auf
die Projektorganisation folgende Fragen geschlechtssensi-
bel Beachtung finden:

- Ist die Art und Weise der Akquise und Werbung von
Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowie Unterneh-
men so gestaltet, dass demAnliegen qualifiziert Rech-
nung getragen wird (Sprachgebrauch und Bildgestal-
tung bei Flyern, Arbeit mit Beispielen etc.)?

- Wie sind verantwortliche Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter des Projektmanagements und im Projekt einzu-
setzende Moderatorinnen und Moderatoren fiir die Be-

www.esf.brandenburg.de/durchléssigkeit
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achtung und Umsetzung von Gender Mainstreaming
qualifiziert?

- Welche Maflnahmen fiihrt der Projekttriger (Antrag-
steller) selbststdndig zur Be wertung der Projektqua-
litdt durch und w erden dabei projektrelevante Daten
nach Geschlecht differenziert erhoben und ausgewer-
tet? Entspricht die Projektor ganisation in Bezug auf
Zeit und Ort insbesondere der Zielg ruppe und ihren
spezifischen Bedingungen?

- Inwiefern kann in der Gestaltung der Arbeitsorganisa-
tion, der Verdnderung von Arbeitsplédtzen und der pass-
genauen Qualifizierung den spezifischen (individuel-
len) Bedingungen von Fachkréften, Frauen und Mén-
nern, bei der Umsetzung der individuellen Berufswege-
gestaltung gleichermaflen Rechnung getragen werden?

- Sind Unterstiitzungsleistungen vorgesehen, die Beschaf-
tigten mit Kindern die Teilnahme erleichtern (zum Bei-
spiel zeitliche Organisation von Meetings, Kinderbe-
treuung)?

Die Trager selbst sollen denAnsatz des Gender Mainstrea-
mings (zum Beispiel durch einen hohen Anteil von Frauen
in Fithrungspositionen, Férderung von Beschiftigten mit
Kindern, Durchfiihrung von Mafinahmen zur Erhdhung
der Chancengleichheit) unterstiitzen.

Im Hinblick auf die Zielsetzung dieser INNOPUNKT-In-
itiative sind insbesondere Fragen zur Gestaltung von Lern-
orten, Lernzeiten und Lernsituationen zu benennen sowie
die Vereinbarkeit von Arbeits- und Lernzeiten mit familia-
ren Verpflichtungen.

Qualitéitssicherung bei der Umsetzung der INNO-
PUNKT-Initiative

Die Projekte der INNOPUNKT Initiative miissen den An-
forderungen der Be gleitforschung und des Monitorings
gerecht werden. Drei Ebenen sind zu unterscheiden:

- Die LASA-Brandenburg GmbH wird ein obligatori-
sches Monitoring- und Qualititssichemungsverfahren an-
hand der Project-Cycle Management-Methode (PCM)
durchfiihren.

- Die einzelnen Projekte sind aufger ufen, ein internes
Qualititssicherungsverfahren fiir die Projektlaufzeit
auszuarbeiten. Dazu gehdren neben der k  ontinuier-
lichen Selbstevaluation die Dokumentation der Eigeb-
nisse und die Gewihrleistung des Transfers.

- Ferner sind die einzelnen Projekte verpflichtet, an der
Evaluation, die vom Ministerium fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Familie beauftragt wird, mitzuwirken.

Transferorientierung der Problemlosungen iiber die MASGF-
Forderung hinaus

Ziel der INNOPUNK T-Initiativen ist die Entwicklung ei-

10

nes moglichst hohen Transferpotenzials der geforder ten
Projekte. Deshalb sollen innerhalb der Projektplanung und
-umsetzung Methoden, Vorgehensweisen und Instrumente
entwickelt werden, die nach Ablauf des Modellzeitraumes
in andere Bildungsrdume, Branchen, Betriebe und Regio-
nen iibertragbar sind.

Das MASGF orientiert darauf, dass bereits wiahrend der
Umsetzungsphase der Projekte ein tiberregionaler Transfer
zu den Problemstellungen und konkreten Ergebnissen der
INNOPUNK T-Initiative stattfindet. Die Projekttrager wer-
den verpflichtet, sich neben den selbst initiietten Transfer-
aktivitdten aktiv an den programmbegleitenden Transfer-
mafnahmen zu beteiligen.

Verfahrensdarstellung
Das Verfahren setzt sich aus fiinf Phasen zusammen:

Phase 1: 6. April 2009 bis 5. Juni 2009
Erarbeitung und Einreichung der Konzepte zum Ideen-
wettbewerb.

Phase 2: 8. Juni 2007 bis 14. Juli 2009
Bewertung und Auswahl der besten Konzepte durch eine
unabhingige Jury

Phase 3: 15. Juli 2009 bis 7. August 2009
Benachrichtigung iiber das Ergebnis der Auswahl; Auffor-
derung an die ausge wihlten Projekttriger, kurzfristig an
einem dreitdgigen Project-Cycle Management-Seminar
teilzunehmen und danach einen fomgerechten Antrag ein-
zureichen.

Phase 4: 10. August 2009 bis 4. September 2009
Priifung und Bewilligung der Antrige.

Phase 5: 7. September 2009 bis 31. September 2012
Projektdurchfithrung

Die Projekte der INNOPUNK Flnitiative werden {iber drei
Jahre gefordert. Die Projektumsetzung wird in drei  Ab-

schnitte gegliedert:

Vorbereitungsphase
7. September 2009 bis 6. Mérz 2010

Unmittelbare Durchfiihrungsphase
7. Mirz 2010 bis 6. Mérz 2012

Transferphase
7. Mérz 2012 bis 31. September 2012
Anforderungen an die einzureichenden Konzepte

Alle Angaben sind durch geeignete Nachweise/Referenzen
zu belegen.

Bei Kooperationsverbiinden ist darauf zu achten, dass die-
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se in einer Rechtsform agieren. Es ist eindeutig zu benen-
nen, welche der beteiligten Institutionen Zuwendungs-
empfanger sein werden. Es muss daigelegt werden, wie die
Arbeiten bei der Umsetzung des Vorhabens auf ihn und
mogliche Kooperationspartner unter Nutzung welcher Er-
fahrungen und Kompetenzen verteilt werden. Bei Koope-
rationsverbiinden muss belegt werden, dass die Arbeiten
zumindestens 50 Prozent vom Zuwendungsemptéanger ge-
leistet werden.

Aussagen zum Triiger/Kooperationsverbund (max. 3 Sei-
ten ohne Anlage)

a)

b)

)

d)

Selbstdarstellung des Trigers (max. 1 Seite)

mit den folgenden Anlagen:

- Auszug Handelsregister

- Satzung/Gesellschaftervertrag

- Bonititserkldrung der Hausbank

- Darstellung der organisatorischen Verankerung der
INNOPUNKT-Initiative beim Trager

Erfahrungen bzw. Kompetenzen unter Benennung
von Referenzprojekten (max. 1 Seite)

- im Bereich der Berufsbildung und Hochschulbil-
dung

- im Bereich der Projektarbeit, Erfahrungen im Pro-
jektmanagement von ESF-Projekten (auch im Ko-
operationsverbund mit anderen Partnern)

- im Bereich der K ompetenzfeststellung und -ent-
wicklung von Beschiftigten, in der P ersonalpla-
nung, Arbeitsorganisation etc.

- bei Betriebszugédngen und in der Netzwerkarbeit

- inder Kooperation mit wissenschaftlichen Einrich-
tungen wie Hochschulen, sofern der Trager nicht
selber eine Hochschule ist, und Forschungseinrich-
tungen (Beschreibung der Kooperationskontakte).

Einverstindniserklirung von Partnern

- mit denen im Rahmen der Initiative zusammenge-
arbeitet werden soll, sowie gegebenenfalls Refe-
renzen fiir diese Partner (als Anlage)

Vorgesehenes Personal fiir die INNOPUNKT-Initi-
ative mit (max. 1 Seite)

- Zuordnung zu den zu besetzenden Stellen
- Angaben zu den einschlégigen formalen Qualifi-
kationen und beruflichen Erfahrungen

10.2 Aussagen zur Konzeption

Zu allen folgenden Punkten sind Angaben erforderlich:

a)

Angaben zum Projekt (max. 8 Seiten):

- Beschreibung der konkreten Situation/Problemla-
ge, an der mit dem Projekt angesetzt w erden soll
und somit Begriindung fiir den vorgeschlagenen
Losungsansatz

b)

<)

- Angaben zur Erreichung der unter Punkt 2 ange-
gebenen Ziele und Handlungserfordemisse. Dabei
soll auch aufgezeigt w erden, wie viele Betriebe
bzw. Teilnehmer/Teilnehmerinnen in das Projekt
einbezogen werden sollen

- Angaben zum sektoralen Bezug (Branchenlompe-
tenzfeld)

- Angaben zum Regionalbezug des Projektes und
Analyse regional vorhandener Ausgangsbedingun-
gen

- Darstellung des Projektverlaufs in Form von Pro-
jektphasen (Projekt- undTeilziele des spezifischen
Vorhabens im Kontext des Ideenwettbewerbs, in-
haltliche und zeitliche Angaben zu den einzelnen
Projektphasen)

- Darstellung der Organisationsstrukturen und Ko-
operationsformen im Projekt

- Darstellung der eingesetzten Férdermodelle, Ins-
trumente, Wege und Methoden

- Angaben zur Realisierung des Gender-Mainstrea-
ming-Ansatzes

- Angaben zum internen Controlling und Qualitéts-
sicherungssystem fiir die Sicherung der Zielerrei-
chung

- Aussagen zu den transnationalen Aspekten, soweit
europdische Partner eingebunden werden oder Er-
fahrungen aus dem Ausland mit einbezogen werden

- Aussagen und Kostenkalkulation zur beabsichtig-
ten Offentlichkeitsarbeit, insbesondere um den Eu-
ropdischen Mehrwert zu v eranschaulichen, der
durch den Einsatz des Europdischen Sozialfonds
erreicht wird, und die Ziele und Er gebnisse des
Projekts einer breiteren Of fentlichkeit im Land
Brandenburg bekannt zu machen

Konkrete Vorschliige zur Offentlichkeitsarbeit zum
Transfer und zur Sicherung der Nachhaltigkeit
(max. 3 Seiten), insbesondere

- zu6ffentlichkeitswirksamen Maflnahmen wéhrend
der gesamten Laufzeit; zum Beispiel Offentlich-
keitsveranstaltungen mit Prasentationen, gemein-
same fiir die INNOPUNKT-Initiative spezifische
Internetpréasentationen, Einsatz verschiedener Me-
dien (Newsletter, Faltblatter und Broschiiren)

- Festlegung der Zielgruppen, an die sich das Pro-
jekt richtet

- zu adressatenbezogenen Informationsaktivititen

- zum Transfer guter Erfahrungen, Praxisbeispiele
und zu Méglichkeiten der Nachnutzung

- zur Entwicklung neuer Kommunikations- und Ko-
operationsstrukturen zwischen den Akteuren und
Beteiligten

Grobe Angaben zu K osten und Gesamtf inanzie-
rung (max. 3 Seiten)

- geplanter Personaleinsatz fiir eigenes Personal und
Fremdpersonal (Praktiker, Wissenschaftler, Bera-
ter, etc.)

- geplante Mittel fiir notwendige externe Koopera-
tionspartner
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- grobe Kostenschitzung fiir die einzelnen Jahre der
Laufzeit und zur Sicher ung der Nachhaltigkeit
iiber den Forderzeitraum hinaus (incl. Ausweisung
aller Forderungen, Eigenanteile und Drittmittel,
die zur Durchfithrung des Projektes eingesetzt wer-
den sollen

Bewertungskriterien der Konzepte

Die Auswahl wird von einer unabhédngigen Jury vorge-
nommen, der Expertinnen und Experten aus Wissenschaft
und Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Ressorts
der Landesregierung und der Re gionaldirektion Berlin-
Brandenburg angehdren. Die eingereichten Projektkon-
zepte werden nach folgenden Be wertungskriterien beur-
teilt:

Befihigung des Trigers zur Durchfiihrung des Projektes

- Einschldgige Erfahrungen und Kompetenzen des Tra-
gers sowohl zuwendungsrechtlich als auch fachlich

- Erfahrungen beim Aufschlieen von Betriebszugén-
gen und Erfahrungen in der projektbezogenen Koope-
ration mit Unternehmen

- Qualifikation des vorgesehenen Personals

Qualitit der Projektkonzeption

- Ubereinstimmung der aufgezeigten Handlungsfelder
und Ziele im eingereichten K onzept mit den Hand-
lungsfeldern und Zielen des Ideenwettbewerbs

- Darstellung der geplanten Instrumente, Verfahren, Me-
thoden und Herangehensweisen zur Realisierung der
Projektziele

- Erlauterung der gewihlten Kooperationsformen

- Praktikabilitit des Losungsansatzes

Ubertragbarkeit und Nachhaltigkeit

- Erlduterung der geplanten konkreten Schritte zum
Transfer der Ergebnisse der Modellprojekte

- Darstellung, wie erprobte Verfahren und Methoden in
andere Kontexte iibertragen werden kdnnen

- Adressatengerechte Offentlichkeitsarbeit, unter Anga-
be von Zielgruppen und Aktivitdten

Weitere Informationen und Ansprechpartner

Weitere Informationen zum INNOPUNKT-Programm und
zu diesem Ideenwettbewerb finden Sie im Internet unter
www.innopunkt.de bzw. www.lasa-brandenburg.de.

Die Ausschreibungsunterlagen sind im Internet unter
http://wettbewerb.innopunkt.de als PDF-Datei zu finden.
Der verdffentlichte Wettbewerb kann in geduckter Form bei
der LASA Brandenburg GmbH unter Tel.: 0331 6002-200
angefordert werden.

1.1

Ansprechpartnerin bei der LASA fiir diesen Wettbewerb
ist Frau Mandy Mehlhorn.

Tel.: 0331 6002-200

Fax: 0331 6002-400

E-Mail: mandy.mehlhorn@lasa-brandenburg.de

Weitere Informationen zur Européischen Bildungspolitik
und Durchléssigkeit im Bildungssystem finden Sie auf der
ESF-Homepage des Landes Brandenburg unter: http:/www.
esf-brandenburg.de. Dort sind auch die ESF-Foérdegrund-
sdtze mit Darstellung der aus dem ESF forderfahigenAus-
gaben abgelegt.

Fiir fachliche Fragen insbesondere zum Nationalen und
Européischen Qualifikationsrahmen kénnen Sie sich auch
an die Technische Hilfe ESF bei der BBJ ConsultAG wen-
den.

Ansprechpartnerin bei BBJ ist Frau Dr. Karin Rau:
Tel.: 0331 7212940

Fax: 0331 7212931

E-Mail: rau@bbj.de

Die Konzepte zur Teilnahme am Ideenwettbewerb (Schrift-
art Arial, Schriftgrad 12, Zeilenabstand 1,5) sind unter
dem Kennwort ,,Durchliissigkeit Berufsbildung*

online tiber lasa@lasa-brandenburg.de bis zum 5. Juni 2009
(Datum des Poststempels) einzureichen.

Wahl zum S. Landtag Brandenburg
am 27. September 2009

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 6. April 2009

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschligen

Nachdem der Prisident des Landtages Brandenb urg im
Einvernehmen mit dem Prisidium des Landtages Bran-
denburg Sonntag, den 27. September 2009 alsTag fiir die
Wahl zum 5. Landtag Brandenburg bestimmt hat (Bekannt-
machung des Wahltages fiir die Landtagswahl 2009 vom
26. Januar 2009 [GVBIL. I S. 2]), fordere ich gemaf § 29
Absatz 1 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung
(BbgLWahlV) auf, die Wahlvorschldge fiir diese Wahl mog-
lichst frithzeitig einzureichen. Hierzu gebe ich Folgendes
bekannt:

Der Landtag Brandenbur g besteht v orbehaltlich der
sich aus dem Brandenb urgischen Landeswahlgesetz
(BbgLWahlG) ergebenden Abweichungen aus 88 Abge-
ordneten (§ 1 Absatz 1 Satz 1 BbgIWahlG). 44 Abgeord-
nete werden durch Mehrheitswahl in den 44 Wahlkreisen,
die tibrigen durch Verhéltniswahl nach den Landeslisten
der Parteien, politischen Vereinigungen und Listenverei-
nigungen auf der Grundlage der im Land Brandenbusg ab-
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gegebenen Zweitstimmen und unter Beriicksichtigung der
in den Wahlkreisen erfolgreichen Bewerber gewéhlt (§§ 1
bis 3 BbglWahlG). Im Wahlkreis ist der Wahlkreisbewer-
ber gewéhlt, der die meisten Erststimmen erhalten hat; bei
Stimmengleichheit entscheidet das vom Kreiswahlleiter
zu ziehende Los (§ 2 BbgIWahlG).

Landeslisten konnen von Parteien und politischen Verei-
nigungen, Kreiswahlvorschliige von Parteien, politischen
Vereinigungen und Einzelbewerbern eingereicht werden
(§ 21 Absatz 1 Bbgl WahlG). Parteien und politische
Vereinigungen konnen als Listen vereinigung gemein-
sam Wahlvorschldge einreichen (§ 22 Absatz 1 Satz 1
BbgL.WahlG). Sie diirfen sich nur an einer Listenvereini-
gung beteiligen; Listenvereinigungen schlieen eine ei-
genstiandige Landesliste oder einen eigenstidndigen Kreis-
wahlvorschlag der an ihr beteiligten P arteien und politi-
schen Vereinigungen im Wahlgebiet aus (§ 22 Absatz 1
Satz 2 und 3 BbglWahlG).

Die Wahlvorschlidge sind getrennt fiir die ~ Wahlkreise
(Kreiswahlvorschldge) und fiir den Verhéltnisausgleich
(Landeslisten) aufzustellen. Jede Partei, politische Verei-
nigung oder Listenvereinigung kann nur eine Landesliste
und in jedem Wahlkreis nur einen Kreis wahlvorschlag
einreichen (§ 21 Absatz 6 BbgL.WahlG).

Jeder Wahlkreisbewerber darf nur in einemWahlkreis und
in diesem Wahlkreis nur in einem Kreisvahlvorschlag be-
nannt sein; dies gilt auch fiir Einzelbewerber (§ 24 Absatz 1
Satz 1 BbgLWahlG). Ein Landeslistenbewerber darf nur
in einer Landesliste benannt sein. Jeder Kreis wahlvor-
schlag darf nur den Namen einesWahlkreisbewerbers ent-
halten (§ 24 Absatz 1 Satz 3 BbgL.WahlG). Ein Bewerber
kann gleichzeitig in einem Kreiswahlvorschlag und in ei-
ner Landesliste derselben Partei oder politischen Vereini-
gung benannt sein (§ 24 Absatz 1 Satz 2 BbgIWahlG).

GemaiB § 23 Bbgl WahlG miissen eingereicht werden

a) die Landeslisten beim Landeswahlleiter des Landes
Brandenburg,

Ministerium des Innern
Henning-von-Tresckow-Str. 9 - 13

14467 Potsdam,

spétestens bis zum 10. August 2009, 18 Uhr;

b) die Kreiswahlvorschlige bei dem fiir den jeweiligen
Wahlkreis zustandigen Kreiswahlleiter

spétestens bis zum 10. August 2009, 18 Uhr.
Die Namen und Dienststellen der fiir die einzelnen

Wahlkreise zustédndigen Kreiswahlleiter sind in Num-
mer 2 aufgefiihrt.

1.4 Die Wahlvorschldge sollen nach dem Muster der Anlage 6

zu § 32 Absatz 1 BbgLWahlV (Kreiswahlvorschlag) oder
dem Muster der Anlage 14 zu § 38 Absatz 1 BbgLWahlV
(Landesliste) eingereicht werden.

1.5

GemadB § 32 Absatz 1 Satz 2 BbgIWahlV muss der Kreis-
wahlvorschlag enthalten

a) den Familiennamen, den Vornamen (bei mehreren
Vornamen den oder die Rufnamen), den Ber uf oder
die Tatigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort und
die Anschrift des Wahlkreisbewerbers sowie

b) als Kreiswahlvorschlag einer Partei oder politischen
Vereinigung den satzungsgeméafen Namen des einrei-
chenden Wahlvorschlagsberechtigten und, sofern er
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese. Der
Kreiswahlvorschlag einer Listenvereinigung muss ne-
ben ihrem Namen und ihrer etw aigen Kurzbezeich-
nung die satzungsgemiflen Namen und, sofern vor-
handen, die satzungsgeméBen Kurzbezeichnungen der
an ihr beteiligten Parteien und politischen Vereinigun-
gen enthalten. Einzelbewerber fithren an Stelle einer
Namens- und Kurzbezeichnung die Bezeichnung ,,Ein-
zelbewerber*.

Gemail § 38 Absatz 1 Satz 2 BbgLWahlV muss die Lan-
desliste enthalten

a) jeweils den Familiennamen, Vornamen (bei mehreren
Vornamen jeweils den oder die Rufnamen), den Benf
oder die Tatigkeit, den Tag der Geburt, den Geburts-
ort und die Anschrift der Listenbewerber,

b) die nach § 25 BbgL WahlG zu bestimmende Reihen-
folge der Bewerber,

¢) den satzungsgeméBen Namen und, sofern vorhanden,
die satzungsgemédBe K urzbezeichnung der einrei-
chenden Partei oder politischen Vereinigung; die Lan-
desliste einer Listenvereinigung muss neben ihrem
Namen und ihrer K urzbezeichnung die satzungsge-
méfBen Namen und, sofern vorhanden, die satzungs-
gemdBen Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten
Parteien und politischen Vereinigungen enthalten,

d) in dem Fall, dass die einreichende P artei, politische
Vereinigung oder Listenvereinigung als eine Vereini-
gung der Sorben (Wenden) zur Wahl antreten will, ei-
nen entsprechenden Hinweis.

Daneben soll der Kreiswahlvorschlag oder die Landeslis-
te den jeweiligen Namen und die jeweilige Anschrift der
Vertrauensperson und der stellv ertretenden Vertrauens-
person enthalten (siche auch Nummer 1.13).

Die Benennung als Wahlkreisbewerber in einem Kreis-
wahlvorschlag ist an folgende Voraussetzung gekniipft:

a) der Wahlkreisbewerber muss wéhlbar sein (§ 8
BbgLWahlG),

b) der Wahlkreisbewerber einer Partei oder politischen
Vereinigung muss gewéhlt werden

aa) in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zi-
sammentritts im jeweiligen Wahlkreis zum 5. Land-
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tag Brandenburg wahlberechtigten Mitglieder
oder Delegierten des Wahlvorschlagsberechtigten
- Wahlkreisversammlung - (§ 25 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgLWahlG),

bb) in Landkreisen und kreisfreien Stidten, die meh-
rere Wahlkreise umfassen, fiir die Wahlkreise, de-
ren Gebiet die Grenze des Landkreises oder der
kreisfreien Stadt nicht durchschneidet, in einer
gemeinsamen Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts in diesen Wahlkreisen zum
Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitglie-
der oder Delegierten des Wahlvorschlagsberech-
tigten - gemeinsame Wahlkreisversammlung -
(§ 25 Absatz 2 Nummer 2 BbgIWahlG) oder

cc) in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres
Zusammentritts zum Landtag Brandenburg wahl-
berechtigten Mitglieder oder Delegierten des Wahl-
vorschlagsberechtigten - Landesversammlung -
(§ 25 Absatz 2 Nummer 3 BbgIWahlG).

Die Benennung als Listenbewerber in einer Landesliste
ist an folgende Voraussetzungen gekniipft:

a) Der Listenbewerber muss wihlbar sein (§ 8
BbglWahlG),

b) Der Listenbewerber einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss in einer Versammlung der zum Zeit-
punkt ihres Zusammentritts zum Landtag Branden-
burg wahlberechtigten Mitglieder oder Dele gierten
des Wahlvorschlagsberechtigten - Landesversamm-
lung - gewéhlt werden (§ 25 Absatz 3 BbgLWahlG).

Der Wahlkreis- oder Listenbewerber einer Listenvereini-
gung muss in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Dele-
giertenversammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts zum Landtag Brandenb urg wahlberechtigten Mit-
glieder oder Delegierten der an dem Zusammenschluss zu
einer Listenvereinigung beteiligten Parteien und politi-
schen Vereinigungen entsprechend den oben bezeichne-
ten MaBigaben des § 25 BbgIWahlG gewihlt werden (§ 22
Absatz 2 Nummer 3 BbgLWahlG in Verbindung mit § 25
Absatz 2 und 3 BbgLWahlG).

Zu der Mitglieder- oder Delegiertenversammlung im Sin-
ne des § 25 Absatz 2 und 3 Bbgl.WahlG sind die Mitglie-
der oder Delegierten von dem jeweils zustdndigen Ge-
bietsvorstand des Wahlvorschlagsberechtigten mit min-
destens einer dreitdtigen F rist entweder einzeln oder
durch 6ffentliche Ankiindigung zu laden (§ 25 Absatz 4
BbgLWahlG).

Jeder Bewerber einer Partei, politischen Vereinigung oder
Listenvereinigung und die Delegierten fiir die Delegier-
tenversammlungen werden in geheimer Abstimmung ge-
wihlt. Jeder Teilnehmer der Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung ist hierbei vorschlagsberechtigt (§ 25 Ab-
satz 5 Satz 1 und 2 BbglWahlG). Den Bewerbern ist Ge-
legenheit zu geben, sich und ihr Pregramm der Versamm-

1.6

1.7

1.8

lung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Mitglieder
oder Delegiertenversammlung miissen sich mindestens
drei Mitglieder oder Delegierte an der Abstimmung betei-
ligen (§ 25 Absatz 5 Satz 3 und 4 Bbg['WahlG).

Gemail § 25 Absatz 7 BbgL.WahlG diirfen die Wahlen der
Bewerber und der Dele gierten fiir die Dele giertenver-
sammlungen frithestens 45 Monate nach Beinn der Wahl-
periode des Landtages stattfinden, also nicht vor dem
13. Juli 2008, durchgefiihrt worden sein.

Das Nahere tiber die Wahl der Delegierten fiir die Dele-
giertenversammlungen, iiber die Einber ufung und Be-
schlussfahigkeit der Mitglieder- oder Delegiertenversamm-
lungen sowie iiber das Verfahren fiir die Wahl der Be-
werber bleibt der Re gelung durch die Satzung der
Wahlvorschlagsberechtigten vorbehalten (§ 25 Absatz 8
BbgLWahlG).

Eine Ausfertigung der Niederschrift iiber die Wahl des
Wabhlkreisbewerbers (Kreiswahlvorschlag) oder der Lis-
tenbewerber (Landesliste) und die F estlegung ihrer Rei-
henfolge mit Angaben iiber die Art, den Ort und die Zeit
der Mitglieder- oder Delegiertenversammlung, die Form
der Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder
oder Delegierten sowie das Ergebnis der Wahl ist mit dem
Kreiswahlvorschlag oder der Landesliste einzureichen
(§ 25 Absatz 6 Satz 1 BbglWahlG und Anlage 11 zu § 32
Absatz 6 Nummer 3 BbglWahlV oder Anlage 18 zu § 38
Absatz 4 Nummer 3 BbgLWahlV).

Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei von
dieser Versammlung bestimmte Teilnehmer gegeniiber
dem Wabhlleiter an Eides statt zu versichern, dass die An-
forderungen gemil § 25 Absatz 5 BbgLWahlG beachtet
worden sind (§ 25 Absatz 6 Satz 2 und 3 BbgIWahlG und
Anlage 12 zu § 32 Absatz 6 Nummer 4 BbglWahlV oder
Anlage 19 zu § 38 Absatz 4 Nummer 4 Bbg[WahlV).

Eine wihlbare Person kann nur dann als Wahlkreis- oder
Listenbewerber vorgeschlagen werden, wenn sie ihre Zu-
stimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung
ist unwiderruflich (§ 24 Absatz 2 BbgLWahlG). Die Zu-
stimmungserklarung ist nach dem Muster derAnlage 9 zu
§ 32 Absatz 6 Nummer 1 BbgL WahlV (Kreiswahlvor-
schlag) oder der Anlage 17 zu § 38 Absatz 4 Nummer 1
Bbgl.WahlV abzugeben.

Der Kreiswahlvorschlag oder die Landesliste einerPartei
oder politischen Vereinigung ist von mindestens drei
Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes des Wahl-
vorschlagsberechtigten, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, personlich und handschriftlich zu
unterzeichnen (§ 24 Absatz 4 Satz 1 BbgLWahlG).

Hat ein Wahlvorschlagsberechtigter keinen Landesverband,
so ist der Wahlvorschlag von allen Vorstéinden der nédchst-
niedrigen Gebietsverbinde, auf deren Gebiet sich der je-
weilige Wahlvorschlag ganz oder teilweise erstreckt, wie
vorstehend, zu unterzeichnen (§ 24  Absatz 4 Satz 2

BbgLWahlG). Die Unterschriften des einreichenden Ge-
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bietsvorstandes geniigen, wenn dieser eine schriftliche
Vollmacht der anderen beteiligten Vorstinde beibringt,
die von mindestens drei Mitglieder n dieser Vorsténde,
darunter dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, per-
sonlich und handschriftlich unterzeichnet ist.

Der Kreiswahlvorschlag oder die Landesliste einer Lis-
tenvereinigung muss von je drei Mitgliedem der Vorstin-
de der Landesverbande der an dem Zusammenschluss be-
teiligten Parteien oder politischen Vereinigungen, darun-
ter den Vorsitzenden oder den jeweiligen Stellvertretern,
personlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 22
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 BbgIWahlG).

Hat eine an dem Zusammenschluss zur Listenvereinigung
beteiligte Partei oder politische Vereinigung keinen Lan-
desverband, so ist der jeweilige Wahlvorschlag von allen
Vorstinden der ndchstniedrigen Gebietsverbinde, auf de-
ren Gebiet sich der je weilige Wahlvorschlag ganz oder
teilweise erstreckt, wie vorstehend angegeben, zu unter-
zeichnen. Auch in diesem Falle geniigen die Unterschrif-
ten des einreichenden Gebietsvorstandes, wenn dieser ei-
ne schriftliche Vollmacht der anderen beteiligten Vorstan-
de beibringt, die von mindestens drei Mitgliedern dieser
Vorstinde, darunter dem Vorsitzenden oder einem Stell-
vertreter, personlich und handschriftlich unterzeichnet ist.

Der Kreiswahlvorschlag eines Einzelbe werbers ist von
diesem oder der Vertrauensperson zu unterzeichnen (§ 32
Absatz 4 Satz 3 BbglWahlV).

Parteien oder politische Vereinigungen, die sich an der

letzten Wahl zum Landtag oder an der letzten Wahl zum
Deutschen Bundestag im Land nicht mit einem zure-
chenbaren Wahlvorschlag beteiligt haben, miissen dem

Landeswahlleiter spétestens am

1. Juli 2009, 18 Uhr

ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich anzeigen und zur
Feststellung der Eigenschaft als politische Partei oder po-
litische Vereinigung ihre schriftliche Satzung und ihr schrift-
liches Programm sowie einen Nachw eis iiber die sat-
zungsgeméile Bestellung des Landesvorstandes einreichen.
Die Anzeige muss den satzungsgemif3en Namen der Par-
tei oder politischen Vereinigung enthalten; das Gleiche
gilt fiir ihre etw aige Kurzbezeichnung (§ 21 Absatz 2
BbglWahlG).

Die Beteiligungsanzeige muss von mindestens drei Mit-
gliedern des Landesvorstandes, darunter dem Vorsitzen-
den oder einem Stellvertreter, personlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein (§ 21 Absatz 2 Bbgl. WahlG). Hat
eine Partei oder politische Vereinigung keinen Landesver-
band, so ist die Anzeige von allen Vorstdnden der néchst-
niedrigen Gebietsvorstinde im Wahlgebiet, wie vorstehend
angegeben, zu unterzeichnen (§ 21Absatz4 Bbgl WahlG).
Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genii-
gen, wenn dieser der Beteiligungsanzeige eine schriftli-

che Vollmacht der anderen beteiligten Vorstidnde beifiigt,
die von mindestens drei Mitgliedern dieser Vorsténde,

darunter dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, per-
sonlich und handschriftlich unterzeichnet ist (§ 30Absatz 2
BbgLWahlV).

Mit der Beteiligungsanzeige sind gemdB § 21 Absatz 2
Bbgl.WahlG einzureichen

a) die schriftliche Satzung der Partei oder politischen
Vereinigung,

b) das schriftliche Programm der Partei oder politischen
Vereinigung sowie

c) ein Nachweis iiber die satzungsgeméle Bestellung
des Landesvorstandes oder, wenn kein Landesver-
band besteht, der ndchstniedrigen Gebietsv orsténde
der Partei oder politischen Vereinigung.

Es sei gesondert darauf hingewiesen, dass auch eine Par-
tei oder politische Vereinigung, die

a) gemeinsam mit anderen Parteien oder politischen Ver-
einigungen eine Landesliste oder einen Kreisvahlvor-
schlag einreichen will, um als Listen vereinigung an
der Wahl zum 5. Landtag Brandenbusg teilzunehmen,
und

b) sichan der letztenWahl zum Landtag oder an der letz-
ten Wahl zum Deutschen Bundestag nicht mit einem
zurechenbaren Wahlvorschlag beteiligt hat,

der Pflicht zur Beteiligungsanzeige unterlie gt (§ 22 Ab-
satz 2 Nummer 1 Satz 3 in Verbindung mit § 21 Absatz 2
BbgLWahlG).

Jede Beteiligungsanzeige wird un verziiglich nach Ein-
gang von mir gepriift. Werden Méngel festgestellt, so wer-
de ich den betreffenden Gebietsvorstand der Partei oder
politischen Vereinigung sofort benachrichtigen und ihn
auffordern, behebbare Mingel rechtzeitig zu beseitigen.

Nach Ablauf der in § 21 Absatz 2 Satz 1 BbglLWahlG be-
stimmten Frist konnen nur noch Méngel an sich giiltiger
Beteiligungsanzeigen behoben werden (§ 21 Absatz 3
Satz 3 Bbgl.WahlG); eine giiltige Anzeige liegt gemal
§ 21 Absatz 3 Satz 4 BbgIWahlG nicht vor, wenn

a) die Form oder Frist des § 21 Absatz 2 BbglL WahlG
nicht gewahrt ist,

b) dersatzungsgemédBe Name oder sofern vorhanden, die
satzungsgemafle Kurzbezeichnung der Partei oder po-
litischen Vereinigung fehlt,

c) die nach § 21 Absatz 2 BbgLWahlG erforderlichen
giiltigen Unterschriften fehlen,

d) die mit der Beteiligungsanzeige einzureichenden An-
lagen fehlen oder

e) die Vorstandsmitglieder mangelhaft bezeichnet sind,
so dass ihre Person nicht feststeht.
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Gemil § 21 Absatz 5 Satz 1 BbgLWahlG stellt der Lan-
deswahlleiter spdtestens am

9. Juni 2009
fest,

a) welche Parteien und politischen Vereinigungen sich
an der letzten Wahl zum Landtag Brandenburg oder
an der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag im
Land mit einem zurechenbaren Wahlvorschlag betei-
ligt haben,

b) welche Parteien und politischen Vereinigungen am
Tage der Bekanntmachung des Wahltages (6. Februar
2009) aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschla-
ges mit mindestens einem im Land gewahlten Abge-
ordneten im Deutschen Bundestag oder im Landtag
Brandenburg vertreten sind.

GemiB § 21 Absatz 5 Satz 2 BbgLWahlG stellt der Lan-
deswahlausschuss spétestens am

7. August 2009
fiir alle Wahlorgane verbindlich fest,

welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt
haben, als Parteien und politische Vereinigungen an-
zuerkennen sind.

Geben die Namen mehrerer Vereinigungen oder deren

Kurzbezeichnungen zu Verwechselungen Anlass, so fligt der
Landeswahlausschuss dem Namen oder der K urzbezeich-
nung einer dieser Vereinigungen fiir die Wahl eine Unter-
scheidungsbezeichnung bei (§ 30 Absatz 3 BbgLWahlV).

Zu der offentlichen Sitzung des Landeswahlausschusses,
in der tiber die Berechtigung derVereinigungen, als Partei
oder politische Vereinigung Wahlvorschldge einzurei-
chen, entschieden wird, werden die Vorstdnde der Ge-
bietsverbdnde der Vereinigungen, die ihre Beteiligung an
der Wahl zum 5. Landtag Brandenburg angezeigt haben,
von mir eingeladen (§ 30 Absatz 1 Satz 1 BbgLWahlV).
Die 6ffentliche Bekanntmachung der Feststellungen des
Landeswahlausschusses erfolgt im Amtsblatt fiir Bran-
denburg (§ 30 Absatz 4 Satz 2 inVerbindung mit § 82 Ab-
satz 1 BbgLWahlV).

Die Feststellungen des Landeswahlausschusses sind fiir
alle Wahlorgane verbindlich (§ 21 Absatz 5 BbgLWahlG).

Nach der Entscheidung iiber die F eststellung der Wahl-
vorschlagsberechtigung als Partei oder politische Vereini-
gung ist jede Méngelbeseitigung ausgeschlossen (§ 21
Absatz 3 Satz 5 BbglWahlG).

Gegen Verfiigungen des Landeswahlleiters im Méangel-
beseitigungsverfahren kann der einreichende Gebiets-
verband der Partei oder politischen Vereinigung den Lan-

1.10

deswahlausschuss anrufen (§21 Absatz 3 Satz 6

BbglWahlG).

Parteien und politische Vereinigungen konnen als Listen-
vereinigung gemeinsam Wahlvorschlédge einreichen (§ 22
Absatz 1 Satz 1 BbglWahlG). Jede Partei oder politische
Vereinigung darf sich nur an einer Listenvereinigung be-
teiligen (§ 22 Absatz 1 Satz 2 BbglWahlG). Eigenstandi-
ge Landeslisten oder eigenstandige Kreiswahlvorschldge
sind durch die Beteiligung an einer Listenvereinigung
ausgeschlossen (§ 22 Absatz 1 Satz 3 BbgILWahlG).

Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-
zuschliefen, ist dem Landeswahlleiter spétestens am

1. Juli 2009, 18 Uhr

schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muss jeweils von drei
Mitgliedern der Landesv orstdnde, darunter jeweils der
Vorsitzende oder ein Stellvertreter, simtlicher der an dem
Zusammenschluss zu einer Listenvereinigung beteiligten
Parteien und politischen Vereinigungen personlich und
handschriftlich unterzeichnet sein (§ 22 Absatz 2 Num-
mer 1 Satz 1 BbgIWahlG). Hat eine Partei oder politische
Vereinigung keinen Landesverband, so ist die Anzeige
von allen Vorstdnden der nichstniedrigen Gebietsverban-
de im Wahlgebiet, wie vorstehend angegeben, zu unter-
zeichnen (§ 31 Absatz 3 in Verbindung mit § 30 Absatz 2
Satz 1 BbgL.WahlV). Die Unterschriften des einreichen-
den Vorstandes geniigen, wenn dieser innerhalb der An-
zeigefrist nach § 22 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1
BbglWahlG, also spitestens am 1. Juli 2009, eine schrift-
liche Vollmacht der anderen beteiligten Vorstidnde bei-
bringt, die von mindestens drei Mitglieder n dieser Vor-
stinde, darunter dem Vorsitzenden oder einem Stellver-
treter, personlich und handschriftlich unterzeichnet ist
(§ 31 Absatz 3 in Verbindung mit § 30 Absatz 2 Satz 2
BbgLWahlV).

Einzelne Beteiligte haben die Mdglichleit, ihre Erklarung
bis zur Einreichung eines gemeinsamen Wahlvorschlages
schriftlich zuriickzunehmen (§ 22 Absatz 2 Nummer 1
Satz 2 BbgLWahlG).

Die Pflicht der Parteien und politischen Vereinigungen,
die sich an der letzten Wahl zum Landtag Brandenb urg
oder an der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag im
Land Brandenburg nicht mit einem zurechenbaren Wahl-
vorschlag beteiligt haben, zur Beteiligungsanzeige nach
§ 21 Absatz 2 BbgLWahlG (siche Nummer 1.9), bleibt
durch den Zusammenschluss zu einer Listenvereinigung
unberiihrt (§ 22 Absatz2 Nummer 1 Satz 3 BbglWahlG).
Eine Partei oder politische Vereinigung, die sich an der
letzten Wahl zum Landtag oder an der letzten Wahl zum
Deutschen Bundestag im Land nicht mit einem zurechen-
baren Wahlvorschlag beteiligt hat, unterliegt also auch
dann der in § 21Absatz 2 BbglWahlG bestimmten Pflicht
zur Beteiligungsanzeige, wenn sie mit anderen P arteien
oder politischen Vereinigungen eine Listen vereinigung
zur Einreichung gemeinsamer Wahlvorschlage bildet. Die
Anzeige iiber die Bildung einer Listenvereinigung nach
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§ 22 Absatz 2 Nummer 1 BbgL WahlG und die Beteili-
gungsanzeige nach § 21 Absatz 2 BbgL WahlG sind
moglichst gleichzeitig einzureichen (§ 31 Absatz 4
BbgLWahlV).

Jede Anzeige nach § 22 Absatz 2 Nummer 1 BbgI[WahlG
wird unverziiglich nach Eingang von mir gepriift. Werden
Mingel festgestellt, so w erde ich die betref fenden Ge-
bietsvorstinde der an dem Zusammenschluss zur Listen-
vereinigung beteiligten Parteien oder politischen Vereini-
gungen sofort benachrichtigen und sie auffordern, beheb-
bare Mingel rechtzeitig zu beseitigen.

Nach Ablaufder in § 22 Absatz 2 Nummer 1 BbgIWahlG
bestimmten Frist konnen nur noch Méngel an sich giilti-
ger Anzeigen behoben werden (§ 31 Absatz 1 Satz 3
BbgLWahlV); eine giiltige Anzeige liegt gemdl3 § 31 Ab-
satz 1 Satz 4 BbglWahlV nicht vor, wenn

a) die Form oder Frist des § 22 Absatz 2 Nummer 1
BbglWahlG nicht gewahrt ist,

b) die satzungsgemifBen Namen oder, sofern vorhanden,
die satzungsgemifen Kurzbezeichnungen der an dem
Zusammenschluss beteiligten P arteien oder politi-
schen Vereinigungen fehlen,

¢) dienach § 22 Absatz 2 Nummer 1 BbgIWahlG erfor-
derlichen giiltigen Unterschriften fehlen oder

d) die Unterzeichner der Anzeige mangelhaft bezeichnet
sind, so dass ihre jeweilige Identitét nicht feststeht.

Gemadl § 22 Absatz 2 Nummer 2 BbgL WahlG stellt der
Landeswahlausschuss spitestens am

7. August 2009

fest, ob die Voraussetzungen fiir eine Listenvereinigung
vorliegen.

Geben die Namen mehrerer Listenvereinigungen oder de-
ren Kurzbezeichnungen zu Verwechslungen Anlass, so fiigt
der Landeswahlausschuss dem Namen oder der Kurz-
bezeichnung einer dieser Listen vereinigungen fiir die
Wahl eine Unterscheidungsbezeichnung bei (§ 22Absatz 2
Satz 1 BbgLWahlG in Verbindung mit § 30 Absatz 3
BbgLWahlV).

Zu der offentlichen Sitzung des Landeswahlausschusses,
in der liber die Berechtigung der beteiligten Rarteien oder
politischen Vereinigungen, als Listenvereinigung gemein-
sam Wahlvorschlige einzureichen, entschieden wird wer-
den die betreffenden Vorstinde der Gebietsverbande der
beteiligten Vereinigungen von mir eingeladen. Die 6ffent-
liche Bekanntmachung der Feststellungen des Landeswahl-
ausschusses nach § 22Absatz 2 Nummer 2 BbgIWahlG er-
folgt im Amtsblatt fiir Brandenburg (§ 31 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 82 Absatz 1 Bbgl.WahlV). Die Feststellun-
gen des Landeswahlausschusses sind fiir alle Wahlorgane
verbindlich.

1.12

Nach der Entscheidung iiber die F eststellung der Wahl-
vorschlagsberechtigung als Listen vereinigung ist jede
Mingelbeseitigung ausgeschlossen (§ 31 Absatz 1 Satz 5
BbgLWahlV).

Gegen Verfligungen des Landes wahlleiters im Méngel-
beseitigungsverfahren konnen die einreichenden Gebiets-
verbiande der an dem Zusammenschluss zur Listenverei-
nigung beteiligten Parteien und politischen Vereinigun-
gen den Landes wahlausschuss anrufen (§ 31 Absatz 1
Satz 6 Bbgl. WahlV).

Wahlvorschldage von Parteien oder politischen Vereini-
gungen, die am Tage der Bekanntmachung des Wahltages
(6. Februar 2009) nicht aufgrund eines zurechenbaren
Wabhlvorschlages mit mindestens einem im Land Bran-
denburg gewihlten Abgeordneten im Deutschen Bundes-
tag oder im Landtag Brandenturg vertreten sind, bediirfen
aufferdem der personlichen und handschriftlichen Unter-
zeichnung von wahlberechtigten Personen; es sind erfor-
derlich

a) fiir den Kreiswahlvorschlag mindestens 100 Unter-
schriften von wahlberechtigten Personen aus dem je-
weiligen Wahlkreis (§ 24 Absatz 4 Nummer 1
BbglWahlG),

b) fiir die Landesliste mindestens 1 vom Tausend der
wahlberechtigten Personen bei der Wahl zum 4. Land-
tag Brandenburg am 19. September 2004, jedoch
hochstens 2000 Unterschriften von wahlberechtigten
Personen (§ 24 Absatz 4 Nummer 2 BbgIWahlG). Ei-
ne Landesliste fiir die Wahl am 27. September 2009
muss demnach von mindestens 2000 wahlberechtig-
ten Personen unterzeichnet sein.

Auch Wahlvorschldge von Listenvereinigungen bediir-
fen der v orstehend genannten Anzahl von Unterstiit-
zungsunterschriften, es sei denn, mindestens eine der an
dem Zusammenschluss beteiligten P arteien oder politi-
schen Vereinigungen ist aufg rund eines zurechenbaren
Wahlvorschlages mit mindestens einem fiir sie im Land

Brandenburg gewihlten Abgeordneten im Deutschen

Bundestag oder Landtag Brandenburg vertreten (§ 22 Ab-
satz 2 Nummer 5 BbgIWahlG).

Kreiswahlvorschldge von Einzelbewerbern bediirfen der
Unterstiitzungsunterschriften von mindestens 100 wahl-
berechtigten Personen (§ 24 Absatz 4 Satz 4 BbgIWahlG).

Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein und ist bei der Einreichung des
Wahlvorschlages nachzuweisen (§ 24 Absatz 4 Satz 5
BbgLWahlG).

Die in Nummer 1.11 Buchstabe a und b bezeichneten
Unterstiitzungsunterschriften sind auf amtlichen F orm-
blattern nach dem Muster der Anlage 7 zu § 32 Absatz 5
Bbgl.WahlV (Formblatt fiir eine Unterstlitzungsunter-
schrift - Kreiswahlvorschlag -) oder nach dem Muster der
Anlage 15 zu § 38Absatz 3 BbglWahlV (Formblatt fiir ei-
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ne Unterstiitzungsunterschrift - Landesliste -) unter Be-
achtung folgender Vorschriften zu erbringen:

a) Die Formblatter fiir Kreiswahlvorschldge werden auf
Anforderung vom zustindigen Kreiswahlleiter (An-
schrift sieche Nummer 2), die entsprechenden F orm-
blatter fiir Landeslisten vom Landeswahlleiter (An-
schrift siche Nummer 1.3 Buchstabe a), kostenfrei ge-
liefert. Bei der Anforderung sind der Familienname,
der Vorname (bei mehreren Vornamen der Rufname
oder die Rufnamen) und die Anschrift des v orge-
schlagenen Wahlkreisbewerbers oder die entspre-
chenden Angaben der vorgeschlagenen Listenbewer-
ber anzugeben. Daneben sind bei Parteien oder politi-
schen Vereinigungen deren Namen und, sofern eine
Kurzbezeichnung verwendet wird, auch diese, bei
Listenvereinigungen dariiber hinaus die Namen der an
dem Zusammenschluss beteiligten Parteien oder poli-
tischen Vereinigungen und, sofern letztere eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch diese, anzugeben. Bei
Wabhlkreisbewerbern, die nicht fiir eine Partei, politi-
sche Vereinigung oder Listenvereinigung auftreten,
ist die Bezeichnung ,,Einzelbewerber” anzugeben.
Parteien, politische Vereinigungen oder Listenverei-
nigungen haben ferner zu erkldren, dass der Wahl-
kreisbewerber oder die Listenbewerber bereits gemaf
§ 25 BbgLWahlG oder § 22 Absatz 2 Nummer 3 in
Verbindung mit § 25 BbgL.WahlG aufgestellt worden
sind (§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgI'WahlV oder § 38
Absatz 3 in Verbindung mit § 32 Absatz 5 Nummer 1
BbgLWahlV).

b) Jede wahlberechtigte Person, die einen Wahlvor-
schlag unterstiitzt, muss die Erklaung auf dem Form-
blatt personlich und handschriftlich unterzeichnen.
Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen
(bei mehreren Vornamen der Rufname oder die Ruf-
namen), Tag der Geburt und Anschrift der unterzeich-
nenden Person sowie Tag der Unterzeichnung anzu-
geben (§ 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgL WahlV oder
§ 38 Absatz 3 Satz 6 in Verbindung mit § 32 Absatz 5
Nummer 2 BbgL.WahlV).

c¢) Fiir jede unterzeichnende Person ist auf dem F orm-
blatt oder gesondert nach dem Muster derAnlage 8 zu
§ 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgIWahlV (Kreiswahlvor-
schlag) oder nach dem Muster der Anlage 16 zu § 38
Absatz 3 Satz 5 BbgL WahlV (Landesliste) eine Be-
scheinigung ihrer Wahlbehorde, bei der sie im Wéh-
lerverzeichnis einzutragen ist, beizufiigen, dass sie
am Tage der Unterzeichnung im betreffenden Wahl-
kreis (Kreiswahlvorschlag) oder im Land Branden-
burg (Landesliste) wahlberechtigt ist. Eine gesonder-
te Bescheinigung des Wahlrechts hat der Wahlvor-
schlagsberechtigte bei der Einreichung des Wahlvor-
schlages mit der Unterstiitzungsunterschrift zu ver-
binden. Wer fiir eine andere P erson eine Bescheini-
gung des Wahlrechts beantragt, muss nachw eisen,
dass die betreffende Person den Wahlvorschlag unter-
stiitzt (§ 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgL WahlV oder
§ 38 Absatz 3 Satz 6 in Verbindung mit § 32 Absatz 5

Nummer 3 BbgL WahlV). Die Bescheinigung des
Wahlrechts wird kostenfrei erteilt (§ 32 Absatz 7 Satz 1
BbglWahlV).

d) Eine wahlberechtigte Person darf jeweils nur einen
Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste unterzeich-
nen; hat eine P erson mehrere Kreis wahlvorschliage
oder mehrere Landeslisten unterzeichnet, so ist ihre
Unterstiitzungsunterschrift auf allen Kreis wahlvor-
schldgen oder allen Landeslisten ungiiltig (§ 32 Ab-
satz 5 Nummer 4 Satz 1 und 2 BbgIWahlV sowie § 38
Absatz 3 Satz 6 in  Verbindung mit § 32 Absatz 5
Nummer 4 Satz 1 und 2 BbgL. WahlV). Eine wahlbe-
rechtigte Person kann also sowohl einen Kreiswahl-
vorschlag als auch eine Landesliste unterstiitzen. Die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch den Be-
werber ist zuldssig (§ 32 Absatz 5 Nummer 4 Satz 4
BbgLWahlV sowie § 38 Absatz 3 Satz 6 inVerbindung
mit § 32 Absatz 5 Nummer 4 Satz 4 Bbg[WahlV).

e) Die Wahlbehorde darf fiir jede w ahlberechtigte Per-
son die Bescheinigung desWahlrechts jeweils nur ein-
mal zu einem Kreiswahlvorschlag und zu einer Lan-
desliste erteilen; dabei darf sie nicht festhalten, fiir
welchen Kreiswahlvorschlag oder fiir welche Lan-
desliste die jeweils erteilte Bescheinigung bestimmt
ist (§ 32 Absatz 7 Satz 2 BbgIWahlV oder § 38 Absatz 5
in Verbindung mit § 32 Absatz 7 Satz 2 BbgLWahlV).

f) Wahlvorschlidge von Parteien, politischen Vereinigun-
gen oder Listenvereinigungen diirfen erst nach Auf-
stellung des Wahlkreisbewerbers oder der Listen-
bewerber durch eine Mitglieder - oder Dele gierten-
versammlung unterzeichnet werden. Vorher geleiste-
te Unterschriften sind ungiiltig (§ 32 Absatz 5 Num-
mer 5 BbgLWahlV oder § 38 Absatz 3 in Verbindung
mit § 32 Absatz 5 Nummer 5 BbgIWahlV).

In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson
und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet
werden. Fehlen diese Angaben, so gilt die erste unter-
zeichnende Person als Vertrauensperson, die zweite als
stellvertretende Vertrauensperson (§26  Absatz 1
BbgLWahlG).

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die
Vertrauensperson und die stellv ertretende Vertrauens-
person, jede fiir sich, berechtigt, v erbindliche Erklarun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men (§ 26 Absatz 2 BbgLWahlG).

Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauens-
person kdnnen durch schriftliche Erklarung der Mehrheit
der unterzeichnenden Personen des Wahlvorschlages an
den fiir die Einreichung desWahlvorschlages zustandigen
Wahlleiter abberufen und durch andere Personen ersetzt
werden (§ 26 Absatz 3 BbgL.WahlG).

Entsprechend den genannten Erforder nissen sind dem
Kreiswahlvorschlag folgende Anlagen beizufiigen (§ 32
Absatz 6 Bbgl.WahlV):
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a) in jedem Fall

aa) die Erkldrung des v orgeschlagenen Wahlkreis-
bewerbers nach dem Muster der Anlage 9 zu § 32
Absatz 6 Nummer 1 BbgL WahlV, dass er seiner
Aufstellung zustimmt und fiir k einen anderen
Kreiswahlvorschlag seine Zustimmung zur Be-
nennung als Wabhlkreisbewerber gegeben hat
(§ 24 Absatz 2 BbgL WahlG und § 32 Absatz 6
Nummer 1 BbgLWahlV);

bb) die Bescheinigung der zustindigen Wahlbehorde
nach dem Muster der Anlage 10 zu § 32 Absatz 6
Nummer 2 BbgL.WahlV, dass der vorgeschlagene
Wahlkreisbewerber wihlbar ist (§ 32 Absatz 6
Nummer 2 BbgL.WahlV); die Bescheinigung der
Waihlbarkeit wird kostenfrei erteilt (§ 32 Absatz 7
Satz 1 BbglWahlV). Ein Wahlkreisbewerber, des-
sen Hauptwohnung auflerhalb des Landes lie gt
und der im Land Brandenburg am Orte der
Nebenwohnung einen stindigen Wohnsitz im Sin-
ne des Biirgerlichen Gesetzbuches hat, ist ferner
verpflichtet, vor Ablauf der Einreichungsfrist am
10. August 2009, 18 Uhr, bei der fiir die Neben-
wohnung zustandigen Wahlbehorde schriftlich ei-
nen Antrag auf Eintragung in das  Wéhlerver-
zeichnis zu stellen (§ 14 Absatz 6 BbgLWahlV);

cc) bei Kreiswahlvorschldagen von Parteien, politi-
schen Vereinigungen oder Listen vereinigungen
eine Ausfertigung der Niederschrift iiber dieWahl
des Wahlkreisbewerbers durch eine Mitglieder -
oder Delegiertenversammlung im Sinne des § 25
Absatz 2 BbglWahlG nach dem Muster derAnla-
ge 11 zu § 32 Absatz 6 Nummer 3 BbgLWahlV;
die Niederschrift muss von dem Versammlungs-
leiter und dem Schriftfiihrer unterzeichnet sein
(§ 32 Absatz 6 Nummer 3 Bbgl. WahlV; siche
auch Nummer 1.6);

dd) bei Kreiswahlvorschldgen von Parteien, politi-
schen Vereinigungen oder Listen vereinigungen
eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster
der Anlage 12 zu § 32  Absatz 6 Nummer 4
BbgLWahlV, die von dem Leiter der Versamm-
lung und zwei von dieser bestimmten Versamm-
lungsteilnehmern unterzeichnet sein muss (§ 25
Absatz 6 Satz 2 BbgL WahlG und § 32 Absatz 6
Nummer 4 BbglLWahlV);

b) zusitzlich bei Wahlvorschlagsberechtigten, die am
Tage der Bekanntmachung des Wahltages nicht auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlages mit min-
destens einem fiir sie im Land Brandenburg gewahl-
ten Abgeordneten im Deutschen Bundestag oder im
Landtag Brandenburg vertreten sind, die erforder-
lichen 100 Unterstiitzungsunterschriften auf amt-
lichen Formblattern nach dem Muster derAnlage 7 zu
§ 32 Absatz 5 BbgL.WahlV mit den Bescheinigungen
der Wahlbehorden, dass die unterzeichnenden Perso-
nen in dem betref fenden Wahlkreis wahlberechtigt

sind (§ 24 Absatz 4 Nummer 1 BbglWahlG und § 32
Absatz 5 und 6 Nummer 5 BbgL. WahlV; siche auch
die Nummern 1.11 und 1.12).

1.15 Der Landesliste sind folgende Anlagen beizufiigen (§ 38
Absatz 4 BbgL.WahlV):

a) in jedem Fall

b)

aa) die Erklarungen der v orgeschlagenen Listenbe-

werber nach dem Muster derAnlage 17 zu § 38Ab-

satz 4 Nummer 1 BbgL WahlV, dass sie ihrer Auf-

stellung zustimmen und fiir k eine andere Landes-

liste ihre Zustimmung zur Benennung als Listenbe-
werber gegeben haben (§ 24 Absatz 2 BbgL.WahlG

und § 38 Absatz 4 Nummer 1 Bbgl'WahlV);

bb) die Bescheinigungen der zustindigen Wahlbehor-

den nach dem Muster der Anlage 10 zu § 38 Ab-
satz 4 Nummer 2 BbgL WahlV, dass die v orge-
schlagenen Listenbewerber wihlbar sind (§ 38
Absatz 4 Nummer 2 BbgIWahlV); die Bescheini-
gungen der Wihlbarkeit werden kostenfrei erteilt
(§ 38 Absatz 5 in Verbindung mit § 32 Absatz 7
Satz 1 BbgL.WahlV). Ein Listenbewerber, dessen
Hauptwohnung auflerhalb des Landes lie gt und
der im Land Brandenb urg am Orte der Neben-
wohnung einen sténdigen Wohnsitz im Sinne des
Biirgerlichen Gesetzbuches hat, ist femer verpflich-
tet, vor Ablauf der Einreichungsfrist am 10. Au-
gust 2009, 18 Uhr, bei der fiir die Nebenwohnung
zustandigen Wahlbehorde schriftlich einen An-
trag auf Eintragung in das Wihlerverzeichnis zu
stellen (§ 14 Absatz 6 BbgLWahlV);

cc) eine Ausfertigung der Niederschrift {iber dieWahl

und Reihenfolge der Listenbe werber durch eine
Landesmitglieder- oder Landesdelegiertenversamms-
lung im Sinne des § 25 Absatz 2 Nummer 3 und
Absatz 3 BbgIWahlG nach dem Muster derAnla-
ge 18 zu § 38 Absatz 4 Nummer 3 BbgLWahlV;
die Niederschrift muss von dem Versammlungs-
leiter und dem Schriftfiihrer unterzeichnet sein
(§ 38 Absatz 4 Nummer 3 Bbgl. WahlV; siche
auch Nummer 1.6);

dd) eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster

der Anlage 19 zu § 38  Absatz 4 Nummer 4
BbgLWahlV, die von dem Leiter der Versamm-
lung und zwei von dieser bestimmten Versamm-
lungsteilnehmern unterzeichnet sein muss (§ 25
Absatz 6 Satz 2 BbglL WahlG und § 38 Absatz 4
Nummer 4 BbgL.WahlV);

zusitzlich bei Wahlvorschlagsberechtigten, die am
Tage der Bekanntmachung des Wahltages nicht auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlages mit min-
destens einem fiir sie im Land Brandenb urg gewahl-
ten Abgeordneten im Deutschen Bundestag oder im
Landtag Brandenburg vertreten sind, die erforder-
lichen 2000 Unterstiitzungsunterschriften auf amt-
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lichen Formblattern nach dem Muster der Anlage 15
zu § 38 Absatz 3 Bbgl.WahlV mit den Bescheinigun-
gen der Wahlbehorden, dass die unterzeichnenden

Personen wahlberechtigt sind (§ 24 Absatz 4 Satz 3
Nummer 2 BbgI WahlG und § 38 Absatz 4 Nummer 5
Bbgl.WahlV; siehe auch die Nummem 1.11 und 1.12).

Ein Wahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungs-
frist am 10. August 2009, 18 Uhr, nur durch gemeinsame
schriftliche Erklarung der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson und nur dann gedndert
werden, wenn ein Bewerber stirbt oder die Wahlbarkeit
verliert (§ 28 Satz 1 Bbgl. WahlG). Das durch § 25
BbglLWahlG vorgeschriebene Nominierungsverfahren
muss in solchen Féllen nicht eingehalten werden; der
Unterstiitzungsunterschriften nach § 24 Absatz 4 Satz 3
Bbgl.WahlG bedarf es fiir die Andemung nicht (§ 28 Satz 2
BbgL.WahlG). Nach der Entscheidung iiber die Zulassung
eines Wahlvorschlages ist jede Anderung ausgeschlossen
(§ 28 Satz 3 BbgLWahlG).

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche
Erklarung der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson zuriickgenommen werden, solange
nicht iiber seine Zulassung nach § 30 Bbgl. WahlG ent-
schieden ist (§ 27 Satz 1 BbgIlWahlG).

Ein nach § 24 Absatz 4 Satz 3 Bbg[WahlG auflerdem von
mindestens 100 Wahlberechtigten unterzeichneter Wahl-
vorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner
durch eine von ihnen persénlich und handschriftlich voll-
zogene Erklarung zuriickgenommen werden (§ 27 Satz 2
BbgLWahlG).

Jeder Wahlvorschlag wird unverziiglich nach Eingang von
dem zustidndigen Wahlleiter gepriift. Werden Méangel fest-
gestellt, so benachrichtigt der Wahlleiter sofort die Ver-
trauensperson des Wahlvorschlages und fordert sie auf,
behebbare Méngel rechtzeitig zu beseitigen.

Nach Ablauf der Einreichungsfrist kénnen nur Méangel an
sich giiltiger Wahlvorschlage behoben werden. Geméaf
§ 29 Absatz 2 Satz 2 BbgIWahlG liegt ein giiltiger Wahl-
vorschlag nicht vor, wenn

a) die Form oder Einreichungsfrist des § 23 BbglWahlG
nicht gewahrt ist,

b) die nach § 24 Absatz 4 BbgLWahlG erforderlichen
giiltigen Unterschriften mit dem Nachweis der Wahl-
berechtigung der unterzeichnenden Personen fehlen,
es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umstén-
den, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu ver-
treten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden,

¢) beieinem Wahlvorschlag einer Partei oder politischen
Vereinigung die eindeutige Bezeichnung des Wahl-
vorschlagstriagers fehlt, die nach § 21 Absatz 2 erfor-
derliche Feststellung der Eigenschaft als Partei oder
politische Vereinigung abgelehnt ist oder die Nach-
weise des § 25 nicht erbracht sind

1.19

d) der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass seine
Person nicht feststeht oder

e) die Zustimmungserklarung des Bewerbers fehlt.

Nach der Entscheidung iiber die Zulassung eines Wahl-
vorschlages (§ 30 Absatz 1 BbglWahlG) ist jede Méngel-
beseitigung ausgeschlossen (§ 29 Absatz 3 BbgLWahlG).

Gegen Verfiigungen des Wahlleiters im Méngelbeseiti-

gungsverfahren kann die Vertrauensperson den fiir die Zu-
lassung zustindigen Wahlausschuss anrufen (§ 29 Absatz 4
BbgLWahlG).

Spétestens am
14. August 2009
entscheidet

iiber die Zulassung der Kreiswahlvorschlige der jeweili-
ge Kreiswahlausschuss und

iiber die Zulassung der Landeslisten der Landeswahlaus-
schuss

(§ 30 Absatz 1 Satz 1 BbgIWahlG).

Zu der 6ffentlichen Sitzung des Wahlausschusses, in der
iiber die Zulassung der eingereichtenWahlvorschldge ent-
schieden wird, werden die Vertrauenspersonen der betref-
fenden Wahlvorschlige geladen (§ 35Absatz 1 BbglWahlV
oder § 40 Absatz 1 Satz 3 inVerbindung mit § 35 Absatz 1
BbgLWahlV). AuBlerdem werden Zeit, Ort und Ge gen-
stand der Verhandlungen der Wahlausschiisse geméal3 § 4
Absatz 1 in Verbindung mit § 82 Absatz 6 BbglLWahlV in
der Form eines Aushanges bekannt gemacht.

Der Wahlausschuss hat Wahlvorschliage zuriickzuweisen,
wenn sie

a) verspitet, also nach Ablauf der Einreichungsfrist am
10. August 2009, 18 Uhr, eingereicht sind (§ 30 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 Bbg['WahlG) oder

b) den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das
Brandenburgische Landeswahlgesetz und die auf-
grund dieses Gesetzes erlassene Brandenb urgische
Landeswahlverordnung aufgestellt sind (§ 30Absatz 1
Satz 2 Nummer 2 BbglWahlG).

Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner Listen-
bewerber nicht erfiillt, so werden ihre Namen aus der Lan-
desliste gestrichen (§ 30 Absatz 1 Satz 3 BbgLWahlG).

Der Kreiswahlausschuss stellt die zugelassenen Kreis-
wahlvorschldge mit den in § 32Absatz 1 BbgL.WahlV be-
zeichneten Angaben fest (§ 35 Absatz 4 BbgLWahlV).

Der Landeswahlausschuss stellt die zugelassenen Landes-
listen mit den in § 38 Absatz 1 Satz 2 und 3 BbgLWahlV
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bezeichneten Angaben einschlielich der maBgeb lichen
Bewerberreihenfolge fest (§ 40 Absatz 1 Satz 2
BbgLWahlV). Gemal § 3 Absatz 1 Satz 3 BbgL WahlG
und § 40 Absatz 2 BbgL.WahlV stellt er ferner spétestens
am 25. August 2009 fest, welche Landeslisten von Par-
teien, politischen Vereinigungen oder Listenvereinigun-
gen der Sorben (Wenden) eingereicht worden sind.

Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag
zurlick, so kann binnen drei Tagen nach Bekanntgabe der
Entscheidung in der Sitzung des Kreis wahlausschusses
Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt wer-
den (§ 30 Absatz 2 Satz 1 BbgL WahlG). Beschwerde-
berechtigt sind die Vertrauensperson des Kreis wahl-
vorschlages und der Kreiswahlleiter, dieser auch im Falle
der Zulassung (§ 30 Absatz 2 Satz 3 BbgL WahlG). Die
Beschwerde gegen die Entscheidung des Kreis wahlaus-
schusses ist beim Kreis wahlleiter schriftlich oder durch

Erklarung zur Niederschrift einzule gen (§ 36 Absatz 1
Satz 1 BbgLWahlV); der Kreiswahlleiter hat seine Be-

schwerde beim Landeswahlleiter einzulegen (§ 36 Absatz 1
Satz 2 BbgL.WahlV). Die Schriftform gilt auch durch Te-
legramm, Fernschreiben oder Fernkopie als gewahrt (§ 36
Absatz 1 Satz 3 BbglWahlV).

Uber die Beschw erde entscheidet der Landes wahlaus-
schuss in 6ffentlicher Sitzung spétestens am 20. August
2009 (§ 30 Absatz 2 Satz 4 BbgILWahlG).

Der Landeswahlleiter ordnet die durch den Landeswahl-
ausschuss zugelassenen Landeslisten in der durch § 31
Absatz 3 BbgIWahlG bestimmten Reihenfolge unter fort-
laufenden Nummern und macht sie spatestens am 31.Au-
gust 2009 offentlich bekannt (§ 30 Absatz 3 BbgL.WahlG
und § 41 Absatz 1 Satz 1 BbgLWahlV). Die Bekanntma-
chung enthilt fiir jede zugelassene Landesliste die in § 38
Absatz 1 Satz 2 BbgIWahlV bezeichneten Angaben; statt
des Tages der Geburt ist jedoch nur das je weilige Ge-
burtsjahr des Listenbewerbers anzugeben (§ 41 Absatz 1
Satz 2 BbglWahlV). Die Bekanntmachung soll femer die
Feststellung des Landeswahlausschusses enthalten, wel-
che Landeslisten von Parteien, politischen Vereinigungen
oder Listenvereinigungen der Sorben (W enden) einge-
reicht worden sind (§ 41 Absatz 2 BbgL.WahlV in Verbin-
dung mit § 3Absatz 1 Satz 3 BbgIWahlG und § 40 Absatz 2
BbgLWahlV).

Der Kreiswahlleiter ordnet die vom Kreiswahlausschuss
und gegebenenfalls vom Landeswahlausschuss im Be-

schwerdeverfahren nach § 30Absatz 2 BbglWahlG zuge-
lassenen Kreiswahlvorschlége in der Reihenfolge, wie sie
durch § 31 Absatz 3 BbgIWahlG und durch die Mitteilung
des Landeswahlleiters nach § 41 Absatz 3 BbgLWahlG
bestimmt ist, und macht sie spétestens am 31.  August
2009 offentlich bekannt (§ 30 Absatz 3 BbgLWahlG und
§ 37 BbgLWahlV). Die Bekanntmachung enthalt fiir jeden
zugelassenen Kreiswahlvorschlag die in § 32 Absatz 1

Bbgl.WahlV bezeichneten Angaben; statt des Tages der
Geburt ist jedoch nur das jeveilige Geburtsjahr des Wahl-

kreisbewerbers anzugeben (§ 37 Satz 2 Bbg[WahlV).

1.22 Die erforderlichen Vordrucke fiir die Aufstellung der

Landeslisten nach den Mustern der
a) Anlage 14 zu § 38 Absatz 1 BbgL.WahlV - Landesliste,

b) Anlage 15 zu § 38Absatz 3 Satz 1 Bbg[WahlV - Form-
blatt fiir eine Unterstiitzungsunterschrift (Landesliste),

¢) Anlage 16 zu § 38 Absatz 3 Satz 5 BbgLWahlV - ge-
sonderte Bescheinigung des Wahlrechts der Unter-
zeichner einer Landesliste (nur erforderlich, wenn die
Bescheinigung des Wahlrechts einzelner oder mehre-
rer Unterzeichner nicht auf den Formblattern fiir
Unterstiitzungsunterschriften von Landeslisten - An-
lage 15 - erfolgen soll oder kann),

d) Anlage 17 zu § 38 Absatz 4 Nummer 1 BbgI[WahlV -
Zustimmungserkldrung fiir Listenbewerber,

e) Anlage 10 zu § 38 Absatz 4 Nummer 2 BbgIlWahlV -
Bescheinigung der Wihlbarkeit,

f) Anlage 18 zu § 38 Absatz 4 Nummer 3 BbglWahlV -
Niederschrift iber die Aufstellung der Bewerber einer
Landesliste,

g) Anlage 19 zu § 38 Absatz 4 Nummer 4 BbglWahlV -
Versicherung an Eides statt zur Aufstellung der Be-
werber einer Landesliste

werden von mir beschafft und konnen ab sofort bei mir an-
gefordert werden (Anschrift sieche Nummer 1.3 Buchsta-
be a).

Die erforderlichen Vordrucke fiir die Aufstellung der
Kreiswahlvorschlige nach den Mustern der

a) Anlage 6 zu § 32 Absatz 1 BbgLWahlV - Kreiswahl-
vorschlag,

b) Anlage 7 zu § 32 Absatz 5 Bbgl WahlV - Formblatt fiir
eine Unterstiitzungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag),

c) Anlage 8 zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgLWahlV -
gesonderte Bescheinigung des Wahlrechts der Unter-
zeichner eines Kreis wahlvorschlages (nur erforder-
lich, wenn die Bescheinigung des Wahlrechts einzel-
ner oder mehrerer Unterzeichner nicht auf den Form-
blattern fiir Unterstiitzungsunterschriften von Kreis-
wahlvorschldgen - Anlage 7 - erfolgen soll oder kann),

d) Anlage 9 zu § 32 Absatz 6 Nummer 1 BbglL.WahlV -
Zustimmungserklarung fiir Wahlkreisbewerber,

e) Anlage 10 zu § 32 Absatz 6 Nummer 2 BbgIWahlV -
Bescheinigung der Wihlbarkeit,

f) Anlage 11 zu § 32 Absatz 6 Nummer 3 BbglWahlV -
Niederschrift tiber die Aufstellung des Kreiswahlvor-
schlages,
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g) Anlage 12 zu § 32 Absatz 6 Nummer 4 BbglWahlV -
Versicherung an Eides statt zurAufstellung des Kreis-
wahlvorschlages

werden von dem zustéindigen Kreis wahlleiter beschaftt
und konnen bei ihm angefordert werden (Anschrift siche
Nummer 2).

Die Vordrucke nach dem Muster derAnlage 7 zu § 32Ab-
satz 5 BbgLWahlV - Formblatt fiir eine Unterstiitzungs-
unterschrift (Kreiswahlvorschlag) - oder nach dem Mus-
ter der Anlage 15 zu § 38 Absatz 3 BbgLWahlV - Form-
blatt fiir eine Unterstiitzungsunterschrift (Landesliste) -

diirfen erst verwendet werden, wenn der Wahlvorschlag
aufgestellt ist. Bei derAnforderung dieser Vordrucke sind
die in Nummer 1.12 Buchstabe a bezeichneten Angaben
anzugeben.

Kreiswahlleiter

Auf der Grundlage von § 12 Absatz 2 Satz 1 BbgLWahlG
und § 2 Absatz 1 und 2 BbgL WahlV wurden zu Kreis-
wahlleitern sowie zu Stellvertretern der Kreiswahlleiter
fiir die Wahl zum 5. Landtag Brandenb urg am 27. Sep-
tember 2009 ernannt:

‘Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter
Prignitz Annette Lother Werner Sommer
1 Kreisverwaltung Prignitz Kreisverwaltung Prignitz
Berliner Strafe 49 Berliner Strafe 49
19348 Perleberg 19348 Perleberg
Telefon: 03876 713-395 Telefon: 03876 713-216
Fax: 03876 713-291 Fax: 03876 713-328
annette.loether@lkprignitz.de werner.sommer@]lkprignitz.de
Prignitz/ Ulrich Runde Detlef Wranna
Ostprignitz-Ruppin Kreisverwaltung Prignitz Landkreis Ostprignitz-Ruppin
2 Berliner Strafie 49 Der Landrat
19348 Perleberg Virchowstralle 14 - 16
Telefon: 03876 713-210 16816 Neuruppin
Fax: 03876 713-285 Telefon: 03391 688-5305
ulrich.runde@lkprignitz.de Fax: 03391 688-5302

detlef.wranna@o-p-r.de

Ostprignitz-Ruppin Dietmar Tripke Roland Jenrich
3 Kreisverwaltung Ostprignitz-Ruppin Kreisverwaltung Ostprignitz-Ruppin
Rechtsamt Bauordnungs- und Planungsamt
Virchowstralie 14 - 16 Virchowstrale 14 - 16
16816 Neuruppin 16816 Neuruppin
Telefon: 03391 688-3020 Telefon: 03391 688-6010
Fax: 03391 688-3002
dietmar.f.tripke@o-p-r.de roland.jenrich@o-p-r.de
Havelland/ Stefan Ritzka Thomas Kresse
Ostprignitz-Ruppin Landkreis Havelland Kreisverwaltung Ostprignitz-Ruppin
4 Der Landrat Der Landrat
Platz der Freiheit 1 Virchowstrale 14 - 16
14712 Rathenow 16816 Neuruppin
Telefon: 03385 551-1293 Telefon: 03391 688-5040
Fax: 03385 551-31293 Fax: 03391 688-5002
Stefan.Ritzka@havelland.de thomas.kresse@o-p-r.de
Havelland Lothar Marquardt Anke Uhlig
5 Landkreis Havelland Landkreis Havelland
6 Der Landrat Der Landrat
Platz der Freiheit 1 Platz der Freiheit 1
14712 Rathenow 14712 Rathenow
Telefon: 03385 551-1233 Telefon: 03385 551-1262
Fax: 03385 551-31233 Fax: 03385 551-31262

Lothar.Marquardt@havelland.de

Anke.Uhlig@havelland.de
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Wabhlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter
Oberhavel Rudi MieBiner Cornelia Franz
7 Landkreis Oberhavel Landkreis Oberhavel
8 Der Landrat Der Landrat
9 Adolf-Dechert-Straf3e 1 Adolf-Dechert-Strafie 1
16515 Oranienburg 16515 Oranienburg
Telefon: 03301 601-125 Telefon: 03301 601-113
Fax: 03301 601-129 Fax: 03301 601-5997
rudi.miessner@oberhavel.de cornelia.franz@oberhavel.de
Oberhavel/ Doris Lowa Sigrun Czinczel
Uckermark Landkreis Oberhavel Landkreis Oberhavel
10 Der Landrat Der Landrat
Adolf-Dechert-Stra3e 1 Adolf-Dechert-Strafie 1
16515 Oranienburg 16515 Oranienburg
Telefon: 03301 601-127 Telefon: 03301 601-128
Fax: 03301 601-129 Fax: 03301 601-129
doris.loewa@oberhavel.de sigrun.czinczel@oberhavel.de
Uckermark Heiko Streich Wolfgang Gerhardt
11 Kreisverwaltung Uckermark Kreisverwaltung Uckermark
Karl-Marx-Straf3e 1 Karl-Marx-Straf3e 1
17291 Prenzlau 17291 Prenzlau
Telefon: 03984 70-1054 Telefon: 03984 70-1007
Fax: 03984 70-4899 Fax: 03984 70-4099
heiko.streich@uckermark.de kreistag@uckermark.de
Uckermark Elke Bruchmann Maren Schmidt
12 Stadtverwaltung Schwedt/Oder Stadtverwaltung Schwedt/Oder
Abteilung Recht, Statistikstelle Untere Bauaufsichtsbehérde und
Lindenallee 25 - 29 Flachenmanagement
16303 Schwedt/Oder Lindenallee 25 - 29
Telefon: 03332 446-363 16303 Schwedt/Oder
Fax: 03332 446-200 Telefon: 03332 446-315
statistik.stadt@schwedt.de Fax: 03332 446-200
statistik.stadt@schwedt.de
Barnim Ilona Forth Edeltraud Ehlert
13 Kreisverwaltung Barnim Kreisverwaltung Barnim
14 Paul-Wunderlich-Haus Paul-Wunderlich-Haus
Am Markt 1 Am Markt 1
16225 Eberswalde 16225 Eberswalde
Telefon: 03334 214-1774 Telefon: 03334 214-1888
Fax: 03334 214-2774 Fax: 03334 214-2888
kreiswahlleitung@kvbarnim.de kreiswahlleitung@kvbarnim.de
Barnim Katrin Jann Carmen Babke
15 Kreisverwaltung Barnim Kreisverwaltung Barnim
Paul-Wunderlich-Haus Paul-Wunderlich-Haus
Am Markt 1 Am Markt 1
16225 Eberswalde 16225 Eberswalde
Telefon: 03334 214-1779 Telefon: 03334 214-1131
Fax: 03334 214-2779 Fax: 03334 214-2131
kreiswahlleitung@kvbarnim.de kreiswahlleitung@kvbarnim.de
Potsdam-Mittelmark/ Gabriele Lahn Herbert Auginski
Brandenburg Landkreis Potsdam-Mittelmark Veilchenweg 26/16
an der Havel NiemollerstraB3e 1 14772 Brandenburg an der Havel
16 14806 Belzig Telefon: 03381 702591
Telefon: 03384191-320 Fax: 03381 702591
Fax: 033841 91-218

gabriele.lahn@potsdam-mittelmark.de
wahl@potsdam-mittelmark.de
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‘Wahlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter

Brandenburg Hans-Joachim Freund Viola Niemann

an der Havel Stadt Brandenburg an der Havel Stadt Brandenburg an der Havel
17 Amt fiir Wirtschaftsférderung und Tourismus Haupt-, Personal- und Biirgeramt

Katharinenkirchplatz 5
14776 Brandenburg an der Havel
Telefon: 03381 38-2000 oder 58-1020

Katharinenkirchplatz 5
14776 Brandenburg an der Havel
Telefon: 03381 58-1020

Fax: 03381 38-2004 oder 58-1024 Fax: 03381 58-1024
wahlen@stadt-brandenburg.de wahlen@stadt-brandenburg.de
Potsdam-Mittelmark Eveline Vogel Andrea Metzler

18
20

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Niemollerstraf3e 1

14806 Belzig
Telefon: 033841 91-250
Fax: 033841 91-218

eveline.vogel@potsdam-mittelmark.de

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Niemollerstraf3e 1

14806 Belzig
Telefon: 033841 91-208
Fax: 033841 91-218

andrea.metzler@potsdam-mittelmark.de

Potsdam-Mittelmark/

Kerstin Kiimpel

Martin Rétz

Potsdam Landkreis Potsdam-Mittelmark Landkreis Potsdam-Mittelmark

19 Biiro des Landrates Wirtschaftsforderer
Niemollerstraf3e 1 Niemollerstraf3e 1
14806 Belzig 14806 Belzig
Telefon: 033841 91-348 Telefon: 033841 91-537
Fax: 033841 91-218 Fax: 03384191-218
kerstin.kuempel@potsdam-mittelmark.de martin.raetz@potsdam-mittelmark.de
wahl@potsdam-mittelmark.de

Potsdam Dr. Matthias Forster Heike Gumz

21 Stadtverwaltung Potsdam Stadtverwaltung Potsdam

22 Bereich Statistik und Wahlen Bereich Statistik und Wahlen

Friedrich-Ebert-Straf3e 79 - 81

14469 Potsdam
Telefon: 0331 289-1253
Fax: 0331 289-1251

Matthias.Foerster@Rathaus.potsdam.de
Wahlbuero@Rathaus.Potsdam.de

Friedrich-Ebert-Straf3e 79 - 81

14469 Potsdam
Telefon: 0331 289-1254
Fax: 0331 289-1251

Heike.Gumz@Rathaus.potsdam.de
Wahlbuero@Rathaus.Potsdam.de

Teltow-Fliming
23
24
25

Jorg Nagel

Kreisverwaltung Teltow-Flaming
Am Nutheflief3 2

14943 Luckenwalde

Telefon: 03371 608-1170

Fax: 03371 608-9131
joerg.nagel@teltow-flaeming.de

Karsten Dornquast

Kreisverwaltung Teltow-Flaming

Am Nutheflief3 2

14943 Luckenwalde

Telefon: 03371 608-1110

Fax: 03371 608-9070
karsten.dornquast@teltow-flaeming.de

Dahme-Spreewald
26
28

Nadine Starke

Landkreis Dahme-Spreewald
Biiro Kreistag und Wahlen
Reutergasse 12

15907 Liibben (Spreewald)
Telefon: 03546 20-1204

Fax: 03546 20-1218
wahlleiter@dahme-spreewald.de

Stefan Klein

Landkreis Dahme-Spreewald
Amt Kdmmerei und Kreiskasse
Reutergasse 12

15907 Liibben (Spreewald)
Telefon: 03546 20-1322

Fax: 03546 20-1218
wabhlleiter@dahme-spreewald.de

Dahme-Spreewald/
Oder-Spree
27

Rolf Lindemann

Kreisverwaltung Oder-Spree
Grundsicherung, Recht, Veterindrwesen,
Landwirtsch.

Breitscheidstralie 7

15848 Beeskow
Telefon: 03366 35-1101
Fax: 03366 35-4550

Recht.Ordnungsverwaltung@]l-os.de

Michael Rose
Kreisverwaltung Oder-Spree
Stralenverkehrsamt
Breitscheidstralie 7

15848 Beeskow

Telefon: 03366 35-1360
Fax: 03366 1555-2379
Michael.Rose@]-o0s.de
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Wabhlkreis Kreiswahlleiter Stellvertreter
Oder-Spree Michael Buhrke Walter Schottler
29 Landkreis Oder-Spree Landkreis Oder-Spree
30 Rechtsamt Amt zur Regelung offener Vermogensfragen
Breitscheidstral3e 7 Breitscheidstrafle 7
15848 Beeskow 15848 Beeskow
Telefon: 03366 35-1310 Telefon: 03366 35-1251
Fax: 03366 35-1319 Fax: 03366 35-1555
Michael.Buhrke@]l-os.de Kreiswahlleiter@]-os.de
Mirkisch-Oderland/ Ulrike Gliese Manfred Habsch

Oder-Spree
31

Landkreis Oder-Spree
Rechtsamt und Kommunalaufsicht
Breitscheidstralie 7

15848 Beeskow
Telefon: 03366 35-1313
Fax: 03366 35-1319

Ulrike.Gliese@]-o0s.de
Kreiswahlleiter@]l-os.de

Landkreis Oder-Spree
Amt fiir Grundsicherung und Beschiftigung
Breitscheidstrale 7

15848 Beeskow
Telefon: 03366 35-4910
Fax: 03366 35-4950

Manfred.Habsch@]-os.de

Mairkisch-Oderland

Karla Frenzel

Marianne Huhn

32 Landkreis Markisch-Oderland Landkreis Markisch-Oderland
33 Fachbereich I Jugendamt
34 Puschkinplatz 12 Puschkinplatz 12
15306 Seelow 15306 Seelow
Telefon: 03346 850-448 Telefon: 03346 850-581
Fax: 03346 850-445 Fax: 03346 850-445
karla_frenzel@landkreismol.de marianne_huhn@landkreismol.de
Frankfurt (Oder) Eyke Beckmann Martina Léhrius
35 Stadt Frankfurt (Oder) Stadt Frankfurt (Oder)
Marktplatz 1 Marktplatz 1
15230 Frankfurt (Oder) 15230 Frankfurt (Oder)
Telefon: 0335 552-3001 Telefon: 0335 552-3270
Fax: 0335 552-3279 Fax: 0335 552-3279

eyke.beckmann@frankfurt-oder.de
wahlbuero@frankfurt-oder.de

martina.loehrius@frankfurt-oder.de
wahlbuero@frankfurt-oder.de

Elbe-Elster
36
37

Dirk Gebhard

Landkreis Elbe-Elster
Rechtsamt
Ludwig-Jahn-Straf3e 2
04916 Herzberg (Elster)
Telefon: 03535 46-1279

Anett Heppner

Landkreis Elbe-Elster
Kommunalaufsicht
Ludwig-Jahn-Straf3e 2
04916 Herzberg (Elster)
Telefon: 03535 46-1258

Fax: 03535 46-1283 Fax: 03535 46-1283
dirk.gebhard@lkee.de anett.heppner@lkee.de
Oberspreewald-Lausitz | Susann Priemer Dunja Matschke

38

Landkreis Oberspreewald-Lausitz
Rechtsamt

Dubinaweg 1

01968 Senftenberg

Telefon: 03573 870-1435

Landkreis Oberspreewald-Lausitz
Pressereferentin

Dubinaweg 1

01968 Senftenberg

Telefon: 03573 §70-1003

Fax: 03573 870-1410 Fax: 03573 870-1010
Susann-Priemer@osl-online.de Dunja-Matschke@osl-online.de
Oberspreewald-Lausitz/| Gisbert Choschzick Angelika Hansel
Spree-Neifie Landkreis Oberspreewald-Lausitz Landkreis Spree-Neifle
39 Amt fiir Planung und Wirtschaft Fachbereich Umwelt
Dubinaweg 1 Heinrich-Heine-Straf3e 1
01968 Senftenberg 03149 Forst (Lausitz)
Telefon: 03573 870-5122 Telefon: 03562 986-17018
Fax: 03573 870-5211 Fax: 03562 986-17088
Gisbert-Choschzick@osl-online.de umweltamt@lkspn.de
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Wahlkreis

Kreiswahlleiter

Stellvertreter

Oberspreewald-Lausitz/|
Spree-Neifie

Hans-Jorg Milinski
Job-Center Oberspreewald-Lausitz

Petra Winkler
Landkreis Spree-Neifle

40 Adolfstrafie 1 -3 Fachbereich Soziales
01968 Senftenberg Heinrich-Heine-Strafle 1
Telefon: 03573 808-300 03149 Forst (Lausitz)
Fax: 03573 808-155 Telefon: 03562 986-15050
hans.joerg.milinski@arge-sgb2.de Fax: 03562 986-15088

sozialamt@lkspn.de

Spree-Neifle Andreas Schober Pia Pollex

41 Landkreis Spree-Neille Landkreis Spree-Neifle

42 Haupt- und Personalverwaltung Kommunalaufsicht und Vermogensfragen
Heinrich-Heine-Strafle 1 Heinrich-Heine-Strafle 1
03149 Forst (Lausitz) 03149 Forst (Lausitz)
Telefon: 03562 986-11000 Telefon: 03562 986-13008
Fax: 03562 986-11088 Fax: 03562 986-13088
hauptamt@lkspn.de rechtsamt@lkspn.de

Cottbus Thomas Bergner Michael Wegener

43 Stadtverwaltung Cottbus Frankfurter Stra3e 5

44 Neumarkt 5 03016 Cottbus
03046 Cottbus Telefon: 035522314
Telefon: 0355 612-2750 mi.wegener@t-online.de
Fax: 0355 612-2704

thomas.bergner@neumarkt.cottbus.de
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Vorpriifung zur Feststellung der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung
einer Fliissiggas-Lageranlage
am Standort in 14947 Felgentreu

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 21. April 2009

Die Firma Tier- und Pflanzenproduktion Felgentreu GmbH,

Kemnitzer Str. 11 in 14947 Nuthe-Urstromtal, O T Felgentreu
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick in der Gemar-
kung Felgentreu, Flur 7, Flurstiicke 192, 193, 194, 202 (Land-
kreis Teltow-Fldming), eine Anlage zur Lagerung von Propangas
fliissig in einem Behilter mit einem F  assungsvermdgen von
60.000 Litern und einer zur Genehmigung beantragten Lager-
menge von 29 Tonnen (Fliissiggas-Lageranlage) zu emrichten und
zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eineAnlage der Nummer 9.1 b) Spalte 2
des Anhanges der Verordnung iiber genehmigungsbediirfti-
ge Anlagen (4. BlImSchV) so wie um ein Vorhaben der Num-
mer 9.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Be ginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststédndig anfechtbar . Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden
Unterlagen koénnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung
Stid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schon-
Stralie 7, 03050 Cottbus eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBI. I S. 3830), zuletzt gedndet durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz iiber die Umw eltvertréglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I

S. 1757, 2797), zuletzt gednder t durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBL. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Vorpriifung zur Feststellung der UVP-Pflicht fiir die
wesentliche Anderung der Anlage zur Herstellung
von Polyesterolen in 01987 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 21. April 2009

Die Firma BASF Schwarzheide GmbH, Schipkauer Strafle 1 in
01987 Schwarzheide beantragt die Genehmigung nach § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) fiir die Andemng
der Anlage zur Herstellung von Polyesterolen in 01987 Schwarz-
heide, Schipkauer Straf3e 1.

Es handelt sich dabei um eineAnlage der Nummer 4.1 b Spalte 1
des Anhanges der Verordnung iiber genechmigungsbediirftige

Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 4.2
Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war somit fiir das beantragteVorhaben eine all-
gemeine Vorpriifung des Einzelfalls vorzunehmen.

Die Feststellung erfolgte nach Be ginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststidndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die ihr zug runde liegenden
Unterlagen konnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesumw eltamt Brandenburg, Regionalabteilung
Stid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27, Von-Schon-
Stralie 7 in 03050 Cottbus eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BimSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBI.IS. 3830), zuletzt gedindett durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
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14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt gedndert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz iiber die Umw eltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. 1
S. 1757, 2797), zuletzt geéndert durch Artikel 7 der Verordnung
vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir drei Windkraftanlagen
in 15913 Mirkische Heide, Ortsteile Klein Leine
und Grof} Leine

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 21. April 2009

Der Firma Windpark Mérkische Heide GmbH, Forsthausstrafie 2
in 82031 Griinwald wurde dic Neugenehmigung gemal § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den
Grundstiicken in der Gemarkung Klein Leine, Flur 2, Flur-
stiick 288 sowie in der Gemarkung Grof3 Leine, Flur 1, Flurstii-
cke 102 und 144 drei Windkraftanlagen zu errichten und zu be-
treiben.

Die Genehmigung fiir die ebenfalls beantragten drei Windkraft-
anlagen auf den Grundstiicken in der Gemarkung Klein Leine,
Flur 2, Flurstiicke 201 und 289 sowie in der Gemarkung Grof3
Leine, Flur 1, Flurstiick 143 wurde abgelehnt.

Die Entscheidung umfasst die Errichtung und den Betrieb von
drei Windkraftanlagen mit einem Rotordurchmesser von 90 m,
einer Nabenhohe von 125 m und einer Leistung je Anlage von
2,0 MW,

Das Vorhaben unterlag einer Umw eltvertréglichkeitspriifung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt. In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzge-
setz ist liber alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Entscheidung liegt mit einer Ausfertigung der genehmigten
Antragsunterlagen in der Zeit vom 23.04.2009 bis 06.05.2009

im Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Siid, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Strafie 7 in 03050 Cott-
bus, Zimmer 4.27 und bei der Gemeindeverwaltung Markische
Heide, Bauamt, Schlossstrafie 13 a in 15913 Markische Heide

OT GroB3 Leuthen zur Einsichtnahme wihrend der Dienststun-

den aus.

Mit dem Ende derAuslegungsfrist gilt der Bescheid den Ein-
wendern und auch gegeniiber Dritten, die keine Einwendung
erhoben haben, als zugestellt.

Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung kénnen der Bescheid
und seine Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim Lan-
desumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Siid, Genehmi-
gungsverfahrensstelle, Postfach 100765, 03007 Cottbus schrift-
lich angefordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Entscheidung kann innerhalb eines
Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben w erden. Der
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Siid, Von-Schon-Strafie 7 in 03050 Cottbus schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBIL.1S. 3830), zuletzt gedndet durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndet durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Gesetz iiber die Umw eltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757), zuletzt gedndert durch Artikel 7 der Verordnung vom
22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Anderungsgenehmigung fiir den Typwechsel
einer Windkraftanlage (WKA) in 04936 Schlieben,
OT Wehrhain

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 21. April 2009

Der Firma Phase 5 GmbH & Co. Windkraft 11 KG, Malmdéer
Str. 23 in 10439 Berlin wurde die Andenngsgenehmigung nach
§ 16 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
fiir den Typwechsel einer Windkraftanlage von Nordex N 90
(Nabenhohe 100 m, Rotordurchmesser 90 m, Kapazitit 2,3 MW))
auf VESTAS V 90 (Nabenhohe 105 m, Rotordurchmesser 90 m,



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 15 vom 22. April 2009 725

Kapazitit 2,0 MW_)) in 04936 Schlieben, OT Wehrhain, Gemar-
kung Wehrhain, Flur 1, Flurstiick 371/25 erteilt.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 23.04.2009
bis 06.05.2009 im Landesumweltamt Brandenburg, Regional-
abteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-Schon-Stra-
Be 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 zur Einsichtnahme wiahrend
der Dienststunden aus.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als bekannt
gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesumweltamt Brandenburg, Regio-
nalabteilung Siid, Von-Schon-Strafle 7, 03050 Cottbus schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BimSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBI.IS. 3830), zuletzt gedndett durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470)

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,Verbesserung des
Landschaftswasserhaushaltes in der
Letzelthinsee- und Schleusengrabenniederung®

Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg
Vom 2. April 2009

Der Forderverein ,,Feldberg-Uckermairkische Seenlandschaft e. V.
hat beim Landesumweltamt Brandenburg einen Antrag auf Plan-
feststellung nach § 31 WHG in Verbindung mit §§ 89 ff. BbgWG
und §§ 72 ff. VWV{GBbg fiir das Vorhaben ,,Verbesserung des
Landschaftswasserhaushaltes in der Letzelthinsee- und Schleu-
sengrabenniederung* gestellt.

Das Vorhaben bezweckt die Verbesserung der hydrologischen Si-
tuation in den Nieder ungsbereichen des im Natur park Ucker-
markische Seen gelegenen 90 ha groflen Moorgebietes. Es um-
fasst die Anhebung der Grund- und Oberflichenwasserstidnde in
den vermoorten Niederungsbereichen. Das Vorhabensgebiet liegt
in der Gemeinde Boitzenburger Land im Landkreis Uckermark.

Bei den vorgesehenen Mallnahmen handelt es sich um ein nach
Nummer 13.16 Spalte 2 derAnlage 1 des Gesetzes iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in Verbindung mit der
Nummer 17 der Anlage zu § 3 Absatz 1 zum BbgUVPG UVP-
pflichtiges Vorhaben.

Die UVP-Pflichtigkeit der Mafinahme hangt nach § 3 Absatz 1
BbgUVPG davon ab, ob eine allgemeine Vorpriifung des Ein-
zelfalls im Sinne des § 3¢ Absatz 1 Satz 1 und Anlage 2 UVPG
ergibt, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen haben kann.

Als Ergebnis der Vorpriifung des Einzelfalls wird festgestellt
und hiermit gemif § 3a Satz 2 UVPG bekannt gegeben, dass
eine UVP-Pflicht fiir dieses Vorhaben nicht besteht.

Diese Feststellung ist gemédfB § 3a Satz 3 UVPG nicht selbststin-
dig anfechtbar.

Landesumweltamt Brandenburg
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle



726 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 15 vom 22. April 2009

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteige-
rungssachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spitestens imTermin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der F eststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei deVer-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. So weit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckméBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspr uchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufthebung oder einst-
weilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Ge-
richt den Zuschlag er teilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das
Recht der Versteigerungserlds an die Stelle des v ersteigerten
Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 9. Juni 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Wiepersdorf Blatt 305 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 18, Gebdude- und Freifliche Wer-

chauer Str. 1, grof3 843 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Auf dem Grundstiick befindet
sich ein ausbaufidhiges, mit aufwendigen Restbauleistungen be-
haftetes Einfamilienhaus (Baujahr ca. 1900) mit Wintergarten
und Scheune. Die Moder nisierungsarbeiten wurden zwischen
1999/2000 begonnen, es wird jedoch von einem erheblichem Sa-
nierungsaufwand ausgegangen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 16.01.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 69.000,00 EUR.

Im Termin am 11.09.2008 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschéfts-Nr.: 15 K 3/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 9. Juni 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Finsterwalde Blatt 8068 eingetragenen Grundstiicke; Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Finsterwalde, Flur 11, Flurstiick 541,
Gebiude- und Freiflachen Wohnen, Karl-Marx-Str. 5,
grof3 362 nv’,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Finsterwalde, Flur 11, Flurstiick 542,
Gebdude- und Freiflaichen Handel und Dienstleis-
tungen, Karl-Marx-Str. 5, grof3 518 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Gr undstiick 541 ist mit einem
Mehrfamilienwohnhaus (freistehendes, zweigeschossiges, teil-
unterkellertes Gebédude, Bj. ca. Anfang 1900, Sanierungs- und
ModernisierungsmafSnahmen ca. 1997, 2002 Z ufahrtsbefesti-
gung; mit 5 wermieteten Wohneinheiten; WE insgesamt ca. 366 n)
und Grundstiick 542 ist mit einem Wohn-/Geschéftshaus (frei-
stehendes, dreigeschossiges, unterkellertes Gebédude; Bj. ca.An-
fang 1900, Sanier ungs- und Moder nisierungsmafinahmen ca.
1995; im Erdgeschoss gewerblich genutzte Rdume, sowie insge-
samt 6 Wohneinheiten im 1. und 2. Obergeschoss sowie Dach-
geschoss - teilweise vermietet -, WF. insgesamt ca. 359 m?, NF
ca. 98 m’) bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 02.08.2006.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 541
Flurstiick 542

215.000,00 EUR
230.000,00 EUR.

Im Terminam 16.10.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 132/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 9. Juni 2009, 11:00 Uhr

im Amtsgerichtsgebdude Bad Liebenwerda, Burgplatz 4, Saal 1,
das im Grundbuch von Gruhno Blatt 219 eingetragene Grund-
stiick; Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 313, Gebdude- und Freiflichen

Lindenaer Str. 1 b, grof3 859 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem um 1900 erbau-
ten und nach 1990 moder nisierten Einfamilienwohnhaus mit
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Anbau (WF: ca. 88 m?) sowie einem um 1910 erbauten Neben-
gebiude.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 22.05.2006.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74 aAbsatz 5, § 85 a ZVG auf
41.500,00 EUR festgesetzt.
Geschifts-Nr.: 15 K 103/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. Juni 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebadude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Bad Liebenwerda Blatt 2206 cingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Flur 4, Flurstiick 2455, Gebaude- und Keifliche Berliner Str. 15,
grof3 2.069 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: seit 2002 ungenutzter ge werb-
licher Gebdudekomplex
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 06.10.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 50.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 125/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. Juni 2009, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Crinitz Blatt 705 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Flur 4, Flurstiick 345, Gebédude- und Feifldchen Hauptstr., grof3
969 m*
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Auf dem Grundstiick befindet
sich ein kleines massives Nebengebédude (Bj. 1995) in Form der
Einhausung einer Kleintankanlage
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 13.10.2005.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 11.500,00 EUR.

Im Termin am 18.07.2006 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 75/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. Juni 2009, 15:30 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Gorden Blatt 349 cingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:

Flur 3, Flurstiick 651, Gebdude- und Freifliche Landwirt-
schaftsfliache, Senftenberger Str. , grof3 1.340 m’

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: ~Das Grundstiick ist mit ei-
nem teilweise sanierten Wohngebdude und Nebengebéude be-
baut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 27.11.2006.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 63.700,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 185/06

Versteigerung

Zum Zwecke der Authebung der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 7. Juli 2009, 15:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-

platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von

Uebigau Blatt 261 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-

méif Bestandsverzeichnis:

Flur 5, Flurstiick 761/1, Landwir tschaftsfldche, grofl 1.120 m?

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Einfamilienhaus mit Nebengelass

in der Torgauer Str. 80 b

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 21.11.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 86.300,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 145/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 9. Juli 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von
Prosen Blatt 978 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Flur 3, Flurstiick 240, Gebaude- und Freifliche Landwirt-
schaftsfliche, grof3 1.924 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Das in der Hauptstralle 14 bele-
gene Grundstiick ist mit einem Wohnhaus bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 11.06.2008.

Der Verkehrswert wurde gemil3 § 74 a Absatz 5, § 85aZV G
festgesetzt auf 73.000,00 EUR.

Im Termin am 17.03.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 75/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 9. Juli 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
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Plessa Blatt 1570 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-

mal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 170, Gebdude- und Gebédudene-
benfldchen Finsterwalder Strafe 40, grof3 710 m?

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem Wohn- und Ge-

schiftshaus (Leerstand; ehemalige Fleischerei) mit Nebenge-

baude, Doppelgarage sowie einem ehemaligen Schlachthaus.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-

getragen worden am 24.06.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 60.900,00 EUR.

Im Termin am 24.03.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 84/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 9. Juli 2009, 14:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Drasdo Blatt 136 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 181/105, Gebaude- und Freiflache

Dorfstralie 16, grof3 1.250 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem alten F ach-
werkgebdude nebst Anbauten sowie Nebengebduden (seit eini-
gen Jahren Leerstand, wohl {iber Jahrzehnte als Dorfgaststitte
sowie zu Wohnzwecken genutzt).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 28.05.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 a Absatz 5,§85aZVG
festgesetzt auf 10.800,00 EUR.

Im Termin am 24.03.2009 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 143/07

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 23. Juni 2009, 14:30 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottb us, II. Ober-
geschoss, Saal 313, das im Gr undbuch von Grofi Débbern
Blatt 270 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif} Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Grof3 Débbern, Flur 1, Flurstiick 186,
Buckower Stralle 24, 24 a, 25, 25 a, Gebdude- und
Freiflache, Grof3e: 8.346 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist laut Gutachten vom 02.08.2008 bebaut mit
zwei 3-geschossigen Wohnblocken mit jeweils 2 Aufgingen &

6 Wohneinheiten (Bj. 1964, Teilsanierung 1995, unterk ellert,
Gesamtwohnfldche 1.310 m?, 2- und 3-Raum-Wohnungen mit
Balkon, iiberwiegend vermietet) und 12 vermieteten Garagen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.01.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 660.000,00 EUR.

In einem fritheren Termin wurde der Zuschlag gemél § 85 aAb-
satz 1 ZVG versagt.
Geschifts-Nr.: 59 K 11/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 28. Juli 2009, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 2609 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Forst, Flur 16, Flurstiick 267, Linden-

strafle 8, 1.089 m’
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Gr undstiick mit einem
Wohn- und Geschiftshauskarreé (Bj. 1864, in verschiedenen
Zeiten letztlich bis 2002 erfolgten Aus- und Umbauten, Erweite-
rungen und Modernisierungen), welches im Siid- und Ostteil
unterkellert ist und drei Geschosse aufweist, im Nord- undWest-
teil nicht unterkellert ist und zwei Geschosse aufweist, bebaut.
Das Objekt verfiigt iiber sieben Gewerbeeinheiten und drei Woh-
nungen.
Die Gesamtnutzflache wird mit 1.207 m > (Gewerbe 990 m?,
Wohnen 217 m®) angegeben.
Das Grundstiick hat Bodendenkmalstatus und ist Bestandteil des
eingetragenen Denkmals Nr. 120077.
Das Wohn- und Geschiftshaus ist Denkmal im Sinne des § 2
BdgDSchG und in die Denkmalliste des Landes Brandenburg
eingetragen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.11.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 450.000,00 EUR.

Im Termin am 01.07.2008 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 59 K 228/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 28. Juli 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Spremberg Blatt 451 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Spremberg, Flur 6, Flurstiick 60, Ge-
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baude- und Freifliche, Landwirtschaftsfldache, Spin-
nerweg 2, Grofe: 1.840 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Gundstiick bebaut mit ei-
nem Einfamilienhaus, Bj. 80er Jahre, Typ EW 65 B, massiv,
unterkellert, einem Nebengebdude und einem Garagengebéude)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.08.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 100.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 54/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 4. August 2009, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, die im Gundbuch von
Roggosen Blatt 483 eingetragenen 1/2 Anteile an den Grund-
stiicken, Bezeichnung gemédB Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Roggosen, Flur 1, Flurstiick 73/7, Rog-
gosener Hauptstrafie 13, Gebdude- und F reifldche,
Wohnen, 841 n??,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Roggosen, Flur 1, Flurstiick 79/1, Rog-
gosener Hauptstralle 13, 753 n?
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten sind die Grundstiicke mit einem
tlw. unterkellerten Zweifamilienhaus (Bj. 1900, Modemisierung
1995,2004 bis 2007), einemWirtschaftsgebdude (Bj. 1900, Teil-
modernisierung in den 90er Jahren) und einem Schuppen mit
Anbau bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.02.2008 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden geméf § 74 a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:
111.000,00 EUR fiir das Flurstiick 73/7
12.240,00 EUR fiir das Flurstiick 79/1.
Geschifts-Nr.: 59 K 19/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 4. August 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-

richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 211, die im Grundbuch von

Cottbus-Madlow Blatt 21130 eingetragenen Grundstiicke, Be-

zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Madlow, Flur 164, Flurstiick 76/3, Ga-
glower Landstralle, Gebéude- und Heiflache - Woh-
nen, 866 qm,

Ifd. Nr. 5, Gemarkung Madlow, Flur 164, Flurstiick 90/4,
Madlower Hauptstralie 65, Gebdaude- und Feiflache -
Wohnen, 329 qm

und das im Grundbuch von Cottbus-Madlow Blatt 21498 cin-

getragene Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandswerzeichnis:

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Madlow, Flur 164, Flurstiick 90/6,
Madlower Hauptstrale 65, Gebdude- und Freifla-
che, 1.086 gqm

versteigert werden.

Laut vorliegenden Gutachten befinden sich die Grundstiicke
4 km siidlich des Stadtzentrums im Kreuzungsbereich der Mad-
lower Strafle und der Gaglower Straf3e,

- ist das Flurstiick 76/3 bebaut mit einem Wohnhaus mit Ge-
werbeteil (Gaststitte) - Baujahr 1934 - teil weise Moderni-
sierungen 1991 - 1995 und baulichen Anlagen

- ist das Flurstiick 90/4 teil weise bebaut mit einem Ausstel-
lungspavillon (Teil des angrenzenden Autohauses auf dem
Flurstiick 90/6), Baujahr 1995

- ist das Flurstiick 90/6 bebaut mit einem massiven Gebdude-
komplex bestehend aus 3 Teilen, Baujahr ca. 1936 und 1970
mit spateren Modemisierungen (Nutzung als Autohaus bzw.
zur Karosserieinstandsetzung und Lackierung, teilweiser
Leerstand).

Der Versteigerungsvermerk ist in das Grundbuch Cottbus-Mad-

low Blatt 21130 am 04.02.2002 und in das Gundbuch von Cott-

bus-Madlow Blatt 21498 am 27.02.2003 eingetragen w orden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:
Cottbus-Madlow Blatt 21130: Grundstiick 1fd. Nr. 3 auf
270.000,00 EUR
Grundstiick 1fd. Nr. 5 auf
62.000,00 EUR
Cottbus-Madlow Blatt 21498: Grundstiick 1fd. Nr. 4 auf
214.000,00 EUR.

Im Termin am 26.10.2004 ist der Zuschlag aus den Griinden des
§ 85 aAbsatz 1 ZVG versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 12/02

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 5. August 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Gundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 3800 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 15, Flurstiick 182, Zie gel-

stra3e 7, Grofie: 540 gm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit ei-
nem freistehenden Mehrfamilienhaus, Bj. ca. 1937, Sanier ung
und Modernisierung ca. 1991, 2000/2001, 3WE, ca. 195 qmWF)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
31.07.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 155.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 174/07

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft soll am

Donnerstag, 4. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Schoneiche (B) Blatt 2821 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
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Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schoneiche, Flur 11, Flurstiick 521,
Klopstockstr. 9, GroBe: 1.154 m?

versteigert werden.

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das genannte Grund-

buch am 10.03.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 65.000,00 EUR.

Postanschrift: Klopstockstrae 9, 15566 Schoneiche bei Berlin.
Bebauung: mit altem, w ertlosem Wochenendhaus bebautes
Grundstiick.

Geschiftszeichen: 3 K 29/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 4. Juni 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 13818 eingetragenen 1/2 Anteile an
dem Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 133, Flur -
stiick 1008, GroBe: 570 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.10.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 233.000,00 EUR (je Anteil: 116.500,00 EUR).

Postanschrift: Am Waldrand 38, 15236 Frankfurt (Oder).
Bebauung: unterkellertes Einfamilienhaus.

Im Termin am 17.12.2007 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschiftszeichen: 3 K 265/06

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft sollen am

Donnerstag, 4. Juni 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von
Glienicke Blatt 62 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Glienicke, Flur 1, Flurstiick 176, Gro-

Be: 9.884 m?,

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Glienicke, Flur 1, Flurstiick 432, Gro-
Be: 6.365 m?,

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Glienicke, Flur 1, Flurstiick 433, Gro-
Be: 164 m?,

I1fd. Nr. 5, Gemarkung Glienicke, Flur 1, Flurstiick 434, Gro-
Be: 5.968 m?,

Ifd. Nr. 6, Gemarkung Glienicke, Flur 1, Flurstiick 460, Gro-
Be: 4.979 m?,

Ifd. Nr. 7, Gemarkung Glienicke, Flur 3, Flurstiick 9, GroB3e:
4.264 m?,

1fd. Nr. 8, Gemarkung Glienicke, Flur 3, Flurstiick 17, Grofe:
5.395 m?,

1fd. Nr. 12, Gemarkung Glienicke, Flur 4, Flurstiick 119, Gro-
Be: 5.669 m’

versteigert werden.

Der Teilungsversteigerungsvermerk ist in das genannte Grund-

buch am 29.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

- Ifd.Nr.2 1.977,00 EUR
- Ifd.Nr.3 1.273,00 EUR
- Ifd.Nr. 4 33,00 EUR
- Ifd.Nr.5 1.194,00 EUR
- Ifd.Nr.6 996,00 EUR
- Ifd.Nr.7 682,00 EUR
- Ifd.Nr. 8 832,00 EUR
- Ifd.Nr. 1 1.134,00 EUR
Gesamtverkehrswert: 8.120,00 EUR.

Postanschrift: keine; (in norddst- und nordwestlicher Orts-
kernlage gelegen).

Beschreibung: Ifd. Nr. 2 - 6, 12 Ackerflache
Ifd. Nr. 7, 8 Griinland.

Geschiftszeichen: 3 K 349/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 5. Juni 2009, 9:00 Uhr

im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Beeskow Blatt 2550 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Beeskow, Flur 14, Flurstiick 44/1, Gro-

Be: 1.947 m*
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.12.2003 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 83.800,00 EUR.

Postanschrift: Bahrensdorfer Strafle 2 in 15848 Beeskow.
Bebauung: Gewerbegrundstiick bebaut mit Autohaus.
Geschifts-Nr.: 3 K 304/03

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Freitag, S. Juni 2009, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, die im Gr undbuch von Petershagen
Blatt 54 cingetragenen 1/2 Anteile an dem Gr undstiick, Be-
zeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Petershagen, Flur 2, Flurstiick 101/3,

GrofBe: 998 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.04.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:
125.000,00 EUR (je Anteil: 62.500,00 EUR).
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Postanschrift: Berliner Strafle 41 a in 15326 Zeschdorf OI' Pe-
tershagen.

eingeschossiges Einfamilienwohnhaus mit Car-
port.

Geschéfts-Nr.: 3 K 84/07

Bebauung:

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Freitag, 5. Juni 2009, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser

Chaussee 55, Saal 302, die im Gr undbuch von Fiirstenwalde

(Spree) Blatt 6343 cingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung

gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Fiirstenwalde/Spree, Flur 131, Flur-
stiick 29, Grofle: 84 nv,

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Fiirstenwalde/Spree, Flur 131, Flur-
stiick 224, GroBe: 197 n?,

Ifd. Nr. 5, Gemarkung Fiirstenwalde/Spree, Flur 131, Flur-
stiick 225, Grof3e: 1 nv?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

06.12.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 3, Flur 131, Flurstiick 29:  16.000,00 EUR

Ifd. Nr. 4, Flur 131, Flurstiick 224: 785.000,00 EUR

Ifd. Nr. 5, Flur 131, Flurstiick 225: 100,00 EUR.

Postanschrift: Miihlenstra3e 15, 15517 Fiirstenwalde.

Bebauung: Wohn- und Geschiftshaus (Mehrfamilienhaus)
in Betonplattenbauweise.

Geschifts-Nr.: 3 K 234/06

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Freitag, 12. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Wohnungsgrundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 8395 eingetragenen Wohnungseigentums-
anteile, Bezeichnung gemdf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 131/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Gundstiick
Gemarkung Fiirstenwalde,
Flur 107, Flurstiick 231, Gebaude- und F reiflache, Feldstr. 4,
GroBe: 424 m?;
Flur 107, Flurstiick 459, Gebiude- und Feifldache, Feldstr., Gro-
Be: 8 m%;
Flur 107, Flurstiick 461, Gebaude- und Feiflache, Grofle: 182 nt
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss links Nr. 8 des Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Fiirstenwalde Blétter 8388 bis 8395). Der hier
eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte be-
schrénkt.
Es besteht ein Sondemutzungsrecht an dem PkW-Stellplatz Box
unten und Box oben Nr. 8 des Aufteilungsplanes sowie an dem
Keller Nr. 8 des Aufteilungsplanes.
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 95.000,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: vermietete Eigentumswohnung.
Postanschrift: Feldstr. 4, 15517 Fiirstenwalde.

Im Termin am 10.03.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschiftszeichen: 3 K 316/07

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Freitag, 12. Juni 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 8028 ecingetragene Wohnungseigentum,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 66,66/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Gr und-
stiick Gemarkung Fiirstenwalde,
Flur 162, Flurstiick 245, Verkehrsfliche Platz, An der Kohlen-
bahn, Grofe: 16 m? und
Flur 162, Flurstiick 246, Gebaude- und Freifliche Wohnen, An
der Kohlenbahn 2, 4, 6, 8, Grof3e: 2.172 n¥
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss und Spitzboden rechts des Hauses 5, Eingang II nebst
Keller, Nr. 10 des Aufteilungsplanes;
fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Blatt 8019 bis 8038); der hier eingetragene Miteigentumsanteil
ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden
Sondereigentumsrechte beschrinkt;
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.04.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 95.000,00 EUR.

Nutzung: Eigentumswohnung.
Postanschrift: An der Kohlenbahn 4, 15517 Fiirstenwalde.
Geschiftszeichen: 3 K 7/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 24. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gundbuch von Erkner
Blatt 3178 auf den Namen * eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 714, Grofe: 4.193 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.08.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 760.000,00 EUR.
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Postanschrift: Zum Wasserwerk 3, 15537 Erkner.

Bebauung: 1- bis 2-geschossiges Autohaus mit Einbauten
fiir Ausstellung, Biiro-, Sozial- undWerkstattbe-
reiche.

Geschifts-Nr.: 3 K 202/2008

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 24. Juni 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Erkner Blatt 4670 auf den Namen der: Be-laAutomobilservice
+ Handel KG, Sitz Erkner eingetragene Gr undstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 1172, GroBe: 1.426 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.09.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 43.000,00 EUR.

Postanschrift: Zum Wasserwerk 3, 15537 Erkner.

Bebauung: Trafostation im Eigentum der E.ON edis AG,
Grundwassermessstelle.

Geschifts-Nr.: 3 K 241/2008

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 24. Juni 2009, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im jeveiligen Grundbuch
von Schoneiche
a) Blatt 5672 und
b) Blatt 5673
jeweils auf den NamenWGBE Beteiligungs- GmbH & Co. Bau-
trager KG eingetragene Eigentum versteigert werden.
a) Blatt 5672
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 496,69/10.000 Miteigentumsanteil an dem Gr und-
stiick Flur 07, Flurstiick 1882, Landwirtschaftsflache Ackerland,
Storkower Weg 5, 6, 7, 8, Grofle: 1.976 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im Erdge-
schoss nebst Abstellraum im Keller, Haus A, Nr. 2 des Auftei-
lungsplanes;
fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Blatt 5669 bis 5694); der hier eingetragene Miteigentumsanteil
ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden
Sondereigentumsrechte beschrankt;
2/zul  Grunddienstbarkeit; Tiefgaragenmitbenutzungsrecht
3/zul  Grunddienstbarkeit, Stellplatzmitbenutzungsrecht zu
2/zul und 3/zul: bestehend an Gondstiick Flur 7 Nt 1883
(Blatt 5111)
4/zul  Grunddienstbarkeit, Nutzungsrecht an Kfz-Stellplt-
zen S59, S60, S65, S66 an Grundstiick Flur 7 Nr. 1880
(Blatt 6000 bis 6057)

b) Blatt 5673
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 499,19/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-

stiick Flur 07, Flurstiick 1882, Gebaude- und Freifliche Woh-

nen, Storkower Weg 5, 6, 7, 8, Grofle: 1.976 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im Erdge-

schoss nebst Abstellraum im Keller, Haus A, Nr. 3 des Auftei-

lungsplanes;

fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt

(Blatt 5669 bis 5694); der hier eingetragene Miteigentumsanteil

ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden

Sondereigentumsrechte beschrankt;

2/zul  Grunddienstbarkeit; Tiefgaragenmitbenutzungsrecht

3/zul  Grunddienstbarkeit, Stellplatzmitbenutzungsrecht zu
2/zul und 3/zul: bestehend an Gondstiick Flur 7 Nr 1883
(Blatt 5111)

4/zul  Grunddienstbarkeit, Nutzungsrecht an Kfz-Stellplt-
zen S59, S60, S65, S66 an Grundstiick Flur 7 Nr. 1880
(Blatt 6000 bis 6057)

Der Versteigerungsvermerk ist in das jeweilige Grundbuch am
12.10.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74 a Absatz 5 ZVG wie folgt

festgesetzt:

- Blatt 5672 (Wohnung Nr. 2, Storkower Weg 5, 15566 Schon-
eiche): 69.000,00 EUR

- Blatt 5673 (Wohnung Nr. 3, Storkower Weg 6, 15566 Schon-
eiche): 69.400,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 3 K 308/2007

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Montag, 29. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55, 15236
Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Gundbuch von Woltersdorf
Blatt 3622 eingetragenen hilftigen Miteigentumsanteile am
Grundstiick, Bezeichnung geméll Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Woltersdorf, Flur 3, Flurstiick 441/1,
Dimitroftfallee 22, Grofe: 1.124 qm

auf den Namen der a) *

b) *

- zu je 1/2 Anteil -
versteigert werden.
Die Versteigerungsvermerke sind in das genannte Gr undbuch
am 14.03.2003 und 09.10.2003 eingetragen worden.
Zu diesen Zeitpunkten waren als Eigentiimer eingetragen:

I - i 112 vl -

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 190.000,00 EUR.

Postanschrift: 15569 Woltersdorf, Vogelsdorfer Strafle 22.
Bebauung: ein Einfamilienhaus, ein Bungalow.

Im Versteigerungstermin am 09.02.2009 ist der Zuschlag wegen
Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.
Geschifts-Nr.: 3 K 190/2002 fithrend

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 29. Juni 2009, 11:00 Uhr
im Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55,
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15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Diehlo Blatt 486 cingetragene Wohnungseigentum, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 1/2 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick Diehlo,
Flur 1, Flurstiick 263, Gebaude- und Freiflache,
Funfeichener Weg 12, Grofie 555 qm;

2 1/50 Anteil an Dielo Flur 1, Flurstiick 282 Verkehrsfldche,

zul 1.731 qm;

3 1/50 Anteil an Dielo Flur 1, Flurstiick 283, Gebaude- und

zu 1 Freifldche, Versorgungsanlagen, 56 qm;

4 1/50 Anteil an Dielo Flur 1, Flurstiick 256, Landwiit-

zu 1 schaftsflache, 7.047 qm;

5 Wegerecht an den Anteilen am Grundstiick Diehlo Flur 1,

zu 1 Flurstiick 282, eingetragen in den Bldttern 433 bis 448,

450 bis 457 und 486 und 489
6  Leitungsrecht an den Anteilen am Gr undstiick Diehlo
zul Flur 1, Flurstiick 282, eingetragen in den Bléttern 433 bis
448, 450 bis 457 und 486 und 489.

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 1 des

Aufteilungsplanes.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt

(Grundbuch von Diehlo Blatt 486 und 489); der hier eingetrage-

ne Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen-

tumsanteilen gehérenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

10.04.2007 eingetragen worden.

Zu diesem Zeitpunkt war als Eigentiimer eingetragen:

I

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1, 1/2 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Diehlo, Flur 1, Flurstiick 263, 90.000,00 EUR
Ifd. Nr. 2, 1/50 Anteil an Dielo Flur 1, Flurstiick 282,

zu 1 138,00 EUR
Ifd. Nr. 3, 1/50 Anteil an Dielo Flur 1, Flurstiick 283,
zu 1 10,00 EUR
Ifd. Nr. 4, 1/50 Anteil an Dielo Flur 1, Flurstiick 256,
zu 1 22,00 EUR

Gesamtverkehrswert: 90.200,00 EUR.

Postanschrift: Fiinfeichener Weg 12, 15890 Eisenhiittenstadt
Ortsteil Diehlo.

Eigentumswohnung im Erdgeschoss eines Zwei-
familienhauses (ein Wohnraum mit offener Kii-
che, zwei weitere Wohnrdume, Flur Bad HWR).

Bebauung:

Im Versteigerungstermin am 09.02.2009 ist der Zuschlag wegen
Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.
Geschafts-Nr.: 3 K 63/2007

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 1. Juli 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 8720 auf den Namen der

a) *
b) *

- in Gesellschaft biirgerlichen Rechts -

eingetragene Erbbaurecht, Bezeichnung geméll Bestandsver-
zeichnis:

1fd. Nr. 1, Erbbaurecht, eingetragen auf dem im Gundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 8765 unter 1fd. Nr. 1 des Bestandsverzeich-
nisses verzeichneten Grundstiick

Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 142, Flurstiick 596 und 597,
Grofle: 11 gm und 3.720 qm

eingetragen in Abteilung II Nr. 1, bis zum 31. Dezember 2094
seit dem Tage der Eintragung

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
17.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 2.845.000,00 EUR.

Postanschrift: August-Bebel-Str. 131, 15517 Fiirstenwalde.
Bebauung:  Wohn- und Gewerbegrundstiick, (50 1- bis
3-Raum-Wohnungen, 1 Atelierwohnung, 15 Wohn-
gemeinschaften, 11 Gewerbeeinheiten).
Geschifts-Nr.: 3 K 302/2007

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 1. Juli 2009, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Lebus
Blatt 2065 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 6, Gemarkung Lebus, Flur 1, Flurstiick 294, Grofe:

423 m? und Flurstiick 297, Grof3e: 70 n?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 20.500,00 EUR.

Im Termin am 12.03.2009 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichung der 5/10-Grenze gemaf § 85 a ZMG versagt.

Nutzung: Bauland.
Postanschrift: Birnenallee 23, 15326 Lebus.
Geschifts-Nr.: 3 K 288/2007

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 1. Juli 2009, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Limsdorf Blatt 409 auf den Namen
- *eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 28/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Limsdorf, Flur 3, Flurstiick 60, Grofe in qm: 26.374, verbunden
mit dem Sondereigentum an der im Erdgeschoss, links vom drit-
ten Eingang (Ostansicht) gelegenen Wohnung nebst Kellerraum,
im Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. 19
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Es besteht ein Sondernutzungsrecht an dem Pkw-Stellplatz
Nr. 19 des Aufteilungsplanes

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.06.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 20.000,00 EUR.

Im Termin am 01.11.2006 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichung der 5/10-Grenze gemal § 85 a ZVG versagt.

Postanschrift: Springseeweg 11, 15864 Limsdorf.
Geschifts-Nr.: 3 K 152/2005

Amtsgericht Liibben

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 29. Juni 2009, 11:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben, Gerichtsstr. 2 - 3,
Erdgeschoss, Saal 11, das in GolB3en, Stadtteil Ziitzen - Gemein-
deteil Gersdorf liegende, im Grundbuch von Ziitzen Blatt 20222
eingetragene, nachstehend beschriebene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 1
Gemarkung Gersdorf, Flur 1, Flurstiick 371/1, Gebaude- und
Gebadudenebenflachen, Dorfstrale 9, grofl 1.080 gm
versteigert werden.
Bebauung:
freistehendes Wohnhaus mit ausgebautem Dachgeschoss, Bau-
jahrum 1950, 2000 modemisiert nebst Nebengebéude.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.07.2008 eingetragen worden.
Im Internet unter www.zvg.com

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 109.200,00 EUR.
AZ:52 K 27/08

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 7. Mai 2009, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Lindenal-

lee 16, 14943 Luckenwalde, Saal 1407, die im Grundbuch von

Niedergorsdorf Blatt 135 eingetragenen Grundstiicke, Be-

zeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Niedergérsdorf, Flur 4, Flurstiick 262,
Verkehrsflache, Stralie, L81 (neu), 1.235 nv,

Ifd. Nr. 5, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 284,
Landwirtschaftsflache, Griinland, L81 (neu), 303 nt,

1fd. Nr. 6, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 285,
Gebdude- und F reifliche, Land- und Forstwirt-
schaft, L81 (neu), 236 n?,

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Niedergérsdorf, Flur 4, Flurstiick 299,
Gebaude- und F reifliche, Land-und F orstwirt-
schaft, L81 (neu), 2.235 n?,

1fd. Nr. 9, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 311,
Landwirtschaftsfliche, Ackerland, L81 (neu),
3711 m?,

Ifd. Nr. 10, Gemarkung Niedergérsdorf, Flur 4, Flurstiick 261,
Verkehrsflache, Strafie, L81 (neu), 891 nr,

1fd. Nr. 12, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 283,
Landwirtschaftsflache, Griinland, L81 (neu), 981 nt,

Ifd. Nr. 14, Gemarkung Niedergérsdorf, Flur 4, Flurstiick 298,
Gebadude- und Freiflache, Land- und Forstwirtschaft,
L81 (neu), 139 m’,

Ifd. Nr. 15, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 310,
Landwirtschaftsfliche, Ackerland, L81 (neu),
2.840 m?

versteigert werden.

Mehrfamilienhaus zur reinen Wohnnutzung (Plattenbau, Bauj.

1988, saniert 1996) mit Griinfliche und  Verkehrsfldche in

Niedergorsdorf OT Bahnhof, Friedensstra3e 15 bis 17 gelegen.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.06.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Flurstiick 299 248.000,00 EUR
Flurstiick 262 618,00 EUR
Flurstiick 261 446,00 EUR
Flurstiick 284 67,00 EUR
Flurstiick 285 52,00 EUR
Flurstiick 283 216,00 EUR
Flurstiick 298 31,00 EUR
Flurstiick 311 928,00 EUR
Flurstiick 310 710,00 EUR

und die im Grundbuch von Niedergorsdorf Blatt 151 eingetra-

genen Grundstiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 5, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 263,
Verkehrsflache, Strafie, L81 (neu), 204 nv,

1fd. Nr. 6, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 286,
Landwirtschaftsflache, Griinland, L81 (neu), 94 nv,

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Niedergérsdorf, Flur 4, Flurstiick 264,
Verkehrsflache, Stralie, L81 (neu), 3.941 nv,

Ifd. Nr. 9, Gemarkung Niedergérsdorf, Flur 4, Flurstiick 287,
Landwirtschaftsflache, Griinland, L81 (neu), 480 ni,

1fd. Nr. 10, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 290,
Verkehrsfliche, Weg, L81 (neu), 595 nv,

Ifd. Nr. 12, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 304,
Landwirtschaftsfliache, Griinland, L81 (neu), 715 mi,

Ifd. Nr. 13, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 312,
Landwirtschaftsfliche, Ackerland, L81 (neu),
5.994 m?,

Ifd. Nr. 15, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 333,
Friedensstr., Gebdude- und F reifldche, Land- und
Forstwirtschaft, 1.014 m?,

Ifd. Nr. 19, Gemarkung Niedergorsdorf, Flur 4, Flurstiick 344,
Friedensstr., Gebdude- und F reiflache, Land- und
Forstwirtschaft, 1.971 m?

versteigert werden.

Garagenkomplex mit 6 Einzelgaragen in lestbauweise mit Holz-

toren sowie Griin- und Verkehrsflachen.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.06.2007 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf

Flurstiick 290 298,00 EUR
Flurstiick 304 715,00 EUR
Flurstiick 286 21,00 EUR
Flurstiick 287 106,00 EUR
Flurstiick 263 102,00 EUR
Flurstiick 264 1.971,00 EUR
Flurstiick 312 1.499,00 EUR

Flurstiick 333 und 344 als wirtschaftliche Einheit 2.690,00 EUR.
AZ: 17K 131/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Authebung
der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 2. Juni 2009, 14:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Lindenal-
lee 16, 14943 Luckenwalde, Saal 1407
1. dasim Grundbuch von Senzig Blatt 31 cingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Senzig, Flur 2, Flurstiick 367, 13.402 qm,
Gemarkung Senzig, Flur 4, Flurstiick 16, 5.952 qm

II. dasim Grundbuch von Senzig Blatt 64 cingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Senzig, Flur 2, Flurstiick 163, 1.640 qm

1. das im Gr undbuch von Senzig Blatt 184 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Senzig, Flur 2, Flurstiick 368, 517 qm

versteigert werden.

Das Flurstiick 16 ist unbebaut, alsWald- und Naturschutzgebiet

ausgewiesen.

Das Flurstiick 367 bildet mit dem Flurstiick 368 als wirtschaft-

liche Einheit eine Bauliicke im Innenbereich. Das Flurstiick 367

ist jedoch nur gemeinsam mit dem Flurstiick 16 verduferbar.

Das Flurstiick 163 ist It. Gutachten durch einenWeg, der sich in

fremdem Eigentum befindet, zerschnitten. Der vordere Bereich

ist mit einer Altlaube bebaut. Der hintere Teil, nordlich des We-

ges befindet sich im Auflenbereich.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gr undbiicher

jeweils am 17.05.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 379.000,00 EUR.

Die Einzelwerte betragen:

Flur 4, Flurstiick 16 1.000,00 EUR

Flur 2, Flurstiick 163 66.000,00 EUR

Flur 2, Flurstiicke 367 und 368 312.000,00 EUR.

AZ: 17K 22/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 11. Juni 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Lindenal-
lee 16, 14943 Luckenwalde, Saal 1407, das im Grundbuch von
Niederlehme Blatt 1198 cingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Niederlehme, Flur 4, Flurstiick 375,
Gebiude- und Freifldche, Zernsdorfer Str., 1.471 qm

versteigert werden.

Das Grundstiick, in der Zemsdorfer Str. 9 gelegen, ist mit einem

unterkellerten Einfamilienhaus mit ausgebautem Dachgeschoss

und Carport bebaut (Bauj. 1997).

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

07.04.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 144.000,00 EUR.
AZ: 17K 51/04

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 11. Juni 2009, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Lindenal-

lee 16, 14943 Luckenwalde, Saal 1407, das im Grundbuch von

Zeesen Blatt 1245 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

mél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zeesen, Flur 8, Flurstiick 297, Gebau-
de-und Freiflache, Karl-Liebknecht-Str. 21, 378 n?,
Gemarkung Zeesen, Flur 8, Flurstiick 298, Gebau-
de-und Freiflache, Karl-Liebknecht-Str. 22, 390 n?,
Gemarkung Zeesen, Flur 8, Flurstiick 299, Gebdu-
de- und Freiflache, Karl-Liebknecht-Str. 23, 394 m?

versteigert werden.

Das Grundstiick ist mit einer Gaststétte mit Pension bebaut (ver-

pachtet).

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

30.08.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf201.000,00 EUR.

Im Termin am 02.10.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 17K 281/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 1. Juli 2009, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Lindenallee 16, 14943 Tu-

ckenwalde, Nebengebdude, Saal 1407, die im Gr undbuch von

Baruth Blatt 1386 cingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung

gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 567, Gebéu-
de- und Freifliche, Hiittenweg 16, grofl 1.223 m?,

Ifd. Nr. 7,  Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 571, Gebaude-
und Freiflache, Hiittenweg 72, 74, grof3 2.779 m?,

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 572, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 771 m’,

Ifd. Nr. 9, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 573, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 349 m?,

Ifd. Nr. 10, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 574, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 188 m?,
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1fd. Nr. 11, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 575, Gebdu-
de- und Freifldche, Hiittenweg, grof3 224 m’,

Ifd. Nr. 12, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 576, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 237 m?,

Ifd. Nr. 13, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 577, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 237 m?,

1fd. Nr. 14, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 578, Gebdu-
de- und Freifldche, Hiittenweg, grof3 237 m’,

Ifd. Nr. 15, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 579, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 237 m?,

Ifd. Nr. 16, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 580, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 237 m?,

1fd. Nr. 17, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 581, Gebdu-
de- und Freifldche, Hiittenweg, grof3 237 m’,

Ifd. Nr. 18, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 582, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 237 m?,

Ifd. Nr. 19, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 583, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 237 m?,

1fd. Nr. 20, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 584, Gebdu-
de- und Freifldche, Hiittenweg, grofl 744 m?,

Ifd. Nr. 21, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 585, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 2.030 m?,

Ifd. Nr. 22, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 586, Gebéu-
de- und Freiflache, Hiittenweg, grof3 3.965 n?’,

1fd. Nr. 23, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 587, Gebdu-
de- und Freifldche, Hiittenweg, grof} 8.475 nv’,

Ifd. Nr. 28

Teil von 27, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 786; Gebau-
de- und Freiflache; Hiittenweg; grof3 2.037 m’,

Ifd. Nr. 29

Teil von 27, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 787; Gebau-
de- und Freifliche; Wiesenweg; grof3 273 nv’,

Ifd. Nr. 31

Teil von 27, Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 332/4; g rof3
400 m?,

1fd. Nr. 32 , Gemarkung Baruth, Flur 5, Flurstiick 790; Gebéu-
de- und Freifldche; Hiittenweg, grofl 97 m’

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf insgesamt
783.074,00 EUR.

Es entfallen auf:

Flurstiick 567 - 185.000,00 EUR

Flurstiick 571 - 330.000,00 EUR

Flurstiick 572 - 116,00 EUR
Flurstiick 573 - 6.980,00 EUR
Flurstiick 574 - 3.760,00 EUR
Flurstiick 575 - 4.480,00 EUR
Flurstiick 576 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 577 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 578 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 579 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 580 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 581 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 582 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 583 - 4.740,00 EUR
Flurstiick 584 - 5.754,00 EUR
Flurstiick 585 - 40.600,00 EUR
Flurstiick 586 - 79.300,00 EUR
Flurstiick 587 - 88.637,00 EUR
Flurstiick 786 - 407,00 EUR

Flurstiick 787 - 41,00 EUR
Flurstiick 332/4 - 60,00 EUR
Flurstiick 790 - 15,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.08.2006 eingetragen worden.

Bei den Objekten handelt es sich um teilweise mit Mehrfami-
lienhdusern bebaute Grundstiicke sowie unbebaute, aber bebau-
bare Grundstiicke, in Baruth; Biihrener Straf3e; Fadersmiihle;Am
Backenberg, Wiesenweg. Die ndhere Beschreib ung ergibt sich
aus dem beim AG Luckenwalde ausliegenden Gutachten. Es
kann zu den Sprechzeiten in der Geschéftsstelle, Zimmer 1404,
eingesehen bzw. kopiert werden. Im Inter net, unter zvg.com,
kann das Gutachten ebenfalls kostenlos heruntergeladen werden.
AZ: 17 K 149/2006

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 6. Juli 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
béude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde der im
Wohnungs- und Teileigentumsgrundbuch von Konigs Wuster-
hausen Blatt 3087 cingetragene Miteigentumsanteil, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 323/10.000stel Miteigentumsanteil
Gemarkung Konigs Wusterhausen, Flur 3, Flurstiick 150, Ge-
baude- und Freifliche, Wohnen, Karl-Marx-Str., Grofle 1.925 n?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit im Haus A
im Dachgeschoss Nr. 11 mit K ellerraum KA 11 des Auftei-
lungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von K&nigs Wusterhausen, Blatt 3077 bis Blatt 3106)
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den
anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentums-
rechte beschrénkt.
Sondernutzungsrechte sind vereinbart.
Im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhaltes des
Sondereigentums (einschlielich der Sondemutzungsrechte) auf
die Eintragungsbewilligung vom 17.11.1995 Bezug genommen.

und der im Wohnungs- und Teileigentumsgrundbuch von Ké-
nigs Wusterhausen Blatt 3088 cingetragene Miteigentumsan-
teil, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 1, 315/10.000stel Miteigentumsanteil

Gemarkung Konigs Wusterhausen, Flur 3, Flurstiick 150, Ge-
baude- und Freifliche, Wohnen, Karl-Marx-Str., Grofle 1.925 n?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit im Haus A
im Dachgeschoss Nr. 12 mit K ellerraum KA 12 des Auftei-
lungsplanes.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von K6nigs Wusterhausen, Blatt 3077 bis Blatt 3106).
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den
anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentums-
rechte beschrénkt.

Sondernutzungsrechte sind vereinbart

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 109.000,00 EUR festgesetzt w orden.
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Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
30.05.2008 eingetragen worden.

Die Eigentumswohnung, die durch dieVerbindung der Wohnun-
gen 11 und 12 entstanden ist, bef indet sich in 15711 K&nigs
Wusterhausen, Karl-Marx-Str. 4. Es handelt sich dabei It. Gut-
achten um eine im DG gele gene 3-Zi.-Whg. Raumaufteilung:
3Zi., 1 Kiiche, 1 Diele, 1 Bad2 Dachterrassen, 1 Balkon. Wohn-
u. Schlafzi. mit umlaufendem Balk on nordwestl. ausgerichtet.
2 Kellerraume. Bauj. ca. 2000. z. Z. der Be gutachtung unver-
mietet. Die ndhere Beschreibung kann bei demAmtsgericht Lu-
ckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17 K 106/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 14. Juli 2009, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Grundbuch von Grof§ Kéris Blatt 605 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Grof3 Koris, Flur 1, Flurstiick 317, Gro-

Be 1.241 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 57.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.02.2008 eingetragen worden.

Das unbebaute Ufergrundstiick befindet sich It. Gutachten in
15746 Grof3 Koris, Rankenheimer Str. 63, ca. 1.200 m nordlich
des alten Ortskerns von Grof3 Koris direkt an der Rankenheimer
Strale und Neuem Kanal. Die néhere Beschreib ung kann bei
dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17 K 195/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. Juli 2009, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-

baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im

Grundbuch von Frankenforde Blatt 161 eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Frankenforde, Flur 2, Flurstiick 9, Ge-
béude- und Freifliche, Wohnen, Bukewitzer Weg 15,
grof3 1.543 qm

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 122.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
02.07.2007 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14947 Nuthe-Urstromtal,
OT Frankenforde, Bukewitzer Weg 15. Es ist bebaut mit einem
Einfamilienhaus mit Nebengelass, voll unterkellert und Dach-
ausbau, insges. ca. 121 m?, Wohnfl., Bauj. ca. 1987 - 1988. Die
néhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde,

Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.
AZ:17K 175/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 27. Juli 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Nebenge-
baude, Saal 1407, Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde das im
Grundbuch von Luckenwalde Blatt 6065 cingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung geméiB Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Luckenwalde, Flur 23, Flurstiick 239/1,
Landwirtschaftsflache, Franz-Schubert-Str., Grofle
1.601 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 7.200,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Gr undbuch am
02.07.2007 eingetragen worden.

Das unbebaute Grundstiick befindet sich in 14943 Luckenwal-
de, Franz-Schubert-Strale und wird als Abstellfldche genutzt.
Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 176/07

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 9. Juni 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Neuholland Blatt 404 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe
3 Neuholland 151 15 Pappelweg 30, Gebaude- 660 m’
und Freiflache Wohnen,
Doppelhaus

laut Gutachter: Wohngrundstiick Pappelweg 30 in 16559 Lie-
benwalde OT Neuholland, bebaut mit einer Ein-
familiendoppelhaushilfte und einem Carport

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

04.03.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 101.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 109/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Mittwoch, 10. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im
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Grundbuch von Kénigshorst Blatt 438 eingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung geméll Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Konigshorst 1 63/1 Ackerland, im Dorfe, 1.499 m?
Gartenland

2 Konigshorst 1 64/2 Ackerland, im Dorfe, 3.060 m?
Gartenland

gemdl Gutachten: bebaut mit einem Mehrf amilienhaus (Bj.
1966, Instandsetzung 1992), einem Geréte-
haus mit Stall (Bj. ca. 1966) und 8 Garagen
(Bj. ca. 1970) in 16833 Konigshorst,
Hauptstr. 35 - 37

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

15.08.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 400.000,00 EUR

(bez. Flur 1, Flurstiick 63/1: 130.000,00 EUR; bez. Flur 1, Flur-
stiick 64/2: 270.000,00 EUR).

Geschifts-Nr.: 7 K 352/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 10. Juni 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Stra3e 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die
im Grundbuch von Kletzke Blatt 234 eingetragenen Grundstii-
cke, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Kletzke 3 2/2 Gebéude- und Gebaude- 1.968 m*
nebenfliche, Alte Dorfer

2 Kletzke 3 2/3 Gartenland, Alte Dorfer 3.065 m*

gemdl Gutachten:

Flurstiick 2/2: bebaut mit einem eingeschossigen ~ Wohnhaus
(Baujahr vor 1900, teilweise Modernisierung in 2000) sowie mit
Nebengebiuden (Wirtschaftsgebaude und Garagen-/Stallgebau-
de) in 19336 Plattenburg OT Kletzke, Dorfstralie 80

Flurstiick 2/3: Landwir tschaftsfliche, Gartenland, in der Ge-
markung Kletzke

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.08.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 74.840,00 EUR,

a) fiir das Grundstiick Flur 3 Flurstiick 2/2 auf: 73.000,00 EUR
b) fiir das Grundstiick Flur 3 Flurstiick 2/3 auf: 1.840,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 382/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 23. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-

ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Staffelde Blatt 731 ecingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Staffelde 14 92 Gebdude- und Freiflidche 1.005 m?

ungenutzt, Wolfslaker Weg

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Einf amilien-
haus (Wohnfliache ca. 149 m ?) in Holzstdnderbauw eise und
einem Doppelcarport bebaute Grundstiick in 16766 Kremmen
OT Staffelde, An der Windrose 14.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.06.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 193.500,00 EUR.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 030 88430410
Geschéfts-Nr.: 7 K 225/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 30. Juni 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafe 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Leegebruch Blatt 3791 eingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe

1 Miteigentumsanteil von 41/35.000 am Grundstiick
Leegebruch 5 1075 Gebéude- und Freifliche,  56.748 m’
‘Wohnen
Gebdude- und Freifliache,
zu Versorgungsanlagen,
Erholungsfldche, Griinan-
lage, Verkehrsfléche
Strafe, Birkenhof 1, 1A, 2, 2A,
3,3A,4,4A,5,5A,6,6A,7,
7A, 8, 8A,9,9A, 10, 10A, 11,
12, 13,14, 15, 16, 17, 18, 19,
20, 21, 22,23, 24, 25,26, 27,
28, 29,30,31,31A, 32, 32A,
33,33A, 34, 34A, 35, 35A, 36,
36A, 37,37A, 38, 38A, 39,
39A,40, 41, 42, 43, 44, 45, 46,
47, 48,49, 50, 51,52, 53, 54,
55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62,
63, 64, 65, 66, 67, 68
verbunden mit dem Sondereigentum an dertWohnung, im Aufteilungsplan be-
zeichnet mit Nr. 356.
Das Miteigentum ist beschriankt durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in den Bléttern 3436
bis 3893 (ausgenommen dieses Grundbuchblatt).
Keine VerduBerungsbeschrankung.
Sondernutzungsrechte sind vereinbart.

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine leer stehende Eigen-
tumswohnung (Wohnfldche ca. 36 m?) nebst Kfz-Stellplatz in
16767 Leegebruch, Birkenhof 63.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.06.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 44.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 215/07
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 8. Juli 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Alt Ruppin Blatt 1978¢cingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle
1 Alt Ruppin 1 768

Gebiude- und Freiflédche, 890 m*
‘Wohnen, Breite Stralie 17

(gemdB Gutachten: Wohngrundstiick mit Vorder- und Hinter-
haus, Seiten- und 2 Nebengebduden, Breite
Str. 17, 16827 Alt Ruppin),

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

19.02.2002 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 200.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 501/01

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 9. Juli 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18a, 1. Obergeschoss, Saal 2.15, das
im Grundbuch von Lehnitz Blatt 469 cingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Lehnitz 3 436 Friedrich-Wolf-Str. 19 1.018 m?

gemil Gutachten: bebaut mit einem Wohn- und Geschiftshaus
und einem Gar tenhaus in 16565 Lehnitz,
Friedrich-Wolf-Strafle 19

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

29.05.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 276.000,00 EUR.
Geschifts-Nr. 7 K 221/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 9. Juli 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18a, 1. Obergeschoss, Saal 2.15, das
im Grundbuch von Grof§ Fredenwalde Blatt 307 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung geméll Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBle
1 Grof3 Freden- 12 78/1 Gebiude- und Freifliache 500 m?
walde Dorfstraie 1 a

gemill Gutachten: bebaut mit einem Wohnhaus in 17268 Gers-
walde Gemeindeteil GroB F  redenwalde,
Dorfstralie 1 a

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
21.11.2005 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 135.000,00 EUR.

Im Termin am 04.04.2007 ist der Zuschlag ‘ersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 7 K 516/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 9. Juli 2009, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18a, 1. Obergeschoss, Saal 2.15, das
im Grundbuch von Pritzwalk Blatt 3094 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstiick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Pritzwalk 10 138/5 Gebaude- und Gebaude- 604 m?
nebenfléchen

3 Pritzwalk 10 138/7 Gebiude- und Gebaude- 323 m?
nebenfléchen

Pritzwalk 10 138/11 Gebiude- und Gebaude- 5.468 m*
nebenfléchen

gemal Gutachten:

Gewerbeobjekt in 16928 Pritzwalk, Wittstocker Chaussee 3,
bebaut mit einem Biiro- und Ausstellungsgebaude, Lager-, Ar-
chivund Ausstellungsgebdude, Lagerhalle, Lager/Biiro, Garage,
Biirogebdude, Wohnhaus/Biirogebdude, Aufenthaltsraum/Sozi-
algebdude, Garagen, Schuppen, Gasabfiillstation

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
21.05.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt

auf insgesamt 86.950,00 EUR.

Daneben wurden die (Einzel-)\erkehrswerte wie folgt festgesetzt:

a) fiir das Grundstiick Pritzwalk, Flur 10, Flurstiick 138/5 auf
50,00 EUR ,

b) fiir das Grundstiick Pritzwalk, Flur 10, Flurstiick 138/7,
138/11 auf 86.900,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 7 K 226/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 14. Juli 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Reckenzin Blatt 206 cingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofe
1 Reckenzin 2 86 Gebiude- und Gebéude- 5.390 m?
nebenfliche
Ackerland

versteigert werden.
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Laut Gutachter handelt es sich um das Gundstiick in 19357 Re-
ckenzin, Dorfstralle 5 (Resthof).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.08.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 38.000,00 EUR.

Ansprechpartner: Kreditinstitut, Tel. 04542 828142
Geschifts-Nr.: 7 K 378/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 22. Juli 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Leegebruch Blatt 4001 auf den Namen der
a) Manfred Freing, geb. am 29.10.1946
b) DDS Unternehmen zur Vermittlung von Eigenheim Woh-

nungsbau GmbH in Hamburg
¢) Matthias Timm, geb. am 01.08.1950
- zu a), b) und c) in Gesellschaft biigerlichen Rechts -
eingetragenen Wohnungseigentums, Bezeichnung geméif Be-
standsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage GroBe

1 360/2107 (dreihundertsechzig zweitausendeinhundertsiebentel)
Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Leegebruch 2 251/40 Gebdude- und Freifldche 2.107 m?

Wohnen Hufeisenweg 2 - 6

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A Nr. 1 des
Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt (Grundbuch
von Leegebruch Blétter 4001 bis 4010). Der hier eingetragene Miteigentums-
anteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehorenden Sonder-
eigentumsrechte beschrinkt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart am Pkw-Stellplatz Nr. 1 und am
Grundstiick.
VerauBerungsbeschrankung:
Zustimmung durch Verwalter erforderlich.
Ausnahmen: Bei Erstverduferung und bei VerdauBerung durch den Konkurs-
verwalter, durch Zwangsvollstreckung, durch Zwangsversteigerung.

gemil Gutachten: Reihenendhaus im Gebdude A (siidlicher
Gebéudeteil); Bj. 1997/98, mit Sonder nut-
zungsrecht am Pkw-Stellplatz Nr. 1 und ei-
ner Gartenfléche incl. Terrasse in 16767 Lee-
gebruch, Hufeisenweg 6 A

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

23.06.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 130.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 301/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 22. Juli 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Leegebruch Blatt 4002 auf den Namen der

a) Manfred Freing, geb. am 29.10.1946

b) DDS Unternehmen zur Vermittlung von Eigenheim Woh-
nungsbau GmbH in Hamburg

¢) Matthias Timm, geb. am 01.08.1950

- zu a), b) und c) in Gesellschaft biiigerlichen Rechts -

eingetragenen Wohnungseigentums, Bezeichnung gemél Be-

standsverzeichnis:

Nr. Gemarkung  Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 142/2107 (einhundertzweiundvierzig zweitausendeinhundertsiebentel)
Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Leegebruch 2 251/40 Gebéude- und Freifliche 2.107 m*

Hufeisenweg 2 - 6

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus A Nr. 2 des
Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt (Grundbuch
von Leegebruch Blitter 4001 bis 4010). Der hier eingetragene Miteigentums-
anteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehérenden Sonder-
eigentumsrechte beschrankt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart am PKW-Stellplatz Nr. 2 und am
Grundstiick.
VerduBerungsbeschrankung:
Zustimmung durch Verwalter erforderlich.
Ausnahmen: Bei Erstverduflerung und bei Verduerung durch den Konkurs-
verwalter, durch Zwangsvollstreckung, durch Zwangsversteigerung.

gemdl Gutachten: Reihenhaus (2. Reihenhaus von Westen im
Gebdude A); Bj. 1997/98, mit Sonder nut-
zungsrecht am Pkw-Stellplatz Nr. 2 und ei-
ner Gartenfldche incl. Terrasse in 16767 Lee-
gebruch, Hufeisenweg 6 B

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

23.06.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 114.500,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 302/08

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung sollen am
Mittwoch, 10. Juni 2009, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,

14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, die im Grundbuch

von Golm Blatt 8 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung ge-

mif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Flur 2, Flurstiick 1115, Landwirtschaftsflache, Rei-
herbergstralie 13, groB: 1.463 m?,
Flur 2, Flurstiick 1116, Gebdude- und F reifldche,
Landwirtschaftsflache, Reiherbergstralie 13, grof3:
1.624 m??,

Ifd. Nr. 4, Flur 2, Flurstiick 1117, Landwirtschaftsflache, Rei-
herbergstrafle 14, 14 A, 14 B, 14 C, 14 D, 14 E, 15,
15A,15B, groB: 1.144 m?,
Flur 2, Flurstiick 1118, Landwirtschaftsfliche, Rei-
herbergstralle 14, 14 A, 14 B, 14 C, 14 D, 14 E, 15,
15 A, 15 B, groB3: 895 m?

versteigert werden.
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Der Verkehrswert ist auf insgesamt 222.000,00 EUR festgesetzt
worden.

Es entfallen auf Grundstiick 1fd. Nr. 3 (Flurstiicke 1115 + 1116):
155.000,00 EUR

und auf Gr undstiick 1fd. Nr. 4 (Flurstiicke 1117 + 1118):
67.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 23. Oktober 2008 ein-
getragen worden.

Das Grundstiick 1fd. Nr. 3 ist mit einem Mehrfimilienwohnhaus
bebaut.

Auf dem Grundstiick 1fd. Nr. 4 befinden sich Garagen. Diese
werden nicht mitversteigert (Mietereigentum).

AZ:2 K 415/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 10. Juni 2009, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Riidel Blatt 623 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 306/1, Gebaude- und F reifldche

zum Wohnen, Hauptstr. 104 b, 600 nv
versteigert werden.
Einfamilienhaus, Baujahr ca. 1992, ca. 109 nt Wohnflache. Ga-
rage, Pool.
Beschreibung gemaf Gutachten - ohne Gewihr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
19.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 125.000,00 EUR.
AZ: 2 K 436/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Freitag, 12. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Garrey Blatt 46 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Garrey, Flur 3, Flurstiick 18, Dorf-

fleck 34, 5.000 m?

versteigert werden.
Einfamilienhaus, Baujahr ca. 1975, ca. 170 m* Wohnfléche, er-
heblicher Instandhaltungs- und Modernisierungsstau. Teilweise
Uberbau auf Nachbarflurstiicke.
Beschreibung gemal Gutachten - ohne Gewihr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
04.03.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 20.000,00 EUR.
AZ:2 K 66/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 12. Juni 2009, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-

dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von

Caputh Blatt 660 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

méif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Flur 2, Flurstiick 195, Gebaude- und keiflache, Au-
guststr. 13, 479 m®

versteigert werden.

Grundstiick mit zwei Wohnhdusern (stralenseitig Baujahr ca.

1891, ca. 98 n7, saniert, vermietet sowie im Hof, Baujahr ca. 1910,

ca. 120 m’, renovierungsbediirftig, bezugsfrei) sowie Nebenge-

bauden. Beschreibung gemdf Gutachten - ohne Gewdhr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
26.03.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 145.000,00 EUR.
AZ:2 K 106/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Mittwoch, 17. Juni 2009, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Ober geschoss), die eingetragenen Ob-
jekte, Bezeichnung gemél3 Bestandsverzeichnis:

1. Grundbuch von Gohlsdorf Blatt 990

Ifd. Gemarkung Flur Flurstick ~ Wirtschaftsart und Lage Grofle
Nr. inm?

Gebdude (Werkstatt- und Garagengebiude) errichtet auf
4 Gohlsdorf 3 571/4 Gebéude- und Gebdudeneben-  15.023
flichen, Alte Bliesendorfer Str.
Gebdude (Unterstellhalle) errichtet auf
6  Gohlsdorf 3 571/4 Gebiude- und Gebdudeneben- 15.023
flachen, Alte Bliesendorfer Str.
Gebdude (Abferkelstall LA 055/69) errichtet auf
8  Gohlsdorf 3 571/4 Gebiude- und Gebdudeneben- 15.023
flichen, Alte Bliesendorfer Str.

2. Grundbuch von Gohlsdorf Blatt 1071

Ifd. Gemarkung  Flur Flurstick  Wirtschaftsart und Lage Grofle
Nr. inm?
1 3 571/4 Gebaude- und Freiflache, 15.023

Alte Bliesendorfer Str.
versteigert werden.

Gewerbeobjekt Alte Bliesendorfer Str. 3 a, bebaut mit Werk-
stattgebdude (ca. 530 nr), Biirogebdude (ca. 620 n?’) und Lager-
gebdude (ca. 350 m?). Es bestehen Mietvertrége.
Altlastensanierung (ehemlaiger Tankstellenbereich) ist erfolgt.
Beschreibung gemif3 Gutachten - ohne Gewéhr. Nur Gesam-
tausgebot.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in die Grundbiicher am
31.07.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 431.000,00 EUR.
AZ:2 K 316/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 19. Juni 2009, 9:00 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Buchholz bei Beelitz Blatt 457 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Buchholz, Flur 1, Flurstiick 72, Dorf-
str. 19
Gebidude- und Gebaudenebenflichen 1.930 ny
Gartenland, 1.273 m?
versteigert werden.
Das Objekt Dorfstr. 1 ist mit einem Wohnhaus, ehemaligen
Scheune (heute Werkstatt) und Stall (heute Garage und Abstell-
flache) sowie entkerntem Stall bebaut. Baujahr der Gesamtanla-
ge geschitzt Mitte bis Ende des 19. Jahrhundets. Wohnhaus mit
5 Wohnungen, davon 4 vermietet. Gesamtwohnfléche ca. 344 n.
Beschreibung gemdl3 Gutachten - ohne Gewéhr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
23.06.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 179.000,00 EUR.

Im Termin am 22.08.2006 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:2 K 359/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 23. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Wansdorf Blatt 392 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 4, Flurstiick 4/2, Gebdude- und Freifldche,
Landwirtschaftsflache, Wansdorfer Dorfstralie 52,
grof3: 5.923 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 172.000,00 EUR festgesetzt w orden.
Zubehor wird nicht mitversteigert.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 2. Oktober 2006 ein-
getragen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Wohn- und Werkstattgebaude und
einer Scheune bebaut (Bj. um 1900, Sanierung und Ausbau 1993
bis 1996).

AZ: 2 K 420/06

Zwangsversteigerung/2. Termin - keine Grenzen
(5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 23. Juni 2009, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, im 2. Ober geschoss, Saal 310, das im Grundbuch von
Brandenburg Blatt 13250 eingetragene Wohnungseigentum,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1: 127,29/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Flur 103

Flurstiick 315/7 4.493 m?
Flurstiick 325/1 210 m?
Flurstiick 13/2 401 m?
Flurstiick 12/1 126 m?
Flurstiick 14/1 312 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Hause Leninal-
lee 75 im Erdgeschoss, gele genen im Aufteilungsplan unter
Nr. 75-0.1. bezeichneten 2-Zimmer-Wohnung sowie einem Kel-
lerraum im selbigen Haus und dem Sondemutzungsrecht fiir ei-
nen Pkw-Abstellplatz, bezeichnet unter Nr. 75-0.1.

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 47.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Gundbuch am
12.12.2005 eingetragen.

Die 2-Zimmer-Wohnung (Wohnfldche ca. 57,25 m?) befindet
sich im Erdgeschoss rechts des Mehrfamilienhauses (Bauj. ca.
1992) in der Rosa-Luxemburg-Allee 75.

Im Termin am 12.11.2007 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ:2 K 598/05

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 14. Juli 2009, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Grundbuch von Tremmen Blatt 297 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemédB Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Tremmen, Flur 8, Flurstiick 26/3, Ge-
béude- und Gebdudenebenflichen, Nauener Strafle,
grof3: 3.941 m?
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 29.08.2008 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 147.550,00 EUR.

Das Grundstiick ist mit einem v ermieteten Mehrfamilienhaus
aus dem Jahre 1911 (Modernisierung begonnen im Jahr 1990)
mit 5 Wohnungen zwischen 67 n? und 81 n?, einer Scheune/La-
gegebiude mit einer Nutzfliche von etwa 500 m” und einer Ga-
rage (4 m’) bebaut.

Da das Gebéude urspriinglich nur wn einer Familie genutzt wur-
de, sind die Wohnungen bis auf eine Wohnung im Erdgeschoss
nicht abgeschlossen.

Im Termin am 02.12.2008 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichens der 5/10-Grenze versagt.
AZ: 2K 343/07
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 16. Juli 2009, 13:30 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,

das im Grundbuch von Brieselang Blatt 4659 eingetragene

Grundstiick, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brieselang, Flur 1, Flurstiick 889,
Gebdude- und Freifldche, ungenutzt, Lange Str,
281 m?

Ifd. Nr. 3zu 1, 1/14 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Brieselang, Flur 1, Flurstiick 899,
Verkehrsflache, Strale, Lange Str., 1.175 m?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 16.03.2006 in das ge-

nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde insgesamt festgesetzt auf
167.000,00 EUR.

Davon entfallt auf das Flurstiick 889 ein Betrag von
163.000,00 EUR und auf den Miteigentumsanteil ein Betrag von
4.000,00 EUR.

Das Grundstiick ist mit einer nicht unterkellerten Doppelhaus-
hélfte (Baujahr 2000) mit einerWohnflache von etwa 112 m? und
einem Schuppen bebaut. Zu dem Objekt gehdren 2 Pkw-Stell-
platze.

Im Termin am 28.01.2008 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichens der 5/10-Grenze versagt.
AZ:2K 118/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. Juli 2009, 13:30 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,

der im Grundbuch von Brieselang Blatt 4657 ecingetragene

Grundstiicks- und Miteigentumsanteil, Bezeichnung gemilf Be-

standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brieselang, Flur 1, Flurstiick 887,
Gebdude- und Freifldche, Lange Strafie 97 c,
grof3: 278 m?

Ifd. Nr. 3/zul, 1/14 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Brieselang, Flur 1, Flurstiick 899,
Verkehrsflache, Lange Strafle, g rof3: 1.175 m?

versteigert werden.

Das Grundstiick ist mit einer nicht unterkellerten im ndrdlichen

Teil gelegenen Doppelhaushélfte mit Erdgeschoss und ausge-

bautem Dachgeschoss bebaut. Mit demAusbau des Spitzbodens

wurde begonnen. Das Baujahr des Doppelhauses liggt bei 1999/

2000. Die Wohnflédche betrdgt etwa 110 m*. Im Spitzboden sind

weitere 16 m’ moglich. Das Objekt ist eigen genutzt.

Der Versteigerungsvermerk wurde im Grundbuch am 12.11.2008
eingetragen.

Der Verkehrswert wurde insgesamt festgesetzt auf
138.500,00 EUR.
AZ:2 K 433/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 28. Juli 2009, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Grundbuch von Marquardt Blatt 604 ecingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Marquardt, Flur 1, Flurstiick 338, Ge-
baude- und Freiflache, ungenutzt, Hauptstral3e (pos-
talisch An der Obstplantage 12), grofB3: 400 m’
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem nicht unterkellerten Einfamilien-
haus mit Erdgeschoss und ausgebautem Dachgeschoss aus dem
Jahr 2002 bebaut. DieWohn- und Nutzfliche betrigt etwa 102 nr’.
Das Objekt ist eigen genutzt.
Der Versteigerungsvermerk wurde im Grundbuch am
17.09.2008 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 160.000,00 EUR.
AZ:2K 373/08

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 4. Juni 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1

1. der im Wohnungs-Grundbuch von Vetschau Blatt 1719 auf

den Namen der Schuldnerin eingetragene 115/10.000 Mitei-
gentumsanteil am Gr undstiick; Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Gemarkung Vetschau Flur 11, Flurstiick 210/7, Kraftwerk-
stralle, 8.574 m? grof3, verbunden mit dem Sondereigentum
an der Wohnung nebst Abstellraum im 2. Obergeschoss des
Hauses I, Nr. 20

2. der im Teileigentums-Grundbuch von Vetschau Blatt 1768
auf den Namen der Schuldnerin eingetragene 10./10.000
Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:

Gemarkung Vetschau Flur 11, Flurstiick 210/7, Kraft-
werkstraf3e, 8.574 m? grof3, verbunden mit dem Sonderei-
gentum an dem Tiefgaragenstellplatz, Nr. 69 des Auftei-
lungsplanes

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
04.10.2007 eingetragen worden.

Bebauung: postalisch: Kraftwerkstr. 12 b, 03226 Vetschau
Wohn- und Geschiftshaus mit 20 WE
Die Wohnung hat eine Wohnfléche von ca. 64,8 m*.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf42.700,00 EUR (zu 1.: 40.000,00 EUR, zu 2.: 2.700,00 EUR).
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Im Termin am 28.10.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 42 K 90/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 23. Juni 2009, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm §, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Gr undbuch von Schwarzheide
Blatt 836 cingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemil} Be-
standsverzeichnis: Gemarkung Schw arzheide, Flur 7, Flur -
stiick 111, Gebédude- und Gebdudenebenflachen, 1.231 gm
versteigert werden.
Bebauung: Wohnhaus mit Anbau und Nebengebéduden (in

01987 Schwarzheide, Clara-Zetkin-Strafie 9)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.05.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 50.600,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 58/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 30. Juni 2009, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Gr undbuch von Neupetershain
Blatt 534 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemél Be-
standsverzeichnis:
Gemarkung Neupetershain, Flur 2, Flurstiick 164, Gebdude- und
Freifldche, 760 m? grof3,
versteigert werden.
Bebauung: eingeschossiges Einfamilienhaus, Nebengebédude

(ehemalige Malerwerkstatt, Garage),
postalisch: 03103 Neupetershain, In den Birken 6a
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.08.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 95.000,00 EUR.

Im Termin am 10.03.2009 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 5/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschéfts-Nr.: 42 K 50/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 2. Juli 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, das im Gundbuch von Brieske Blatt 321 ein-
getragene Grundstiick; Bezeichnung gemél Bestandsverzeich-
nis:
Gemarkung Brieske, Flur 4, Flurstiick 33/2, Gebédude- und Ge-
baudenebenfldchen, Nordstralie 2, 01968 Senftenbeg OT Bries-
ke, 1.271 m? groB3, versteigert werden.

Bebauung: Wohn- und Geschéftshaus, Baujahr 1910, dreige-
schossig, voll unterkellert, ausgebautes Dachge-
schoss, zweiseitig angebaut, 1990 Einbau Hei-
zungsanlage, ungenutzt, denkmalschutzwiirdig

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

06.11.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméf § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf238.500,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 87/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 7. Juli 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm &, Erdge-
schoss, Saal EO1, das im Gundbuch von Senftenberg Blatt 3125
eingetragene Grundstiick; Bezeichnung geméiB Bestandswerzeich-
nis:
Gemarkung Senftenberg, Flur 20, Flurstiick 173, Gebaude- und
Gebdudenebenfldchen, 680 m* grof3, versteigert werden.
Bebauung: Wohn- und Geschéftshaus, zweiseitig angebaut,

2 Stellpldtze, 1 Garagenplatz

postalisch: 01968 Senftenberg, Lindenstraf3e 1 d
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.11.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 111.200,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 88/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 30. Juli 2009, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EO1, das im Gr undbuch von Klettwitz Blatt 860
eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemél Bestandsv er-
zeichnis:
Gemarkung Klettwitz, Flur 5, Flurstiick 633, Gebdude- und Ge-
baudenebenflichen, 1.380 m* grof3, versteigert werden.
Bebauung: Mehrfamilienhaus in 01998 Klettwitz, Kiefer nal-
lee 13, Baujahr 1994, Keller, EG, OG, DG, Wohn-
fliche gesamt: 910 m 2, (Reparaturstau infolge
Schimmelbefall)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.09.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 586.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 67/08

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 9. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Strausberg, Klosterstrafle 13, Saal 2, das im
Grundbuch von Frauenhagen Blatt 253 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemédB Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Frauenhagen, Flur 5, Flurstiick 36/10,
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Gebaude- und Freifliche, Gewerbe und Industrie,
Am Hang 1 A, GréBe 5.195 m?
laut Gutachten:
- unbebautes Grundstiick im Innenbereich gemal § 34 BauGB
- Wasser- und Abwasseranschluss von Strale Am Hang, (stra-
Benseitig liegen Wasser, Strom, Gas, Abwasser an)
Lage: Am Hang 1 a, 16278 Angermiinde OT Frauenhagen
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.12.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 43.000,00 EUR.
AZ:3 K 396/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 9. Juni 2009, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude Strausberg, Klosterstra3e 13, Saal 2, das im

Grundbuch von Schwanebeck Blatt 772 eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schwanebeck, Flur 1, Flurstiick 626,

Gebédude- und Freifliche, Wohnen, Grofie: 997 m?
laut Gutachten:

- Grundstiick bebaut mit Einfamilienhaus, Bj. ca. 1950er Jah-
re, EG + DG, ca. 110 n? W1l. nach Schitzung, Garage
Sachverstdndiger hatte keinen Zutritt zum Objekt!

Lage: Wolfgang-Amadeus-Mozart-Str. 17, 16341 Panketal OT

Neu Buch

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

16.09.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 84.000,00 EUR.
AZ: 3 K 406/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 9. Juni 2009, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Strausberg, Klosterstra3e 13, Saal 2, das im

Grundbuch von Neuenhagen b. Berlin Blatt 7316 eingetragene

Grundstiick, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Neuenhagen, Flur 3, Flurstiick 721, Ge-

bédude- und F reiflache, Riidesheimer Str., GrofBe:
168 m*

laut Gutachten:

- Grundstlick bebaut mit massi vem Reihenmittelhaus, Bj.
1997, nicht unterkellert, ungenutzt

- EG: Diele, WC, Kiiche, 1 Zi.; OG: 2 Zi., Flur, Bad; DG: 1
Zi., 1 Zi. im Rohbau ohne Fenster, Duschbad mit Standort
Heiztherme; Spitzboden, insges. ca. 115 n? WAl

- Reparatur- und Instandsetzungsbedarf

Lage: Riidesheimer Str. 32, 15366 Neuenhagen

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

16.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 120.000,00 EUR.
AZ:3 K 436/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 10. Juni 2009, 13:15 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, das im Grundbuch von Altlandsberg Blatt 3827 einge-

tragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Altlandsberg, Flur 21, Flurstiick 1141,

Gebédude- und Freiflache, Fontanestralle 24, Grofe:
321 m?,

Ifd. Nr. 2 zu 1, Grunddienstbarkeit - Regenwasseranschlussrecht
- an den Gr undstiicken Altlandsberg, Flur 21,
Flurstiick 1215, 1206, 1208, 1210, 1211, 1212
und 1213 (BV Ifd. Nr S - 12) eingetragen inAlt-
landsberg Blatt 4164 Abt. I Nr. 5

laut Gutachten: bebaut mit Doppelhaushilfte und Garage, Bauj.

1997, Wohnflache ca. 119 n?, nicht unterkellert

Lage: Fontanestraf3e 24, 15345 Altlandsberg

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

22.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 120.000,00 EUR.
AZ:3 K 260/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 16. Juni 2009, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstralle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Gundbuch von Riidersdorf bei Berlin Blatt 3442
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemal Bestandsv er-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Riidersdorf, Flur 8, Flurstiick 142, Ge-

biude- und Freifliche, Hemmoor-Ring 27, Grofle

501 m?
laut Gutachten: bebaut mit Einfamilienhaus, ca. 1999 fertig ge-
stellt, KG: Flur, Heizungsraum, 2 Hobbyrdume, WC, EG: Diele,
Kiiche, Wohnzimmer, Géste-WC, HWR, Terrasse, DG: Flur,
Bad, 3 Zimmer; Spitzboden: Lagerfliche;Wohnfléche ca. 99 n?,
Nutzfliche KG: ca. 53 m’; sowie bebaut mit 1 Carport, 1 Holz-
Terrasse, 1 kl. Gewéchshaus
- Larmbelastigung durch tigliche Sprengungen im nahe gelege-
nen Tagebau
Lage: 15562 Riidersdorf b. Berlin, Hemmoor-Ring 27
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
18.03.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 115.000,00 EUR.
AZ:3 K 707/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 16. Juni 2009, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Eberswalde Blatt 6560
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung geméf} Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 1.993/10.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
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stiick Gemarkung Eberswalde, Flur 13, Flurstiick 332, Gebaude-
und Freiflache, Eichwerder Str. 73, Gro3e 661 n?

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan
mit Nr. 2 bezeichneten Wohnung im 1. Obergeschoss, dem mit
Nr. 2 bezeichneten Abstellraum im K ellergeschoss und dem
Sondernutzungsrecht an der mit Nr. 2 bezeichneten Terrasse
laut Gutachten: 3-Zimmer-Wohnung in Mehrfamilienhaus, Bj.
2. Halfte der 90er Jahre, 3 Zi., Kiiche, Bad, Flur, AR und Balkon,
GroBe ca. 79 v, leer stehend

Lage: Eberswalder Str. 73, 16225 Eberswalde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
18.06.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 51.000,00 EUR.
AZ:3 K 267/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 23. Juni 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das imWohnungserbbaugrundbuch von Bernau Blatt 8717
eingetragene Wohnungserbbaurecht, Bezeichnung geméil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 67/1.000 Anteil an dem Erbbaurecht, das im Grund-
buch von Bernau Blatt 2516 als Belastung des im Bestandsver-
zeichnis unter 1fd. Nr. 92 eingetragenen Grundstiickes Gemar-
kung Bernau, Flur 31,
Flurstiick 166, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebdude- und
Freiflache, Grofe 328 m?,
Flurstiick 167, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebdude- und
Freiflache, Grofie 223 m?,
Flurstiick 168, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebdude- und
Freiflache, Grofie 228 m?,
Flurstiick 169, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebédude- und
Freifliache, Groe 234 n?,
Flurstiick 170, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebdude- und
Freiflache, Grofie 239 m?,
Flurstiick 171, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebdude- und
Freiflache, Grofie 245 m?,
Flurstiick 172, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebédude- und
Freiflache, GroBe 250 m?,
Flurstiick 173, Westl. der Ladeburger Chaussee, Gebdude- und
Freiflache, Grofie 205 m?
in Abteilung II Nummer 7 fiir die Dauer von 99 Jahren seit dem
Tage der Eintragung eingetragen ist.
Mit dem Anteil an dem Erbbaurecht ist das Sondereigentum an
der Wohnung im Haus Nt 18 im Erdgeschoss nebstAbstellraum
im Untergeschoss, jeweils Nummer 5 des Aufteilungsplans ver-
bunden.
Dem hier gebuchten Anteil an dem Erbbaurecht ist das Sonder-
nutzungsrecht an dem im Lageplan mit 5 bezeichneten Kfz-
Stellplatz zugeordnet. Weiterhin ist das Sondemutzungsrecht an
der im Aufteilungsplan mit 5 bezeichneten F reisitz-Terrassen-
Gartenfldche zugeteilt.
laut Gutachten: 3-Zimmer-Wohnung einschl. Keller in Mehrfa-
milienhaus (6 WE), 3 Zi., Kii., Duschbad, Flur mit Abstellfla-
chen, Terrasse; Bj. ca. 1997, laufende Instandhaltung, Grof3e
63,03 m?, vermietet

Lage: Schlehenstr. 8, 16321 Bernau; EG rechts

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 67.000,00 EUR.

Im Termin am 17.03.2009 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieflich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3 K 337/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 2. Juli 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstralie 13, in 15344 Strausber g,
im Saal 2, das im Gr undbuch von Eggersdorf b. Strausberg
Blatt 1701 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. I, Gemarkung Eggersdorf-Strausberg, Flur 2, Flur-

stiick 666, Ludwigstrafle 5, Gebdude- und F reifla-

che, GroBle 967 m?
laut Gutachten vom 02.05.2007: Grundstiick mit Einfamilien-
wohnhaus, DDR-Typenhaus HB 4, frei stehend, massive Bau-
weise (Bungalowstil), eingeschossig, nebst massivem frei ste-
hendem Garagengebéude, Baujahr v ermutlich 1986 (Jahr der
Bauantragstellung), Eckgrundstiick,
Besichtigung war nur von au3en méglich
Lage: Ludwigstralie 5, 15345 Eggersdorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.11.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 131.500,00 EUR.
AZ:3 K 538/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 13. Juli 2009, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das imWohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1352
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemif3 Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 1 957/100000 Miteigentumsanteil an
Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstiick 145, Gebaude- und
Gebidudenebenfldchen,
GroBe 2.471 m?, Gartenland, Grof3e 3.479 n?, Dorfstraf3e 29,
verbunden mit dem Sondereigentum an detWohnung im HausA
im Erdgeschoss Mitte nebst Kellerraum jeweils Nr. 2 des Auf-
teilungsplanes.

das im Wohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1353 ein-
getragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemafl Bestands-
verzeichnis:

1fd. Nr. 1, 2.490/100.000 Miteigentumsanteil an

Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstiick 145, Gebaude- u. Ge-
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biudenebenflachen, Grofle 2.471 nt, Gartenland, Grofle 3.479 nt,
Dorfstralie 29,
verbunden mit dem Sondereigentum an dertWohnung im HausA
im Erdgeschoss rechts nebst Kellerraum jeweils Nr. 3 des Auf-
teilungsplanes.

und das im Wohnungsgrundbuch von Ahrensfelde Blatt 1356
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 2.416/100.000 Miteigentumsanteil an

Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstiick 145, Gebaude- u. Ge-
baudenebenflichen, GroBe 2.471 m 2, Gartenland, Grofe
3.479 m?, Dorfstrafle 29,

verbunden mit dem Sondereigentum an derfWohnung im HausA
im Obergeschoss rechts nebst Kellerraum jeweils Nr.6 des Auf-
teilungsplanes.

laut Gutachten: vermietete 2-Zimmer-Wohnungen mit Keller
und Balkon

Lage: Dorfstraf3e 29, 16356 Ahrensfelde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die Grundbuchblatter 1352
und 1353 am 12.04.2007 und in das Grundbuchblatt 1356 am
28.09.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

fiir das Grundbuchblatt 1352 auf
fiir das Grundbuchblatt 1353 auf
fiir das Grundbuchblatt 1356 auf

48.000,00 EUR
61.000,00 EUR
64.000,00 EUR.

Im Termin am 17.11.2008 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

AZ:3 K 823/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 13. Juli 2009, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstrale 13 in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Ahrensfelde Blatt 1351 einge-
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemif3 Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, 2.765/100.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstiick 145, Gebaude-
und Gebaudenebenfliachen, Gar tenland, Dorfstr. 29, Grofle
2.471 m*und 3.479 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an detWohnung im HausA
im Erdgeschoss links nebst Kellerraum jeweils Nr. 1 des Auftei-
lungsplanes.
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung (ca. 61,00 n¥ Wohnfldche)
im Erdgeschoss links mit Balkon; guter Zustand; vermietet
Lage: 16356 Ahrensfelde, Dorfstr. 29 A
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.03.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 55.000,00 EUR.

Im Termin am 17.11.2008 ist der Zuschlag versagt worden, weil

das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 3 K 822/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 13. Juli 2009, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstrale 13 in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Ahrensfelde Blatt 1354 einge-
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemif} Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, 2.712/100.000 Miteigentumsanteil an dem Gr und-
stiick Gemarkung Ahrensfelde, Flur 3, Flurstiick 145, Gebdude-
und Gebaudenebenfliachen, Gar tenland, Dorfstr. 29, Grofle
2.471 m*und 3.479 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an detWohnung im HausA
im Obergeschoss links nebst Kellerraum jeweils Nr. 4 des Auf-
teilungsplanes.
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung (ca. 61,00 n¥ Wohnfldche)
im Obergeschoss links mit Balkon; guter Zustand; vermietet
Lage: 16356 Ahrensfelde, Dorfstr. 29A
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.03.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 55.000,00 EUR.

Im Termin am 17.11.2008 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen
bleibenden Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ: 3 K 860/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 16. Juli 2009, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausber g, im
Saal 2, das imWohnungsgrundbuch von Strausberg Blatt 5334
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung geméil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 242,25/10.000 Miteigentumsanteil an dem Gundstiick
Gemarkung Strausberg, Flur 11
Flurstiick 9, Gebaude- und F reifldche, Ernst-Thilmann-Stra-
Be 101, GroBe 1.380 n,
Flurstiick 10, Gebdude- und F reifldche, Ernst-Thilmann-Stra-
Be 102, GrofBe 2.007 n,
Flurstiick 11, Gebdude- und F reifldche, Ernst-Thalmann-Stra-
Be 103, GrofBle 2.230 nv
verbunden mit dem Sondereigentum an dertWohnung Nr. 101 - 14
des Aufteilungsplanes und dem mit gleicher Nummer bezeich-
neten Kellerraum
laut Gutachten v om 18.04.2008: Sondereigentum an einer
2-Zimmer-Maisonette-Wohnung im DG/Spitzboden einschl.
Spitzboden und Keller in einem 4-geschossigen Mehrfamilien-
haus mit 14 Wohnungen, Baujahr ca. 1998, Gréfe: ca. 82,09 ni,
Sondernutzungsrecht an offenem Stellplatz, die Wohnung ist
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vermietet, gepflegter Zustand, kleinere Méngel, u. a. Schiden an
Dachfldachenfenstern, tlw. leichte Rissbildungen im Spitzboden
Lage: Ernst-Thialmann-Strae 101, 15344 Strausberg
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.04.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 77.000,00 EUR.

Im Termin am 28.10.2008 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot 7/10 des Grundstiickswertes nicht
erreicht hat.

AZ:3 K 158/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 23. Juli 2009, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebaude, Klosterstralie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Altlandsberg Blatt 3616 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung gemaf3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 2, Gemarkung Altlandsberg, Flur 5, Flurstiick 220,

Gebédude- und Freifliche, Strausberger Strafle 13,

Grofe 340 m?
laut Gutachten vom 17.02.2009: Grundstiick mit Mehrfamilien-
haus, Baujahr ca. 1900, Sanierung um 2000, Geschosse: Miet-
flache ca. 373 n* (6 WE), 3-geschossiges Vorderhaus mit Keller
und ausgebautem Spitzboden (5 WE), 2-geschossige Remise
ohne Keller (I WE), etwa mittlerer Ausstattungsstandard der
Mieteinheiten, solider und im Wesentlichen guter Bauzustand,
aber tlw. Instandsetzungsbedarf (u. a. Fassadenschidden, Feuch-
tigkeit im KG, tlw. ungiinstige Wohnungsgrundrisse),
Nebengebdude: Schuppen
Lage: Strausberg Strafle 13, 15345 Altlandsberg
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.11.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 200.000,00 EUR.
AZ: 3 K 548/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 23. Juli 2009, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Altlandsberg Blatt 234 cinge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Altlandsberg, Flur 5, Flurstiick 580, Ge-
baude- und Freiflache, Kirchstraf3e 6, 7, Am Markt 4,
Grofle 771 m?
laut Gutachten vom 23.02.2009: Eckgrundstiick mit Wohn- und
Geschiftshaus, Baujahr ca. 1900, Sanierung um 2002, Mietfla-
che ca. 513 m? (2 GE, 6 WE), teilunterkellertes Objekt in Mas-
sivbauweise mit mittlerem Ausstattungsstandard, Wohnfldche -
346 m’ (6 Wohnungen), Gewerbefldche - 167 n?* (1 Laden/1 Bii-
ro) zzgl. 50 m* Nutzfliche im KG (den Gewerbeeinheiten zuge-

ordnet), solider Bauzustand, aber Instandsetzungsbedarf (u. a.
Fassadenschédden, Feuchtigkeit im KG, tl w. Feuchtschdden in
den Einheiten, tlw. ungiinstige Wohnungsgrundrisse), Nebenge-
baude: Schuppen,

Lage: Am Markt 4/Kirchstrale 6, 7, 15345 Altlandsberg
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.11.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 250.000,00 EUR.
AZ: 3 K 549/08

Aufgebotssachen

Amtsgericht Fiirstenwalde

Aufgebot

1. FrauRosita Dembelein, geh Steegmann, geb. am 31.10.1942,
Buchenstralie 5, 86507 Oberottmarshausen,

2. Marianne Kelber, geb. Steegmann, geb. am 18.04.1944, Rei-
herstrale 12, 89269 Vohringen,

3. Herrn Harry Walter Steegmann, geb. am 01.08.1951, Ha-
senstraf3e 6, 89269 Vohringen,

4. Frau Petra Porstner, geb. Steegmann, geb. am 15.04.1961,
Giirtlerstrafie 35, 87600 Kaufbeuren,

5. Frau Manuela Braunschmidt, geb. Schulz, geb. am
24.10.1963, Martin-Luther-Stralie 15, 10777 Berlin,

6. Birgid Bruhn, geb. Schulz, geb. am 21.06.1949, Uhuweg 20 a,
12351 Berlin,

7. Marie-Luise Zimmermann, geb. Schulz, geb. am 18.07.1950,
Luitpoldstraf3e 3, 10781 Berlin,

8. Herr Uwe Steegmann, geb. am 10.08.1944, Gonter mann-
strafle 3, 12201 Berlin,

9. Frau Margot Schulz, geb. Richter, geb. am 16.11.1918, Ger-
hard-von-Scharnhorst-Strafie 2, 02977 Hoyerswerda,

- Antragsteller -

diese vertreten durch den Notar Herrn Stavorinus, Ehrenfried-
Jopp-Strafle 7 - 8, 15517 Fiirstenwalde/Spree,
- Antragstellervertreter -

haben das Aufgebot zur AusschlieBung der Vormerkungsbe-
rechtigten der auf ihrem Grundstiick von Hangelsberg, Grund-
buchblatt: 274, Flur 1, Flurstiick 284, Abt. I1 Ifd. Nr. 1, fiir den
Kaufmann Hans Gervais in Berlin eingetragenen Auflassungs-
vormerkung gemél § 887 BGB beantragt.
Die Glaubiger bzw. deren Rechtsnachfolger werden aufgefor-
dert, spatestens in dem auf

Mittwoch, 29. Juli 2009, 11:45 Uhr, Saal 210
vor dem unterzeichneten Gericht anberaumtenAufgebotstermin
ihre Rechte anzumelden, widrigenfalls ihre AusschlieBung er-
folgen wird.
Fiirstenwalde, den 02.03.2009
AZ:26 C431/07
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Amtsgericht Kénigs Wusterhausen

Aufgebot
Die Eigentiimer
1. Brigitte Stosch
Mertensstraf3e 6, 29223 Celle
2. Marianne Lally
Ulmenweg 7, 25335 Elmshorn
- Klégerinnen -

Prozessbevollmichtigt: zu 1., 2.) Rechtsanwélte Mieth, Zim-
mermann & Franze
Ehrenfelsstr. 39, 10318 Berlin
AZ: 694/04F25Hfra

haben das Aufgebot zum Zwecke der Ausschlieung des unbe-
kannten Berechtigten einer Vormerkung und Erlass eines Aus-
schlussurteils tiber die im Grundbuch des Amtsgerichts Konigs
Wausterhausen von Kolberg Blatt 114, Abteilung III, Ifd. Nr. 2
eingetragenen Vormerkungen zur Sicherung des Anspruchs auf
Einrdumung einer Sicherungshypothek zum Hochstbetrage von
zweihundertsiebzig Goldmark, wobei eine Goldmark dem Prei-
se von 1/2790 kg Feingold entspricht, geméf Bewilligung vom
18.09.1928 beantragt.

Als Glaubiger der Vormerkung ist eingetragen:

Architekt Karl Hiller, Berlin NW 7, Unter den Linden 47.

Die Gldubiger werden aufgefordert, spitestens in dem auf
Mittwoch, 28. Oktober 2009, 9:00 Uhr, Saal 304
anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte anzumelden, widri-

genfalls ihre AusschlieBung erfolgt.
Amtsgericht Kénigs Wusterhausen, 23.03.2009
AZ:9 C 340/08

Aufgebot
Herr Harald Bertold Fiss,
geb. am 27.03.1944,
wohnhaft: Bernsteinring 74 in 12349 Berlin
- Antragsteller -

hat das Aufgebot zur AusschlieBung des Glaubigers der auf sei-

nem Grundstiick Grof3ziethen, Blatt 257 in Abteilung III Nr. 3

fiir den Schneidermeister Karl Busse in Berlin eingetragenen

Hypothek von 10.000 RM, verzinslich zu 5 % jéhrlich, gemal3

§ 1170 BGB i. V. m. § 982 ff. ZPO beantragt.

Der Glaubiger wird aufgefordert, spétestens in dem auf
Dienstag, 3. November 2009, 9:15 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Konigs Wusterhausen,

Schlossplatz 4, Saal 304, 15711 Koénigs Wusterhausen, anbe-

raumten Aufgebotstermin seine Rechte anzumelden, widrigen-

falls seine AusschlieBung erfolgen wird.

Amtsgericht Kénigs Wusterhausen, 17.03.2009

AZ:20 C 495/08

Aufgebot
Die Eigentiimer
1. Brigitte Stosch,
Mertensstrafle 6, 29223 Celle
2. Marianne Lally,
5 Lafayette Place, East Hampton, N.Y., 11937 USA
- Antragsteller -

Verfahrensbevolldchtigt: Rechtsanwilte Mieth, Zimmer mann
Franze
Ehrenfelsstraf3e 39, 10318 Berlin

haben das Aufgebot zum Zwecke der Ausschlieung der unbe-
kannten Berechtigten einer Auflassungsvormerkung und den Er-
lass eines Ausschlussurteils iiber die im Grundbuch des Amts-
gerichts Konigs Wusterhausen von Kolberg Blatt 114, AbteilungII,
Ifd. Nr. 1, Ziffer 7 eingetragenen Vormerkung zur Auflassung ei-
ner ausgetorften Wiese von 1 1/2 Morgen Fliache nach dem Ver-
trag vom 04.06.1852 und ein Uberfahrtsrecht iiber den Gutsa-
cker beantragt.

Als Gldubiger der Vormerkung sind eingetragen:

Biidner Péthke und Frau Johanna Luise, geb. Melchert, in Klein
Eichholz.

Die Glaubiger werden aufgefordert, spatestens in dem auf
Montag, 14. Dezember 2009, 9:00 Uhr,
Amtsgericht Konigs Wusterhausen, SchloBplatz 4, 15711 Ko-
nigs Wusterhausen, Saal 304, anberaumten Aufgebotstermin ih-
re Rechte anzumelden, widrigenfalls ihre AusschlieBung erfolgt.
Amtsgericht Kénigs Wusterhausen, 23.03.2009

AZ:20 C 320/08

Amtsgericht Oranienburg

Aufgebot
Paul Raeder, gesetzlich vertreten durch die GEHUS-Gesell-
schaft fiir Haus- und Gundstiicksverwaltung, Unternehmensbe-
ratung und Softwareentwicklung mbH, vertreten durch die Ge-
schéftsfithrer Sabine Zellmer und Frank Ruppersberger,
An der Promenade 2, 15345 Alt Landsberg

- Antragsteller -

hat das Aufgebot zur AusschlieBung der unbekannten Berech-
tigten mit ihren Rechten an seinem Grundstiick, eingetragen
im Grundbuch des Amtsgerichts Oranienburg von Borgsdorf
Blatt 125, in derAbteilung II laufende Nt 3 eingetragenen ding-
lichen Vorkaufsrechts flir den Kaufmann Willy Gerlach in Ber-
lin-Pankow gemal § 6 des Vertrages vom 26.09.1937 eingetra-
gen am 05.02.1938, beantragt.
Die Berechtigten werden aufgefordert, spétestens in dem auf
Donnerstag, 12. November 2009, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Berliner Straf3e 38, I. Geschoss, Saal VII,
anberaumten Aufgebotstermin ihre Rechte anzumelden, da sie
sonst mit ihren Rechten ausgeschlossen werden konnen.
AZ:22 C93/08
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Ausschlussurteil

In der Aufgebotssache

Mittelbrandenburgische Sparkasse in Potsdam, Referat Oberha-
vel, z. H. Frau G. John, Bahnhofstr. 12, 15711 K&nigs Wuster-

hausen, AZ: 252.1-KN 741047758
- Kléagerin -

hat das Amtsgericht Oranienburg durch die Richterin am Amts-

gericht Heide am 11.03.2009 fiir Recht erkannt:

1. Der Grundschuldbrief iiber die im Grundbuch von Borgs-
dorf, Blatt 1318, Abt. III laufende Nummer 1 eingetragene
Briefgrundschuld iiber 50.000,00 DM wird fiir kraftlos er-

klart.
2. Die Antragstellerin trigt die Kosten des Verfahrens.

AZ:29 C 82/08

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechts-
datenbank BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne
Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen

papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechts-
datenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne 
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